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Überdurchschnittlich viele Frauen und Kinder ausländischer Familien sind lohnabhängig. Die Vorbereitungsklassen für 
ausländische Kinder sollen eingeschränkt, die Wohnungssituation nicht verbessert werden.

A usländerpolitik

Bundesregierung für weiteren Anwerbestopp und 
Verschärfung des Asylrechts für Ausländer
„Die Integration der Ausländer, die 
bei uns leben und arbeiten, ist schwie­
rig. Zeigen wir ihnen, daß wir gute 
Nachbarn sind! ... Wir werden am 
Anwerbestopp festhalten. Wir achten 
darauf, daß nur tatsächlich Verfolgte 
Asyl erhalten.“ Mit dieser Mischung 
aus Appell an die private Hilfe und 
Andeutung, daß gleiche Rechte nicht 
gewährt werden sollen, umriß Bundes­
kanzler Schmidt die Fortsetzung der 
Ausländerpolitik der Regierungskoali­
tion.

Nach Gründung der Bundesrepublik 
füllten die westdeutschen Kapitalisten 
ihren Bedarf an Menschen im arbeits­
fähigen Alter, die durch den Krieg de­
zimiert waren, vor allem aus Flüchtlin­
gen und sogenannten Vertriebenen 
auf. Zwischen 1946 und 1957, also vor 

* Beginn der Masseneinwanderung von 
ausländischen Arbeitern, wuchs die 
Zahl der lohnabhängig Beschäftigten 
um 30,4%. Die Flüchtlinge wurden 
teils in die Industriezentren, teils in die 
Landwirtschaft verschoben. Die Bour­
geoisie nutzte den großen Druck, den 
sie auf den Arbeitsmarkt ausübten, 
einerseits für allgemeine Hungerlöhne,

Streikposten der IG Metall 1976. 13% der Mitglieder waren Ausländer.

andererseits, um Lockerungen der 
durch die Besatzungsmächte festgeleg­
ten Produktionsverbote für die 
Sch werind ust rie du rchzusei zen.

1961 unterband die Regierung der 
DDR den ständigen Abzug von qualifi­
zierten Arbeitskräften aus ihrem , 
Staatsgebiet durch den Bau der Mauer i 
in Berlin. Etwa ab diesem Zeitpunkt 
schloß die BRD verstärkt Anwerbever- i 
träge mit bestimmten Ländern ab, 
nicht wie früher durch einzelne Kapita­
listen oder Konzerne, sondern zentral j 
durch den bürgerlichen Staat über die I 
Bundesanstalt für Arbeit, die zu die- ; 
sem Zweck Außenstellen im Ausland 
einrichtete. Durch das Arbeitsförde­
rungsgesetz 1968 wurde die Beschaf­
fung von Arbeitskräften im Ausland 
als ihr Monopol gesichert.

Anwerbevereinbarungen wurden
1960 mit Spanien und Griechenland,
1961 mit der Türkei, 1964 mit Tunesien 
und Marokko abgeschlossen. Mit Ju­
goslawien wurde über mehrere Jahre 
hinweg verhandelt, eine Vereinbarung 
kam aber erst 1968 zustande, da die 
Bundesregierung die Bedingungen Ju-

| goslawiens nicht akzeptieren wollte. 

das als einziges der Anwerbeländer 
durchsetzte, daß die Bundesanstalt 
sich nicht wie in erobertem Gebiet be­
nehmen konnte. Die jugoslawische Re­
gierung ist selber Dienstherr der Ver­
mittlungsstelle und stellt das jugoslawi­
sche Personal ein. Die Arbeiter brau­
chen nicht auf eigene Kosten zum Ort 
der Anwerbestelle zu reisen. Zudem 
hat Jugoslawien sich Rechte vorbehal­
ten in be/ug auf die Sperrung bestimm­
ter Gebiete für die Anwerbung und in 
gewissem Umfang die Entscheidung 
über die Zuteilung der angebotenen 
Stellen auf seine Arbeitsamtbezirke, 
die dezentral entscheiden.

Dagegen schwärmen die Kapitalisten 
von dem zentralen Anwerbeverfahren 
in der Türkei, wo der Arbeiter wie Vieh 
aufgrund von Wartelisten abgerufen, 
der deutschen Verbindungsstelle vorge­
führt, durch die medizinische Beschau 
geschleust, nach Tauglichkeit aussor- 
liert, mit Stempeln versehen und ab­
transportiert wird, so daß binnen vier 
Wochen nach Anforderung die Ware 
Arbeitskraft an Ort und Stelle ist.

Lange wurde von den bürgerlichen 
Politikern die Fiktion aufrecht erhal­
len, daß, um die Schwierigkeiten der 
Ausländer mit den Lebensbedingungen 
in der BRD zu mindern, der ,,Europä­
ergrundsalz“ angewendet werde, der 
von der Ständigen Konferenz der In­
nenminister im Juni 1965 verabschie­
det wurde. Er besagt, daß Staatsange­
hörigen außereuropäischer Staaten so­
wie aus Ostblockstaaten Aufenthalt 
und Arbeit in der BRD grundsätzlich 
nicht gestattet werden. Die Ausnah­
men USA, Australien, Kanada, Neu­
seeland, Israel wurden so erklärt, daß 
„die Bewohner dieser 1 änder zu einem 
hohen Prozentsatz europäischer Ab­
stammung“ seien. Diese denkwürdige 
Ausweitung des ,.europäischen“ Sied-
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Schulpolitik des 
Arbeitsministers

Die „deutsche Regelklasse“ ist das 
Maß aller Bildung für Jugendliche 
in der BRD. So will es das Ehren- 
bergministerium. Man darf sich 
darunter keinesfalls einen gesicher­
ten Umfang an Grundausbildung 
für alle Kinder, gleich welcher Na­
tionalität, vorstellen. Es geht um 
die gesetzlich gesicherte Unter­
drückung der Kultur ausländischer 
Staatsangehöriger und nationaler 
Minderheiten, soweit Ausländer die 
Einbürgerung vollzogen haben.
Im Bundesarbeitsblatt 5/80 hat Eh­
renberg seine Vorstellungen über 
die „Verbesserung der Bildungs­
chancen ausländischer Kinder, Ju­
gendlicher und Erwachsener“ dar­
gelegt. Danach soll zunächst die 
Zeil, die ausländische Kinder, nach 
Nationalitäten zusammengefaßt, in 
der Schule verbringen, gesenkt wer­
den. Die Teilnahme an Vorberei- 
tungsklassen soll auf zwei Jahre, 
besser ein Jahr befristet werden.

Unterricht in ihrer Muttersprache 
soll auf jeden Fall unter deutscher 
Schulaufsicht stattfinden, um zu 
verhindern, daß die ausländischen 
Eltern bestimmen können, welche 
Lehrer geeignet sind, ihre Kinder in 
ihrer nationalen Kultur zu unter­
richten und um politisch mißliebige 
ausländische Lehrer auszuschalten. 
Das fördert sehr die „Integration“, 
d.h. die Bindung auch aller priva­
ten Verhältnisse an den Willen der 
westdeutschen Bourgeoisie.

Für spät eingereiste Jugendliche 
sollen mehr Intensivkurse in der 
deutschen Sprache eingerichtet 
werden. Nicht etwa, damit sie sich 
mit den deutschen Mitschülern und 
Arbeitskollegen besser verständigen 
können, sondern um ihre Bereit­
schaft zu steigern, sich dem Pro­
gramm „Maßnahmen zur Berufs­
vorbereitung und sozialen Einglie­
derung junger Ausländer (MBSE)“ 
zu unterziehen, das speziell für die 
überdurchschnittlich vielen auslän­
dischen Jugendlichen ohne Haupt­
schulabschluß entworfen wurde. 
Daran soll nichts geändert werden, 
sondern die Kapazität dieses Pro­
gramms von jetzt 10000 Plätzen 
auf 20000 in den Jahren 1982/83 
gesteigert werden.

So soll der „möglichst nahtlose 
Übergang vom Bildungssystem in 
das Erwerbsleben“ erreicht wer­
den .

lungsraumes deckte dennoch nicht die 
auch stattgehabte Anwerbung koreani­
scher Krankenschwestern, japanischer 
Bergleute und von Arbeitern aus Ma­
rokko und Tunesien ab. Sie definierte 
eher die Absicht, einen sicheren Ar- 
beitsmarkl speziell für die westlichen 
Kapitalisten zu schaffen. Offiziell hört 
man von diesem Grundsatz nichts 
mehr, seit massenhaft Flüchtlinge aus 
asiatischen und afrikanischen Ländern 
zum Druck auf den Arbeitsmarkl be­
nutzt werden.

Am 12. September hat Ehrenberg 
die neugefaßte „Verordnung über die 
Arbeitserlaubnis für nichtdeutsche Ar­
beitnehmer (Arbcitserlaubnisverord- 
nung)“ bekanntmachen lassen. Damit 
werden die Bedingungen für die Ar- 
beitserlaubnis der Arbeitskräfte aus 
anderen Ländern als der EG und den 
Anwerbeländern geändert. Die Bestim­
mung, daß solche Ausländer, die nach 
dem Stichtag 30. November 1974 ein­
gereist sind, keine Arbeitserlaubnis be­
kommen, bleibt bestehen, erhält aber 

Vor allem aus der EG (mittelgrau) und aus den sog. Anwerbeländern (hellgrau) 
beziehen die BRD-Imperialisten zusätzlich benötigte Arbeitskräfte. Aus folgen­
den Ländern kamen im März 1980 je über 10000 Lohnabhängige in die BRD: 
Türkei 569300, Jugoslawien 359200, Italien 308100, Griechenland 140139, Spa­
nien 87700, Österreich 83698, Portugal 59700, Frankreich 47290, Niederlande 
40106, Großbritannien und Nordirland 30898, Vereinigte Staaten 16310, Ma­
rokko 16214, Tschechoslowakei 12508, Jordanien 11366, Indien 10376.
eine Reihe von Ausnahmen. In be­
stimmten Branchen kann die Arbeits­
erlaubnis erteilt werden. Diese sind, 
wie aus dem Arbeitserlaubnisbericht 
des Ehrenbergministeriums vom Okto­
ber 1980 hervorgehl, „Wirtschaflsbe- 
reiche, die unter besonderen personel­
len Engpässen leiden“, nämlich Berg­
bau, Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Konserven-und Torfindustrie, also 
durchweg Branchen mit schweren Ar­
beitsbedingungen, Arbeit zu unregel­
mäßigen Zeiten und niedrigen Löhnen. 
Seil I. April gilt die Stichtagsregelung 
nicht mehr für Ehegatten und Kinder 

von Arbeitern, die am Stichtag bereits 
fünf Jahre in der BRD lohnabhängig 
waren. An ihrer Stelle gilt die „Warle­
zeitregelung“, die bestimmt, daß sic in 
eben solchen Branchen mit „Engpäs­
sen“ nach Ablauf von vier Jahren ar­
beiten dürfen, bei großem Überhang 
von offenen Stellen schon nach drei 
Jahren. Die Kinder dieser Eltern kön­
nen bereits nach zwei Jahren Wartezeit 
zum Torfstechen usw. gejagt werden, 
wenn sie vor Vollendung des 18. Le­
bensjahres eingereist sind.

Asylbewerber erhalten im ersten 
Jahr ihres Aufenthaltes prinzipiell kei­
ne Arbeitserlaubnis. Nach Ablauf des 
Jahres haben sie noch immer keinen 
Anspruch auf Vermittlung, denn ent­
schieden wird nach Ermessen, „nach 
Lage und Entwicklung des Arbeits­
marktes unter Berücksichtigung der 
Verhältnisse des einzelnen Falls“. Für 
die Ehegatten und Kinder der Asylbe­
werber gilt ebenfalls die Wartezeilrege- 
lung.

Die Bundesregierung hat ihre Slrate- 

gie der „Integration“ 1973 mit dem 
„Aktionsprogramm zur Ausländerbe- 
schäftigung“ begonnen. Was sie auf 
jeden Fall verhindern will, ist, daß die 
Einbürgerung entsprechend den Inter­
essen der Arbeiterklasse gesetzlich ge­
regelt wird, nämlich verbindlich für al­
le aufgrund eines Gesetzes mit Mög­
lichkeit der einmaligen Verschiebung. 
Sie hat Interesse daran, daß jeder Aus­
länder individuell entscheidet und auf 
keinen Fall ein Anspruch gleich mit der 
Arbeitsaufnahme entsteht. In seinem 
Bericht vom Mai schrieb das Bundesar­
beitsministerium: „Ob der Aufenthalt



Geschichte der Ausländer in Deutschland Daten
1890: 508595 Ausländer. Beginn der 
Polenwanderung aus den damaligen 
Ostgebieten des Deutschen Reiches 
ins Ruhrgebiet für den sich sprung­
haft entwickelnden Bergbau. Polen 
aus Österreich und Rußland durften 
nur auf den Gütern Preußens be­
schäftigt werden, meist als Wander- 
d.h. Saisonarbeiter.
1900: 823 597 Ausländer. Eine Spra­
chenstatistik ergab 4283 720 Mitglie­
der nationaler Minderheiten, d.h. 
7,8% der gesamten Bevölkerung des 
Deutschen Reiches. Davon waren 
3086489 Polen, deren Heimatland 
seit 1795 unter Österreich, Rußland 
und Deutschland dreigeteilt war.
1907: Erster Höhepunkt der Auslän­
derbeschäftigung, 850000, d.h. eine 
Ausländererwerbsquote von 4,6% 
1914: Inzwischen 350000 - 450000 
Polen im rheinisch-westfälischen In­
dustriegebiet . 782858 Wanderarbei­
ter, davon 346122 für die Industrie 
Obcrschlesiens.
1915: Mit Beginn des 1. Weltkrieges 
nahm die Zahl der Ausländer rapide 
ab. 560514 Wanderarbeiter.
1918/19: 278896 ausländische, davon 
121442 polnische Arbeiter aus Ruß­
land und Österreich
1932: Ausländerbeschäftigung war 
verboten, große Arbeitslosigkeit.
1934: Erneute Anwerbung von Aus­
ländern. Staatsverträge mit Polen, 
Italien, Ungarn, Holland, Tsche­
choslowakei, Jugoslawien.
1940: 1306945 ausländische Arbei­
ter, davon 798 101 Polen aus den be­
reits besetzten Gebieten zur Zwangs­
arbeit verschleppt, davon 641252 für 
die Landwirtschaft. Im November 
1940 waren auch schon 1595 409 
Kriegsgefangene Zwangsarbeit er.

Erfaßter weiterer Bedarf an Kriegsge­
fangenen: 194766.
Juli 1942: 3,15 Mio. sog. zivile auslän­
dische Beschäftigte und 1,5 Mio. 
Kriegsgefangene.
Sept. 1944: 7,5 Mio. ausländische Ar­
beiter und Kriegsgefangene, d.h. 20% 
aller abhängig Beschäftigten.
1946: Wenig Ausländer in dem Gebiet 
der BRD, aber bereits 5 948000 ”Ver­
triebene und Flüchtlinge“.
1957: Insgesamt 12177000 “Vertriebe­
ne und Flüchtlinge“, die nach ihrer . 
ursprünglichen Ansiedlung in ländli- | 
chen Gebieten, in die Industriezentren 
verlegt wurden, wo sie 1946 15,2% und ; 
1957 35,4% der Bevölkerung ausmach- i 
len.
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1889: Gründung des Bergarbeiterver­
bandes. 1890 Generalversammlung 
zu Bochum: “sobald wie möglich ei­
ne wöchentliche Herausgabe des Or­
gans in polnischer Sprache zu be­
werkstelligen“.
1899: Bergpolizeiverordnung, die bei 
bestimmten Arbeiten fremdsprachige 
Arbeiter nicht zuließ, poln. Hinweis­
schilder zur Arbeitssicherheil verbot. 
1902: Die polnischen Bergleute grün­
den darauf eigene Gewerkschaft.
1905:An dem großen Bergarbeiter­
streik beteiligen sich geschlossen alle 
3 Gewerkschaftsverbände.
1908: Reichsvereinsgesetz, §12: auf 
öffentlichen Versammlungen sind al­
le Fremdsprachen verboten. Wider­
stand nur von Sozialdemokraten, 
auch im Reichstag. Die Kapitalisten 
wollten die gewerkschaftliche Arbeit 
unter den Ausländern lahmlegen.
1920: Die Republik Polen wurde ge­
gründet. Der Versailler Vertrag billig­
te den Polen in Deutschland eine Er- 
klärungsfrist von 2 Jahren zu, um die 
gewünschte Staatsangehörigkeit zu 
wählen. 100000 Polen verlassen das 
Ruhrgebiet, um in ihre Heimat zu­
rückzukehren. Mind. 50000 wandern 
nach Frankreich aus. Ab dem 
1.1.1923 war für Ausländer eine Ar­
beit serlaubnis erforderlich.
1941: Verordnung über die Lohnge­
staltung. “Ohne die Absetzung der 
Polen gegenüber den deutschen 
Schaffenden auf dem sozialen Sektor 
würde der deutsche Arbeiter mit 
Recht verlangt haben, den in der 
deutschen Propaganda so stark be­
tonten Abstand zum polnischen 
Volkstum durch eine Verbesserung 
seiner Arbeitsbedingungen herausge- 
st eilt zu sehen. . . .stehen schwerwie­
gende Bedenken aus Gründen der 
Kriegswirtschaft entgegen.“

in der Bundesrepublik und die Integra­
tion in unser gesellschaftliches Leben 
im Einzelfall in die Einwanderung 
münden, muß der Ausländer selbst 
entscheiden. Die Ausländerpolitik soll­
te lediglich die rechtlichen Vorausset­
zungen für einen solchen freien Ent­
schluß erleichtern, nicht jedoch ein sol­
ches Ziel vorgeben. Den Absichten je­
ner Ausländerfamilien, die die Bundes­
republik wieder verlassen wollen, darf 
nicht entgegengewirkt werden . . . Von 
einem Einbürgerungsbewerber ist da­
her eine gewachsene Beziehung und 
Bindung als Bürger zum Gemeinwesen 
zu fordern. Nur so bleibt die Staatsan­
gehörigkeit in ihrer wesentlichen Funk­
tion für den Staat mit lebendigem In­
halt erhallen . . . Daher wird nach der 
geltenden Praxis grundsätzlich ein län­
gerer Aufenthalt in Deutschland gefor­
dert, und zwar ein Mindestaufenthalt 

von 10 Jahren.“ Diese Zeit soll jetzt 
auf acht Jahre verkürzt werden. Hier 
geborene Kinder von Ausländern sol­
len einen Anspruch auf Einbürgerung 
erhalten.

Die Bundesregierung wünscht eine 
gewisse Vermehrung der Einbürgerung 
unter ihrer Kontrolle, besonders von 
jungen Ausländern, die durch eine 
Ausbildung in der BRD besser auf die 
Ansprüche der westdeutschen Kapitali­
sten vorbereitet sind. Sie verspricht 
sich eine Verbesserung des Verhältnis­
ses von Lohnsteuerzahlung und Ren­
tenzahlung, die auf die ganze Arbeiter­
klasse Druck im Sinne des Generatio­
nen Vertrages ausüben soll. Sie lobt den 
\erbcsserten Altersaufbau, der durch 
die Zufuhr der Ausländerkinder und 
fehlende alle Einwanderer, also durch 
eine Zuschuß an Bevölkerung im ar­
beit s- und gebärfähigen Aller erreicht 

wird und mindestens bis 1995 bei den 
Renten kostendämpfend wirken soll.

Bürgerliche Institute stellen fest, daß 
das durchschnittliche Familieneinkom­
men der Ausländer über dem der Deut­
schen liegt, und versuchen so, die Tat­
sache, daß die Mehrheit der ausländi­
schen Arbeiter keine genügend großen 
Wohnungen mieten, in sanierungsbe­
dürftigen Altbauten und Wohnheimen 
wohnen, umzumünzen in eine Eigen­
schaft der Ausländer. Ehrenberg hat 
die Erforschung der Wünsche der Aus­
länder in dieser Richtung angeregt, 
wahrscheinlich um die passende Ein­
heit sbaracke bauen zu lassen. Ver­
schwiegen wird dabei, daß dieses tat­
sächlich höhere Durchschnittseinkom­
men nur durch Einspeisung von über­
durchschnittlich vielen Familienange­
hörigen in den kapitalistischen Pro­
dukt ionsprozeß erreicht wird.
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Aus Politik und Wirtschaft - kurz berichtet

Streik der südafrikani­
schen BMW-Arbeiter

Gerade hatte der BMW-Kon- 
zern die angeblich vorbildli­
chen Arbeitsbedingungen in 
seinem südafrikanischen Werk 
herausgestellt, da meldete die 
Presse tags drauf am 28.11. ei­
nen Streik der über 1000 
schwarzen BMW-Arbeiter für 
einen neuen Tarifvertrag. 
Nach Informationen des Inter­
nationalen Metallarbeiterbun­
des IMB erzwangen die Arbei­
ter eine Erhöhung des Min­
destlohns von 1,45 auf 1,65 
Rand/Stunde (1 Rand = 2,50 
DM). Das ist eine Angleichung 
an die Löhne in der Eastern 
Cap-Provinz, wo im Sommer 
die Arbeiter von VW Südafri­
ka gestreikt hatten. 60 PKWs 
täglich läßt der BMW-Konzern 
in dem Werk bei Pretoria pro­
duzieren. Auf dem südafrika­
nischen Automarkt, der in die­
sem Jahr um 30% gewachsen 
ist, hat BMW einen Anteil von 
4% erobert (VW 16,3%, Ford 
und Mazda 12,2%, Mercedes 
3,4%). Die westdeutschen Au­
tokonzerne (einschl. Opel und 
Ford BRD) kontrollieren 35% 
des südafrikanischen Markts 
Bis 1983 will BMW die Kapazi­
tät des Montagewerks verdop­
peln. Durch Niedrigstlöhne, 
niedrige Steuern und hohe Au­
topreise (20- 30% über BRD) 
finanziert BMW die Expan­
sion allein aus den Profiten in 
Südafrika.

BRD liefert U-Boote 
an Norwegen

Mit einer Vereinbarung über 
rüstungstechnische Zusam­
menarbeit mit Norwegen eta­
bliert sich der BRD-Imperialis- 
mus noch mehr an der NATO- 
Nordflanke. U.a. liefern BRD- 
Werften (HDW-Kiel oder 
Thyssen-Emden) für 1 Mrd. 
DM 10 U-Boote an Norwegen, 
das größte Rüstungsabkom­
men des Landes mit europäi­
schen NATO-Partnern. Seit 
kurzem kreuzen BRD-Kriegs- 
schiffe im NATO-Au ft rag im 
Nordmeer.

USA: Exportkredit­
krieg gegen EG

Nicht einigen über die Anpas­
sung der Exportkreditbedin­
gungen konnten sich die west­
lichen Imperialisten Ende No­
vember auf einer OECD-Kon- 
ferenz in Paris. Die EG-Impe­
rialisten hatten eine Anhebung 
der Mindest Zinssätze für staat­
lich geforderte Exportkredite 

der EG-Länder um 0,6 bis 1% 
auf 8,1 bis 9,75% (je nach 
Laufzeit und Empfängerland) 
angeboten. Den US-Imperiali- 
sten ist das zu wenig. Sie ver­
langen eine Anpassung an die 
Marktzinsen, die jetzt auf dem 
Euromarkt für langfristige 
Dollar-Kredite bei 14% liegen. 
Die USA drohen, einseitig die 
Laufzeiten für die von der US- 
Exim-Bank gewährten Export­
kredite von 10 auf 15 bis 20 
Jahre zu verlängern, wenn bis 
Mitte Dezember keine Eini­
gung erzielt wird.

Bafög-Änderungen 
für Selbständige

Durch Koalitionsvereinbarung 
der neuen Bundesregierung ist 
der BAFÖG-Etat für die näch­
sten beiden Jahre auf 2,4 Mil­
liarden DM eingefroren. Die 
FDP will eine Erhöhung des 
Darlehensanteils von 150 DM 
auf 300 DM. Schmude seiner­
seits beabsichtigt stattdessen 
direkte Kürzungen durch Neu­
bestimmung des anrechnungs­
fähigen Einkommens der El­
tern. Abschreibungen oder 
Vermögensbildung sollen nicht 
weiter wie bei der Steuer in 
Abzug gebracht werden kön­
nen.

Einsparungen bei 
Heil- und Hilfsmitteln
Zum 24.11. hatte Bundesar­
beitsminister Ehrenberg die 
"Konzertierte Aktion im Ge­
sundheitswesen“ - Vertreter 
der Krankenkassen, Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker, Kran­
kenhäuser, Pharmahersteller, 
Gewerkschaften, Arbeitgeber 
der Länder und Kommunen 
sowie weitere Bundesministe­
rien - zum 6. mal zusammen­
gerufen, um neue "Empfeh­
lungen“ zur Kostendämpfung 
im Gesundheitswesen auf der 
Grundlage bestehender Geset­
ze zu verabschieden. - Auf 
der Tagesordnung standen die 
sog. humane Krankenversor­
gung, Kürzung bei Zahlungen 
für Zahnersatz (Ausgabenstei­
gerung 15,5% im 1. Hj. 1980) 
- dies wurde auf das nächste 
Jahr verschoben - und Kür­
zungen bei Heil- und Hilfsmit­
teln (Steigerungsrate 11,9% im
1. Hj. 1980), vor allem bei 
Krankengymnastik, Massagen, 
Bestrahlungen, Bädern, Bril­
len, Hörgeräten, Krankenfahr­
stühlen und Körperersatz­
stücken. Diese Behandlungen 
sind im wesentlichen bei Ver­
schleißkrankheiten erforder-

6000 Studenten folgten am 4.12. einem Aufruf der bayerischen 
Landesastenkonferenz und demonstrierten in München gegen Se­
mestergelder und Prüfungmeldefristen. Bereits im Sommer hatte 
das Maier-Ministerium versucht, Gebühren für Studenten einzu­
führen, die u.a. mehr als vier Semester über die BAFöG-Höchst- 
förderungsdauer studieren, häufiger den Studiengang wechseln 
... Streiks und Demonstrationen in Würzburg, Nürnberg und 
München zwangen das Ministerium, die Regelung teilweise zu­
rückzuziehen.

lieh, also Unkosten der Inten­
sität der Arbeit. Bei der Sozial­
versicherung der Bergarbeiter 
(Knappschaft) liegen nicht um­
sonst die Steigerungsraten für 
diese Heil-und Hilfsmittel mit 
20% am höchsten. Im rhei­
nisch-westfälischen Industrie­
gebiet liegen auch die Kran­
kenkassenbeiträge der AOKs 
am höchsten, bis zu 15% ge­
genüber durchscnittlich
12,2%. Mit vollem Recht ha­
ben die Bergarbeiter auf ihrem 
Gewerkschaftskongreß daher 
Arbeiterschutzforderungen er­
hoben, wie z.B. 4-Tage- 
Woche. - Was will aber Eh­
renberg: .. . Leistungsumfang 
der Kassen abgrenzen und 
Möglichkeiten der Kostenbe­
teiligung prüfen lassen. Die 
Patienten sollen zum sparsa­
men Nutzen des Leistungsan­
gebotes angehalten werden.

Frauendienstpflicht 
wird geprüft

Frauenausschüsse der Einzel­
gewerkschaften und die Initia­
tive ,,Frauen in die Bundes­
wehr - wir sagen nein“ führ­
ten gegen die Pläne der Bun­
desregierung, Frauen in die 
Bundeswehr zu ziehen, eine 
Aktionswoche mit Demonstra­
tion vom 1. bis 6. Dez. in 
Hamburg, Bonn und München 
durch. Äpel hat Fragebögen 
versenden lassen, um die Ver­
wendungsmöglichkeiten von 
Frauen zu prüfen. Außer dem 
Sanitätsbereich denkt Apel an 
Frauen bei Fernmelde- und 
Nachschubeinheiten, Trans­
portflugzeug-Pilot innen. 
CDU-MdB Würzbach nennt 
mehr als 50 Verwendungen für 
Frauen.

Gesetze gegen Bild­
schirmarbeit abgelehnt 
Das Bundesarbeitsministerium 
lehnt, angeblich wegen man­
gelnder wissenschaftlicher Er­
kenntnis, gesetzliche Ein­
schränkung der Bildschirmar­
beit ab. Die Gewerkschaft 
könne Tarife bzw. Betriebsver­
einbarungen abschließen. Dies 
ist den Kapitalisten recht, weil 
sie so den Kampf gegen die 
Bildschirmarbeit wegen ,,Ra­
tionalisierungseffekt“, d.h. 
Arbeitslosigkeit von Angestell­
ten, besser spalten können.

Dienstmarathon für 
Ärzte soll weitergehen 
Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat die Klage des Ham­
burger Arztes Dr. Junghans 
gegen die Gesundheitsbehörde^ 
auf Beschränkung der Bereit­
schaftsdienste auf einen pro 
Woche abgelehnt. Aus der 
mündlichen Begründung: nach 
gültigem Tarifvertrag sind 
„von Ausnahmen abgesehen, 
nicht mehr als 8 (Dienste) pro 
Monat“ möglich, ferner kön­
ne sich ein Arzt im Anschluß 
an den Bereitschaftsdienst 
vom Tagdienst befreien lassen, 
wenn er sich nach besonderer 
Belastung „übermüdet fühlt“ 
(SR 2c BAT). Die personellen 
Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, sei Aufgabe des 
Krankenhausträgers. Über die 
Klage von Dr. Limbrock und 
der ÖTV gegen die Hamburger 
Gesundheitsbehörde hat das 
BAG noch nicht entschieden. 
Das Landesarbeitsgericht hatte 
der Klage stattgegeben. Die SR 
2c BAT ist bereits von den Ge­
werkschaften gekündigt wor­
den.
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Europäisches Währungssystem

BRD: Europäische Zentralbank mit 
,,Unabhängigkeit wie Bundesbank“
Um das Europäische Währungssystem 
EWS ging es unter anderem beim Tref­
fen der EG-Regierungschefs in Luxem­
burg am 1 ./2. Dezember. Am 12. März 
1981, zwei Jahre nach Inkrafttreten 
des EWS, sollte die zweite Phase der 
Währungsintegration beginnen.

Gegenwärtig haben die EG-Länder 
20% ihrer Währungsreserven in Gold 
und Dollar beim EWS hinterlegt und 
dafür ECUs bekommen, eine den Son­
derziehungsrechten beim IWF ver­
gleichbare Währungseinheit, gebildet 
aus einem Korb der EG-Währungen. 
Darin dominiert die DM mit einem An­
teil von 33% (franz. Franc 19,8%, 
Pfund Sterling 13,3%, belg. Franc 
9,6%, niederl. Gulden 9,5%, dänische 
Krone 3,1%, irisches Pfund 1,2%). 
Der ECU fungiert als Wertmaß für die 
nationalen Währungen (1 ECU = 2,54 
DM), als Zahlungsmittel der EG-No­
tenbanken und zunehmend auch als 
Kreditgeld (Anleihen und Kredite der 
EG sind teilweise in ECÜ aufgelegt).

Die nationalen Währungen der EG- 
Länder - Großbritannien hat sich 
dem bislang nicht angeschlossen - 
sind in ihren Austauschverhältnissen 
zum ECU und damit untereinander fi­
xiert. Wird die Schwankungsbreite von 
4-/- 2,25% (Italien +/-6%) von einer 
nationalen Währung z.B. unterschrit­
ten, so muß die Notenbank des betrof­
fenen EG-Landes zur Währungsstabili­
sierung kurzfristige Kredite aus dem 
EWS ziehen - gegen harte Zinsen und 
Auflagen, wie die westdeutsche Bun­
desbank immer wieder betont. Sie hält 
allein etwa 60% des EWS-Kreditrah- 
mens von 25 Mrd. ECU. Bei andauern­
den Kursverschiebungen werden Auf- 
und Abwertungen fällig.

Seine Geburt verdankt der ECU vor 

EG-Gipfeltreffen in Luxemburg. Schmidt mit van Agt (Niederlande) und Mar­
tens (Belgien)

allem den BRD-Bourgeois, die ihre 
Konkurrenzposition auf dem Welt­
markt durch die Dollarabwertung in 
den 70er Jahren und die korrespondie­
rende DM-Verteuerung gefährdet sa­
hen. Bei den Bourgeois der anderen 
EG-Länder, mit denen die BRD-Impe- 
rialisten fast 50% ihres Außenhandels 
abwickeln, gab es ebenfalls Interesse 
an festen Wechselkursen wegen der ho­
hen Verflechtung des Außenhandels 
der EG-Länder untereinander. Mit der 
Schaffung des ECU konnte die BRD 
außerdem die Stellung des Dollar als 
Weltgeld und damit die Wirtschaftshe­
gemonie der US-Imperialisten weiter 
untergraben. Heute bestehen 15% der 
Währungsreserven der Welt aus ECU 
und 12% (1970: 2%) aus DM. Schließ­
lich bekamen die BRD-Bourgeois da­
mit noch mehr Eingriffsmöglichkeiten 
gegenüber den EG-,,Partnern“ in die 
Hand: Offen wird in der Finanzpresse 
über die ,,mitlenkende Hand der Deut­
schen Bundesbank“ bei der Sanierung 
der belgischen Staatsfinanzen verhan­
delt. Die Bundesbank rühmt sich, daß 
sich ihre ,»stabilitätsorientierte Geld­
politik“ in der EG durchgesetzt habe 
und daß das EWS Rückhalt biete bei 
der Durchsetzung unpopulärer Maß­
nahmen. Seit der Existenz des EWS 
haben die BRD-lmperialisten ihre Au­
ßenhandelsposition in der EG noch­
mals verbessern können: Im 1. Halb­
jahr 1980 gingen 49,5% ihrer Ausfuh­
ren in die EG (1979: 45,8%), dagegen 
importierten sie aus der EG nur noch 
46,8% (1979: 49,1%).

Was den westdeutschen Bourgeois 
vorschwebt, ist eine europäische Zen­
tralbank mit ,,ähnlicher Unabhängig­
keit wie die Bundesbank“ (Bundes­
bank-Direktor Gleske, Börsenzeitung 

22.11.). Die Währungshoheit, Teil der 
Souveränität der EG-Länder, soll an 
die Zentralbank übergehen. Das jetzt 
existierende, für die westdeutschen 
Bourgeois lästige Vetorecht der EG- 
Länder soll verschwinden. Klar, daß 
diese weitgesteckten Pläne nicht die 
ungeteilte Zustimmung der anderen 
EG-Imperialisten finden. Deshalb ist 
die ursprünglich für März 1981 anvi­
sierte zweite Phase der Währungsinte­
gration erstmal vertagt. In der Zwi­
schenzeit soll der ECU als Währungs­
einheit im Geschäftsverkehr der Kapi­
talisten etabliert und der Beitritt Groß­
britanniens sowie Griechenlands, Spa­
niens und Portugals geregelt werden.

Kanada
Regierung gegen Ener­
gieverbund mit den USA

Eine der Lieblingsideen des werdenden 
amerikanischen Präsidenten Reagan ist 
ein „Energieverbund“ der US-lmpe- 
rialisten mit Kanada und Mexiko. Ein 
solcher formeller Verbund würde die 
strategische Position der USA erheb­
lich stärken, wenn sie zu den eigenen 
bedeutenden strategischen Reserven an 
Öl, Erdgas und Kohle die beträchtli­
chen Reichtümer Kanadas und Mexi­
kos einfach dazurechnen könnten. Me­
xiko kämpft schon seit langem gegen 
die Einverleibung seiner Bodenschätze 
durch die US-lmperialisten; jetzt hat 
auch Kanada dem „Energieverbund“ 
eine deutliche Abfuhr erteilt. In einer 
Rede vor den Häuptern der US-Hoch- 
finanz in New York erklärte am 20. 
November der kanadische Energiemi­
nister Marc Lalonde: „Bei gemeinsa­
mer Energiepolitik stellen wir die Ener­
gie, und die USA machen die Politik.“

Öl und Erdgas sind in Kanada ver­
gleichsweise billig, seit die US-Bour- 
geoisie unter Carter begonnen hat, 
durch ein Riesenprogramm der Erhö­
hung von Steuern und Profiten die 
Energiepreise in den USA an den Welt­
marktpreis anzugleichen. Das ist ein 
wichtiger Vorteil für die US-Monopol- 
kapitalisten, die Kanada wirtschaftlich 
beherrschen. Diesen Zustand will die 
Regierung Trudeau nun zwar nicht 
beenden, aber doch die Marge des Ex­
traprofits schmälern, den die US-Im- 
perialisten einstreichen, und dafür Sor­
ge tragen, daß mehr kanadische Bour­
geois in den Genuß solcher Extraprofi­
te kommen.

Derzeit importiert Kanada ein Vier­
tel seines Ölbedarfs, zu etwa 38 kan. 
Dollar je Faß (der kanadische Dollar 
liegt im Wechselkurs etwas unter dem 
US-$). Der Preis für in Kanada geför­
dertes Öl ist auf derzeit 16,75 kan. Dol­
lar pro Faß festgelegt. Kapitalisten, die 
importiertes Rohöl verwenden, erhal-
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ten eine Subvention von mehr als 20 
kan. Dollar je Faß aus dem Bundes­
etat. Diese Kapitalistensubvention ko­
stet die kanadische Bundesregierung 
mehr, als sie bisher an Steuern auf den 
Verbrauch von Öl und Erdgas aus den 
Volksmassen einzutreiben vermag.

Nach dem kanadischen Verfassungs­
dokument, dem ,,Britischen Nordame­
rika-Gesetz“ von 1867, unterliegen die 
Bodenschätze der Gesetzgebung der 
Provinzen. So hat heute die Provinz 
Alberta, in der viel Öl gefördert wird, 
die überwiegende Steuergewalt über 
das Öl. Sie kassiert 45% des Verkaufs­
preises, die Zentralregierung 10%. In 
vier Jahren will die Bundesregierung 
ihren Anteil auf 24% erhöhen.

Den Ölpreis will die Regierung Tru- 
deau schrittweise bis knapp unter den 
US-amerikanischen Preis anheben. 
Schritte hierzu sind die Einführung ei­
ner Bundessteuer auf Erdgas (1,3 Mrd. 
Dollar Ertrag pro Jahr), 8% Steuer auf 
Profite aus Öl- und Erdgasförderung 
und ein ,,Zuschlag zugunsten kanadi­
schen Eigentums“ auf den Benzin- und 
Erdgasverbrauch - aus dieser Sonder­
steuer will die Regierung die „Kanadi- 
sierung“ der Energiewirtschaft finan­
zieren, um bis 1990 50% des Erdölge­
schäfts in kanadische Hand zu bekom­
men.

In diesen Maßnahmen drückt sich 
der Beginn einer politischen Absetzung 
der kanadischen Siedlergesellschalt 
vom US-Imperialismus aus, der die 
US-Bourgeoisie beunruhigen muß.

Regierung
Schmidts detaillierte
Staatszielvorstellungen

Nachdem zuerst die ganze Publizisten­
meute Schmidts Regierungserklärung 
anbellte und nicht nur Augstein das 
Bein hob, ein Zeichen zu markieren, 
mahnen jetzt zunehmend Besonnene 
zur Vorsicht. In den 138 Einzelpunk­
ten der Regierungserklärung steckt so 
viel Tobak, daß große Teile der SPD 
Schwierigkeiten haben, gehorsamst 
aufzuschnupfen. Würde die öffentli­
che Diskussion fortgeführt zur Debatte 
des Konzeptes, das diesem Einzelmaß­
nahmenkatalog zu Grunde liegt, könn­
te die Bindekraft dieser Regierung ge­
genüber der Arbeiterbewegung zuneh­
mend versagen.

Schmidt nennt die Herstellung des 
militärischen Gleichgewichtes als 
Grundbedingung der Außenpolitik der 
BRD, die ihren Beitrag zu diesem 
Gleichgewicht im Rahmen der tiefge­
gründeten Freundschaft mit den USA 
zu leisten habe. Die Herstellung des 
militärischen Gleichgewichtes solle auf 

dem niedrigstmöglichen Niveau erfol­
gen. Wobei klargestellt wird, daß dies 
niedrigstmögliche Niveau durch stram­
me Aufrüstung erreicht wird. So kön­
nen die Kräfte, die in der SPD für Ab­
rüstung sind, mehr auf das »niedrigst­
mögliche Niveau4 abheben, während 
die anderen für das Erreichen dessel­
ben Propaganda machen.

Schmidt meint den Beitrag der BRD 
zur Herstellung des militärischen

Gleichgewichtes ernst. Das Regie­
rungsprogramm enthält etliche Punk­
te, die in Richtung Autarkie bzw. Teil­
autarkie wirksam werden. Schmidt 
lobt die Kohleverstromung und kün­
digt ein großes Kohleveredlungspro­
gramm an. Die Kohlesubventionen sol­
len fallen. Rasante Steigerungen im Be­
reich des Energieverbrauchs der priva­
ten Haushalte sollen den Widerstand 
gegen den Kernenergieanlagenbau bre­
chen. Ebenso strebt die BRD den Ab­
bau der Subventionen für die Land­
wirtschaft an. Ein System von groß­
agrarischen Unternehmen würde je­
denfalls die Kontrolle der Produktion 
erleichtern. Alle Maßnahmen, die der 
strategischen Rüstung der BRD die­
nen, sind bereits in der Phase des zu­
nehmenden Handelskrieges wirksam.

Die Industrie wird vom Kanzler auf­
gerufen, unter der Losung »Innovation 
und Strukturwandel - Investition und 
Wettbewerb4 tätig zu werden. Die gro­
ßen Kapitale werden im Bereich For­
schung und Entwicklung direkt bezu- 
schußt. Falls sich das eine oder andere 
Kapital Sorgen macht wegen der Haf­
tungsgefahr für Umweltschäden, 
Schmidt sorgt vor. Man würde vom 
Verursacherprinzip übergehen zum 
Vorsorgeprinzip. Klar, daß hieraus ein 
Anspruch auf Vorsorge entsteht und 
die Bezahlung durch die Verursacher 
nicht verlangt werden kann, haben sie 

doch bloß verursacht, weil’s an der öf­
fentlichen Vorsorge gefehlt hat.

Der Arbeiterbevölkerung ruft der 
Kanzler zu: „Die Arbeitnehmer dürfen 
dies nicht in erster Linie als Bedrohung 
erleben, sondern vielmehr als Chance 
für die Zukunft“. Chancen will die Re­
gierung in Zukunft auch für die 
Schwerbehinderten schaffen, denen 
Schmidt’s »maßgeschneiderte Arbeits­
plätze4 verpassen will. Gute Chancen, 

ja sogar zu gute hatten in den letzten 
Jahren die Rentner: „Von 1969 will. 
Gute Chancen, ja sogar zu gute hatten 
in den letzten Jahren die Rentner: 
„Von 1969 bis heute sind die Renten 
real um 45% gestiegen, die Nettoein­
kommen der Arbeitnehmer real um 
32%. Real heißt: Nach Abzug der 
Preissteigerungen.4 4

Zu beachten sind auch Ankündigun­
gen wie: Die Bundesregierung wird das 
Krankenhausfinanzierungsgesetz wie­
der einbringen und zwar unter Konzen­
tration auf die Kostendämpfung! (Un­
terstreichung wie im Original) Und 
„Zahnersatz und Heil- und Hilfsmittel 
sollen in das bewährte Kostendämp­
fungskonzept einbezogen werden.“

Eine größere Reform hat diese Re­
gierung in Sachen der Bund-Länder- 
Gemeinde-Finanzen im Sinn. Da sich 
in den letzten Jahren das Verfahren be­
währt hat, die Kommunen auf dem 
Wege der Abgaben und Monopolprei­
se durchgreifen zu lassen, wird jetzt ei­
ne Gesamtordnung geschaffen, in de­
ren Rahmen das unterschiedliche Ge­
deihen der Gebührenplünderung ver­
einheitlicht und zum allgemeinen Sach­
zwang erhoben werden kann. Für eine 
derartige Reform hat im Prinzip die 
Opposition bereits Schützenhilfe ver­
sprochen.

Die Lockerung der Berufsverbote­
praxis bedarf einer Ordnung: „Wir 
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werden nach Möglichkeiten suchen, 
bei der Prüfung der Verfassungstreue 
von Beamten dem Prinzip der Verhält­
nismäßigkeit auch dadurch Geltung zu 
verschaffen, daß die Anforderungen 
nach den unterschiedlichen Funktio­
nen differenziert werden.“ Also: A- 
Stempel, B-Stempel, C-Stempel, am 
besten in den Personalausweis einge­
druckt. Unscheinbar, unter Punkt 125 
mehr versteckt als herausgehoben: 
,,Unser Grundgesetz hat sich bewährt.

Postarbeiterstreik

Ein vorläufiges Ergebnis im 
Kampf gegen die Schichtarbeit
Über folgendes Verhandlungsergebnis 
haben am 27./28.11 die in der Postge­
werkschaft organisierten Arbeiter und 
Angestellten ihre Urabstimmung 
durchgeführt:
1. Die Nachtarbeit beginnt um 20 Uhr 
und endet um 6 Uhr.
2. Bei wechselnden Dienstschichten 
werden Freischichten gewährt, 4 im 
Jahr nach 450, 3 nach 330, 2 nach 220 
und 1 nach 110 Nachtarbeitsstunden.
3. Wer im regelmäßigen Nachtdienst 
arbeitet, erhält 4 Freischichten erst nach 
600, 3 nach 450, 2 nach 300 und 1 nach 
150 Nachtarbeitsstunden.
4. Ab dem 1.1.1982 erhalten Arbeiter 
und Angestellte, die älter als 55 Jahre 
sind und die entsprechenden Voraus­
setzungen erfüllen, 1 Freischicht mehr, 
und nach dem 1.1.1983 gilt dies schon 
ab dem 50. Lebensjahr.
5. Die Teilzeitbeschäftigten sind in den 
Vertrag einbezogen.

49% der Postgewerkschafter muß­
ten dieses Verhandlungsergebnis ableh- 

Über seine tragenden Elemente besteht 
weite Übereinstimmung in unserem 
Volk. Die Bundesregierung wird prü­
fen, ob in das Grundgesetz detaillierte 
Staatszielvorstellungen oder Gesetzge­
bungsaufträge aufgenommen werden 
müssen.“

Dies wäre schon eine Neuigkeit. Auf 
Grundlage derart detaillierter »Staats­
zielvorstellungen4 ließen sich klare 
Rechtsnormen für strafbares Denken 
gestalten.

nen bzw. sich enthalten. Die Bedingun­
gen waren so günstig, daß ein besseres 
Ergebnis hätte erkämpft werden kön­
nen. Im Streik zeigte sich die große 
Einheit für die Forderungen der Post­
gewerkschaft gegen die Schichtarbeit. 
Die Auswirkungen des Streiks waren 
rasch drastisch, und die Paket- und 
Briefberge drohten die postalischen 
Verkehrswege den Kapitalisten zu ver­
stopfen. Statt des von der Presse pro­
pagierten Ärgers von wegen der Weih­
nachtspost gab es Unterstützung von 
den anderen DGB-Gewerkschaften 
und allgemeine Sympathie mit den 
Streikenden bei der Post. Das hat die 
Kapitalisten noch mehr in Aufregung 
versetzt und ,,Signalwirkung“ für die 
Industrie befürchten lassen. Man hätte 
auf das ,,Danke für den Arbeitsfrieden 
bei der Post“ von Seiten des Bundes­
kanzlers in seiner Regierungserklärung 
gut verzichten können, auch wenn der 
FDP-Innenminister, der schon immer 
gegen die Forderungen der Postge­

werkschaft operiert hat, Kopf gestan­
den hätte. Jedenfalls ist der jetzt ausge­
handelte Ausgleich für den unbestrit­
ten enormen Verschleiß der Arbeits­
kraft durch die Schicht-, insbesondere 
die Nachtarbeit gering. Dennoch ist es 
ein gewisser Fortschritt, sonst wäre die 
Urabstimmung noch ganz anders aus­
gegangen.

Festgelegt ist, daß zwischen 20 Uhr 
und 6 Uhr Nachtarbeit geleistet wird. 
Das Postministerium hatte bisher hart­
näckig auf dem späteren Beginn um 22a 
Uhr bestanden. Gegenüber dem Öf­
fentlichen Dienst soll in den anstehen­
den Verhandlungen dieser Fortschritt 
gleich rückgängig gemacht werden. In 
dem vorliegenden Entwurf über die ta­
rifliche Vereinbarung für den Öffentli­
chen Dienst wird der Beginn der 
Nachtarbeit für 21 Uhr vorgesehen. 
Man sollte dem Baum diese Stunde auf 
keinen Fall schenken. Dann jedenfalls 
werden Chemie und Stahl, wo bisher 
noch 22 Uhr als Beginn der Nacht gilt, 
Ausnahmen sein, was dann auch leich­
ter zu beseitigen ist.

Mit den Freischichten ist zwar nicht 
durchgesetzt, daß die Nachtarbeit 
grundsätzlich 150prozent ig bewertet 
werden muß, wie es die Postgewerk­
schaft fordert, aber der Dienstherr 
wurde gezwungen anzuerkennen, daß 
die Arbeit bei Nacht grundsätzlich ei­
nen übermäßigen und vorzeitigen Ver­
schleiß der Arbeitskraft bedeutet, so 
groß, daß er mit Geld alleine gar nicht 
ausgeglichen werden kann.

Ende letzten Jahres, nachdem der 
Personalräte-Kongreß der DPG die 
Forderungen gegen die Schichtarbeit 
bekräftigte und beschloß, alle Maß­
nahmen abzulehnen, die größere Bela­
stungen für die Postarbeiter bringen, 
hatte der Postminister eine 1 lOprozen-

Beispiele für tarifliche Regelungen bezüglich Nachtarbeit (1) und Jahresurlaub

Nachtarbeit Nacht­
zuschläge

Freischichten Pausen Jab resurlaub

DPG 20-6 h 1,86 DM/h bis zu 4 jährlich - 24- 30 Tage nach Alter 
u. Einkommen gestaffelt

IGM
Baden-Württemberg

19-6 h 30% 28 - 30 Tage nach Alter 
ab 1982 alle 30 Tage 

(bundeseinheitlich)
IGM Bayern 20-6 h 25% - - s.o.
IGM Stahl 22-6 h 20% ab 1.1.1981 für 11 Nacht­

schichten eine frei
— s.o.

IG Chemie 
Chemiebereich

22-6 h 15% bei Contischicht 3 Frei­
schichten jährlich

— 81: 25- 29 Tage n. Alter 
ab 84 für alle 30 Tage

IG Druck 19-7 h
(18-6 h)

19-24 23%
24 - 07 45%

gegenwärtig 2
ab 1982 3 Freischichten

— 26-30 Tage nach Alter 
ab 1983 alle 30 Tage

HBV Banken 20 - 6 h 25% u. 350 
DM monatl.

2 Freischichten — 26 - 30 Tage nach Alter

Öffentlicher 22-6 h 1,50 DM/h, - - 24-30 Tage nach Alter
Dienst ca. 7-15% - - u. Einkommen gestaffelt
(1) nicht aufgenommen sind Regelungen für unregelmäßige Nachtarbeit, wie z.B. Überstunden in der Nacht
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tige Anrechnung der Arbeit nach 22 
Uhr vorgeschlagen. Der liberale Baum 
hat ihn aber zurückgepfiffen. Danach 
kam Gscheidle nur mit leeren Händen 
zu den ersten Verhandlungen. Erst 
nach Kündigung der Tarifverträge, 
d.h. Streikdrohung, legte er ein Ange­
bot vor, das ungefähr 5prozentige Hö­
herbewertung nur für ständig wech­
selnden Schichtdienst bzw. für die Zeit 
zwischen 24 und 4 Uhr bedeutete. 
Gleichzeitig hieß es, die Post könne 
keine Sondervorteile gegenüber den 
Arbeitern in der Industrie verlangen, 
nicht mal die sonst so fortschrittliche 
IGM Baden-Württemberg hätte eine 
Freischichtenregelung. Die Postge­
werkschaft hatte dieses,,Angebot“ zu­
rückgewiesen und den Streik vorberei­
tet. Der Hohn gegen die IG Metall 
kann den Kapitalisten auch noch teuer 
zu stehen kommen. Insgesamt haben 
die Arbeiter in der Industrie in den 
letzten Jahren die ersten Freischichten 
für Nacht- und Schichtarbeit durchge­
setzt. Die bisher weitestgehende tarifli­
che Regelung hat die NGG (Gewerk­
schaft Nahrungs- und Genußmittelin­
dustrien) für den Bereich der Zigaret- 
tenindustrie erkämpft: 6 freie Tage im 
Jahr für Arbeit im 2-Schicht-Betrieb 
(hauptsächlich Frauen).

Daß die Teilzeitkräfte einbezogen 
sind, ist auch ein Fortschritt. Die Post 
hatte sich bis zum Schluß geweigert, 
weil die Belastung durch Nachtarbeit 
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bei 4 Stunden besser auszuhalten ist, 
als bei 8. So nutzen die Kapitalisten die 
Teilzeitkräfte auch tagsüber, um inten­
sivere Arbeit, die 4 Stunden lang besser 
durchgehalten werden kann, durchzu­
setzen.

Die Gewerkschaft der Eisenbahner 
(GdED) will einen entsprechenden Ta­
rifvertrag mit der Bundesbahn ab­
schließen. Da seit dem Einsatz der 
Intercity-Züge die Güterzüge nur noch 
nachts fahren können, hat die Nacht 
arbeit erheblich zugenommen. Die 
GdED schreibt: “Aus der Versor­
gungsstatistik ist zu entnehmen, daß 
die im Schicht- und Nachtdienst ste­
henden DB-Bcamtcn einem 'vorzeiti­
gen Verschleiß der Arbeitskraft4 ausge­
setzt sind.“ Dann folgen beweisende 
Zahlen: Vom höheren Dienst treten 
8% vor dem 62. J. in den Ruhestand, 
vom einfachen Dienst sind es über 
90%, bei den Lokführern (mittlerer 
Dienst) , die einem besonders wider­
wärtigen Schi chl sysicm unterworfen 
sind, sind cs 93,3°o.

Im Öffentlichen Dienst ist grund­
sätzliche Übereinstimmung lestgestellt 
worden, mit Gültigkeit ab 1.1.1981 
ent sprechendes fest zulegcn. An dem 
Versuch, die Grenzen des Tages hin­
auszuschieben, erkennt man schon die 
Absicht des Dienstherrn. Fr hat sich 
auch eine Frklärungslrist bis /um 
28.2.1981 ausbedungen, um eine An- 

iccniiimy auf die Lohnforderungen zu 
probict en.

Die Postgewerkschaft setzt am 
8.12.1980 die Verhandlungen mit dem 
Postminsterium über folgende Forde­
rungen fort: Ausdehnung der Ruhezeit 
zwischen 2 Dienstschichten, ärztliche 
Untersuchungen von Schichtdienstbe- 
schäftigten, arbeitswissenschaftliche 
Bestandsaufnahme, um Mehrfachbela­
stungen aufzufinden und auszuschal­
len, zusätzliche Erholzeilen und Pau­
senregelungen für Mehrfachbelastete. 
Die IG Metall Bayern hatte in den 
Manteltarifverhandlungen folgende 
Forderungen vertreten, aber noch nicht 
durchsetzen können: ,,Arbeitnehmer 
in Nachtarbeit sollen je Stunde eine be­
zahlte Mindesterholzeit von 9 Minuten 
erhalten.“ Damit wird berücksichtigt, 
daß sog. Mehrfachbelastung, d.h. 
schwere Arbeit bei Nacht, in aller Re­
gel vorliegt.

Großbritannien
Feuerwehrleute setzen
Lohnforderung durch

34000 Feuerwehrleute und ihre 5000 
Offiziere hatten eine Serie von eintäti­
gen Streiks angedroht, um die Lohn­
forderung von 18,8% durchzusetzen. 
Die Regierung hat am 1.12. - der 1. 
Streiktag sollte am 3.12. stattfinden - 
nachgegeben. Damit ist der Lohnricht­
satz für den Öffentlichen Dienst, den 
die Regierung Thatcher bei 6% maxi­
mal festgesetzt hatte, umgestoßen. Die 
Gemeinden zahlen 18,8%, was dem 
vor 2 Jahren erstreikten Abkommen 
entspricht. Dieses beinhaltet, daß Feu­
erwehrleute wie Facharbeiter zu bezah­
len sind, d.h. in Anbindung an den 
Durchschnittslohn des oberen Viertels 
aller Arbeiter. Tausende von Soldaten, 
die bereits als Notfeuerwehren ausge­
bildet waren und mit 1 000 Löschwagen 
für den Streikbruch bereitstanden, 
mußten wieder abgezogen werden.

Die Gemeinden waren ursprünglich 
bereit gewesen, 18,8% zu zahlen, woll­
ten aber Bedingungen daran knüpfen, 
wie z.B. die Zustimmung der Gewerk­
schaft zu Belegschaftskürzungen. Der 
zuständige Minister Heseltine unter­
sagte dies aber persönlich am Tag vor 
den ersten Verhandlungen mit der Er­
pressung, daß die Regierung nur Zah­
lungen für eine 6%-Erhöhung berech­
nen würde.

Nach dem Erfolg der Feuerwehrleu­
te können sich die Tarifauseinanderset­
zungen in anderen Bereichen des öf­
fentlichen Dienstes in Großbritannien 
spannend gestalten. Das nichtmedizini­
sche Krankenhauspersonal, Handwer­
ker, Putzfrauen, Arbeiterinnen in der 
Küche und Wäscherei usw. fordern 



über 20%, ebensoviel wie die Beschäf­
tigten in den Kraftwerken. Bei den 
Gas- und Wasserwerken sind Forde­
rungen zwischen 20 und 35% aufge­
stellt. Streikdrohungen in diesen Ver­
sorgungszweigen können nicht so 
leicht mit der anrückenden Armee be­
antwortet werden.

Die britischen Arbeiterinnen und 
Arbeiter im Öffentlichen Dienst gehö­
ren zu den niedrigst bezahlten über-

Lohnbewegung Metall

Konjunkturprognostik schützt vor 
den Folgen der Krise nicht
Die Propagandaluft klirrt von Progno­
sen und Antiprognosen. Volkswirt­
schaftliche Relevanzen sind Trumpf. 
Lambsdorffs Propagandaministerium 
hat erreicht, was vor Jahresfrist noch 
kaum ein Bourgeois hoffen konnte. Im 
Angesicht der drohenden Krise disku­
tiert die Öffentlichkeit, aber schon so 
deutsch wie noch selten. Wie wird der 
Konjunktureinbruch die Stellung der 
deutschen Exportwirtschaft beeinflus­
sen? Was ist für die Kapitalexporttätig­
keit zu befürchten? Ist die Mark stark? 
Sind die USA im Aufkommen? Wird 
die Wirtschaft investieren? Was ist zu 
tun für eine starke Mark, was zur Stei­
gerung der Investitionslust? Was für 
die Förderung des Kapitalexports? 
Und wenn die deutschen Arbeiter auch 
fleißig sind, sind sie denn wirklich flei­
ßig genug? Und muß sein, daß so oft 
krank ist, wer so viel Urlaub hat? Und 
ist doch klar, der Lohn kann nicht 
wachsen, wenn die Wirtschaft nicht 
wächst? Die bürgerliche Propaganda 
hat verstanden, die Interessen der Ka- 

y pitalistenklasse fast widerspruchslos 

haupt. Mit ihrer 6%-Höchstgrenze für 
den Öffentlichen Dienst hat die Regie­
rung Thatcher eine weitere Attacke auf 
diese, durch zwei schwere Niederlagen 
geschwächte Bewegung eröffnen wol­
len. Die Feuerwehrleute sind als erste 
und erfolgreich dagegen angetreten 
und hatten die ausdrückliche Unter­
stützung des Gewerkschaftsbundes 
TUC und anderer Gewerkschaften des 
Öffentlichen Dienstes.

als Interessen aller Deutschen in der öf­
fentlichen Diskussion unterzubringen.

Die ziemlich hektische Propaganda­
welle hat als Angriffsziel nicht bloß 
den kurzfristigen Zweck, die Lohnbe­
wegungen des Jahres 1981 zu schlagen. 
Aus den Schmerbäuchen der Leitarti­
kler der großen bürgerlichen Zeitungen 
gluckert Epochales. Man erinnert, wie 
die »Demokratie von Bonn4 davon ge­
lebt habe, daß im Gange der kapitali­
stischen Akkumulation etliche Brok- 
ken für die Arbeiterbevölkerung abfie­
len. Die Frage, was nun sein würde, 
wenn diese Entwicklung sich umkehr­
te, wenn die »Kurve einen Knick nach 
unten4 machte, steht in der Öffentlich­
keit. - Für diesen Fall rüstet die bür­
gerliche Propaganda. Sie fürchtet nicht 
etwa die wirtschaftliche Krise. Sie 
fürchtet die politischen Folgen der 
wirtschaftlichen Krise. Und da sind 
bloß zwei Wege. Entweder die Bourge­
oisie vermag, die Arbeiterbevölkerung 
des Landes hinter sich zu scharen, und 
dann hat sie Brennstoff für den inter­
nationalen Konkurrenzkampf, oder sie 

kommt in die Not, ihre Wirtschafts­
weise rechtfertigen zu müssen, gegen 
die Ansprüche der Arbeiterklasse.

Die IG-Metall ist bekanntlich die 
größte der DGB Gewerkschaften. Die 
IG-Metall beginnt die Lohnbewegung. 
Die IG-Metall, so wie s>e aus dem 
Munde ihres Hauptvorstandes und der 
Bezirksleitungen zu vernehmen ist, 
scheint sich bis jetzt vollständig die 
Fragestellung diktieren zu lassen, was 
für die deutsche Wirtschaft gedeihlich 
wär und was nicht. Und dies, obwohl 
in den gewerkschaftlichen Kämpfen 
der letzten Jahre Anhaltspunkte genug 
da wären, um die Vorkehrungen zu 
propagieren, die die Arbeiterbewegung 
treffen muß, will sie sich in gewissem 
Umfang vor den Folgen der Krise der 
Kapitalistenwirtschaft schützen. Die 
Belegschaften konnten schließlich in 
den Krisenjahren 1966/67 und 1974/75 
sehr genau feststellen, welche Schön­
heiten der kapitalistischen Wirtschafts­
ordnung auftreten, wenn die Konjunk­
tur zu wünschen übrig läßt. Womit ist 
denn eigentlich zu rechnen?

Die Gesamtlohn- und Gehaltssum­
me wird sinken. Diese Geldsumme, de­
ren Umfang für die Reproduktion der 
Arbeiterfamilien den Ausschlag gibt, 
würde selbst dann sinken, wenn auf 
den persönlichen Lohn eine vollständi­
ge Reallohnabsicherung, ja sogar eine 
leichte Steigerung erreicht würde; we­
gen der sinkenden Beschäftigung.

Jedoch werden, selbst wenn durch 
entsprechende Lohnabschlüsse die 
Löhne und Gehälter so bewegt wür­
den, daß für den einzelnen Arbeiter 
und Angestellten eine Sicherung des 
Reallohns sich ergibt, im Ganzen sehr 
viele und sehr erhebliche Senkungen 
persönlicher Löhne und Gehälter vor­
kommen. Dies, weil mit der Abnahme 
der Beschäftigung die Fluktuation zu­
nimmt und die Wiederbeschäftigung 
zu erheblich niedrigeren Löhnen ge­
lingt. Dieser Effekt wird nur einen Teil 
der Arbeiter und Angestellten treffen, 
aber durchaus keinen sehr kleinen und 
diese aber dann zumeist sehr hart.

Aber selbst die Arbeiter und Ange­
stellten, die nicht entlassen werden und 
sich nicht neue Arbeit suchen müssen, 
können mit Lohn- und Gehaltsverlu- 
sten rechnen. Erstens wird ein großer 
Teil der Neuinvestitionen der vergan­
genen Jahre seine Wirkung auf die be­
triebliche Arbeitsteilung und damit die 
Eingruppierung erst jetzt voll ent­
wickeln, zweitens werden derartige In­
vestitionen gerade in jenen Bereichen, 
in denen das Geschäft noch relativ gut 
läuft, nicht abreißen. Abgrunpierun- 
gen werden eintreten.

Aber auch die Arbeiter und Ange­
stellten, die von alledem nicht direkt 
betroffen sein werden, müssen mit 
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Lohn- und Gehaltseinbußen rechnen. 
In allzuvielen Fällen ist das Überstun­
dengeld bereits ein fester Bestandteil 
des Familieneinkommens geworden. 
Die Masse der geleisteten Überstunden 
wird abnehmen.

Wie aus den letzten Krisen erinner­
lich, wird die Kapitalist en wirtschaft 
aber wiederum das Kunststück fertig 
bringen, die Masse der Überstunden zu 
senken, die Belastung durch Überstun­
den aber eher zu vermehren. Da gerade 
bei flauem Geschäft die Kapitalisten 
um die Aufträge Wettlauf machen und 
da bei diesem Wettlauf die Lieferzeit 
oft entscheidend ist, gerade übrigens 
im Exportgeschäft, werden die be­
kannten Duschbäder von Überstunden 
und Kurzarbeit mit Sicherheit sich ver­
stärken. Ebenso wird die Tendenz zur 
Ausweitung der Schichtarbeit nicht ab­
nehmen. Vielmehr werden die Kapitali­
sten anstreben, Betriebsstätten und 
Abteilungen mit relativ niedriger Pro­
duktivität stillzulegen, die mit der 
höchsten Produktivität aber wenn ir­
gend machbar rund um die Uhr laufen 
zu lassen. Das rentiert besser.

Alle diese Faktoren werden zusam­
mengenommen bewirken, daß die Re­
allohnbewegung immer bedeutend 
schlechter sein wird, als der Abschluß 
auf den ersten Blick vermuten lassen 
wird. - Wie schon gesagt fällt auf, 
daß alle diese Probleme in den letzten 
Jahren von den Belegschaften bereits 

'praktisch bearbeitet wurden. Auch 
gibt es Beschlüsse des Gewerkschafts­
tages, und nicht nur des Gewerk­
schaftstages der IG-Metall, die in Rich­
tung Schutz vor derartigen Krisenfol­
gen zielen. Klar ist freilich, daß die 
ganze Problematik nicht durch Auf­
stellung der Lohnforderung erledigt 
werden kann. Jedoch wird die Zukunft 
zeigen, wie wichtig es wäre, daß die IG- 
Metall eine Forderung aufstellt und 
vor allem auch begründet, die tatsäch­
lich in die Richtung Schutz vor den 
Folgen der Krise zielt. Welchen Anfor­
derungen könnte eine solche Forde­
rung genügen?

Sie müßte ziemlich hoch aufgestellt 
werden. Sie könnte auch ziemlich hoch 
aufgestellt werden, wenn die IG-Metall 
sich die Mühe machte, die drückenden 
Belastungen, die durch die Krise auf 
die Belegschaften der metallverarbei­
tenden Industrie zukommen, aufzu­
rechnen. Ferner müßte die Forderung 
so aufgestellt werden, daß die breite 
Zone zwischen den Tarif- und Effek­
tivlöhnen und Gehältern geschmälert 
würde. Ferner müßte so aufgestellt 
werden, daß in Berücksichtigung 
kommt, daß alle oben aufgezählten 
Phänomene mit Sicherheit die unteren 
Lohn- und Gehaltsklassen stärker tref­
fen werden, als die höheren.

Neuartiges für die Begründung müß­
te sich die IG-Metall nicht groß einfal­
len lassen. Weil nämlich in fast allen 
Betrieben einzelne Kämpfe um diese 
Sache geführt worden sind, stehen 
auch die Argumente bereits da, und 
viele Metallarbeiter sind in der Lage, 
sie zu verfechten.

Jedenfalls liegt eine krasse Illusion 
zu Grund, wenn in Sozialdemokraten­
kreisen die Ansicht grassiert, man müs­
se jetzt beweisen, daß man die kapitali­
stische Konjunktur zu steuern wisse. 
Nicht daß derartige Diskussionen unin­
teressant sind. Bloß muß die Grundla­
ge doch der Kampf um die Interessen 
der Arbeiter und Angestellten sein, 
denn wenn man mit diesen Fangball 
spielt, ist es keine Kunst, eine Krise zu 
steuern.

Welttextilabkommen
Warnstreik der euro­
päischen Textilarbeiter

Kaum hatten die europäischen Textil­
arbeitergewerkschaften für den 2. De­
zember zu einem Warnstreik für die 
Verlängerung des 1981 auslaufenden 
Welttextilabkommens aufgerufen, sa­
hen die westdeutschen Kapitalisten ihre 
Stunde gekommen. Sie ließen durch ih­
ren Gesamtverband ein ,,Forderungs­
paket“ präsentieren. Darin treten sie 
für Verlängerung des Abkommens bis 
1991 ein, beschweren sich über ,,Wett­
bewerbsverzerrungen“ insbesondere in 
den Entwicklungsländern und weisen 
den ,,Vorwurf des Protektionismus“ 
weit von sich.

Tatsache ist indessen, daß seit 1978 
kein Bekleidungsstück mehr die EG- 
Grenzen passieren kann, ohne daß es 
von deren Zollbehörden mindestens 
dreimal umgedreht wird, um zu prü­
fen, ob es sich noch im Rahmen der 
Einfuhrkontingente des Herkunftslan­
des bewegt. In der Frühjahrssaison 
führte diese Schutzzollpolitik nach An­
gaben des Textileinzelhandels dazu, 
daß z.B. rund 100 Übersee-Container 
mit Bekleidungsware nicht mehr recht­
zeitig abgefertigt wurden.

Trotz negativer Textilhandelsbilanz 
(-6,7 Mrd. DM 1978) konnten die 
Textilkapitalisten so mit einer Ausfuhr 
von 13,9 Mrd. DM 1978 ihre Stellung 
als stärkster Exporteur der Welt be­
haupten. Der Anteil ihres Exports am 
Umsatz stieg von 21% (1970) auf 37% 
(1979). In der BRD hallen sie in diesen 
Jahren den Rationalisierungsrekord 
mit einem jährlichen Zuwachs des Pro­
duktionsergebnisses von 7,1% je Be­
schäftigtenstunde.

Auf Basis eines derart durchrationa­
lisierten Produktionsapparates ver­

sprechen sich die westdeutschen Textil­
kapitalisten auf den auswärtigen 
Märkten allerhand Beutegut - im 
Schutze des zu verlängernden Textilab­
kommens. Mit dem Kapitalexport von 
1,07 Mrd. DM ist dazu der Grundstock 
gelegt. Immerhin bereits ausreichend, 
um nach eigenen Angaben der Kapita­
listen durch westdeutsche Tochterfir­
men und durch insbesondere in Nied­
riglohnländer vergebene ,,Lohnauf­
träge“ bereits 10% des BRD-Marktes 
an Textilien zu decken. Das macht 
20% des Imports aus. Nach Berichten 
des ,,Mannheimer Morgen“ schätzen 
,»Experten“ den tatsächlichen Umfang 
dieses durch westdeutsche Kapitalisten 
,,induzierten Imports“ auf eher dop­
pelt so hoch ein.

Hinter der Propaganda der west­
deutschen Textilkapitalisten gegen 
,,Wettbewerbsverzerrungen“ steht das 
Verlangen insbesondere nach Ausdeh­
nung der Kapitalanlage in den Niedrig­
lohnländern und nach freiem Zugang 
auf die Märkte der Konkurrenz. Die 
Bilanz ihrer Politik mit Hilfe des Tex­
tilabkommens spricht nicht für die 
Hoffnungen, die die Gewerkschaften 
an dessen Verlängerung knüpfen.

Auf dem 3. Weltkongreß der Inter- 
j nationalen Textil-, Bekleidungs- und 
| Lederarbeiter-Vereinigung Anfang 

Oktober in Wien waren sich die Dele-

Die Internationale Textil-, Beklei­
dungs- und Lederarbeiter-Vereinigung 
zählt 5,4 Mio. Mitglieder in 134 Einzel­
gewerkschaften. Bild: Kongreß in 
Wien Anfang Oktober.

gierten aus 51 Ländern in der Verurtei­
lung der Kapitalanlage der imperialisti­
schen Konzerne in den Niedriglohnlän­
dern einig. Die Zunahme der Textilge­
werkschaftsmitglieder in den ostasiati­
schen Ländern von 1,4 Mio. auf 1,93 
Mio. in nur vier Jahren wurde auf dem 
Kongreß besonders begrüßt. - Forde­
rungen der westdeutschen Gewerk­
schaften gegen den Kapitalexport kön­
nen dazu beitragen, daß die Rechnung 
der Kapitalisten auf Spaltung der Tex­
tilarbeiter der verschiedenen Länder 
nicht aufgeht. Auch die Gewerk­
schaftsbewegung in den Niedriglohn­
ländern würde dadurch im Kampf ge-; 
gen die imperialistische Ausbeutung di­
rekt gestärkt.
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KSZE-Konferenz

Imperialistische Einmischungsintrigen: Heraus­
forderung für den proletarischen Internationalismus
Fast zwei Jahrzehnte nach dem Vor­
schlag des sowjetischen Außenmini­
sters Molotow zur „Gewährleistung 
der Sicherheit in Europa“ wurde am 3. 
Juli 1973 in Helsinki die „Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa“ (KSZE) eröffnet. Am 11. 
November dieses Jahres begann in Ma­
drid die zweite Folgekonferenz. - 
Von der Initiative der einst revolutio­
nären Sowjetmacht ist nicht das Ge­
ringste übriggeblieben.

Molotow hatte 1954 den übrigen Sie­
germächten des Zweiten Weltkrieges 
Maßnahmen zur Neutralisierung 
Deutschlands und zur Vorbereitung ei­
nes Friedensvertrages mit Deutschland 
vorgeschlagen, u.a. den schnellen und 
gleichzeitigen Rückzug der Besatzungs­
truppen, und die europäischen Staaten 
zum Abschluß eines Vertrages über 
kollektive Sicherheit aufgefordert. Mit 
der Gründung der NATO 1949 hatten 
die US-Imperialisten bereits festen Fuß 
auf Europa gesetzt; aber erst mit dem 
Beitritt der BRD und ihrer zielstrebi­
gen Wiederaufrüstung wären die Be­

1945. Siegesparade der Roten Armee in Berlin. „Unser Ziel“, hatte Stalin er­
klärt, „besteht darin, diesen (unterjochten) Völkern in ihrem Befreiungskampf 
gegen die Hitlertyrannei zu helfen und es ihnen dann zu überlassen, sich auf ih­
rem Boden völlig frei so einzurichten, wie sie das wollen.“

1962. „Kuba-Krise“. Chruschtschows abenteuerlicher Versuch, Mittelstrecken­
raketen auf Kuba zu stationieren, scheitert und setzt Kuba der Gefahr eines An­
griffs durch die USA aus (links). 1968. Mit dem Überfall auf die CSSR war der 
Farbwechsel der Sowjetunion endgültig vollzogen (rechts).

dingungen geschaffen, ihren Angriffs­
plan gegen die Sowjetunion und die 
Volksdemokratien in Osteuropa in die 
Tat umzusetzen. Unter allen Umstän­
den mußte die Sowjetunion daher das 
unheilvolle Bündnis zwischen dem US- 
und dem BRD-Imperialismus, das dem 
einen die Vorherrschaft in Europa si­
cherte und dem anderen die Verfol­
gung seiner auf Revision der Ergebnis­
se des Zweiten Weltkrieges gerichteten 
Interessen ermöglichte, zu verhindern 
suchen. Dieser Versuch ist bekanntlich 
gescheitert; gescheitert vor allem dar­
an, daß die westdeutsche Arbeiterbe­
wegung NATO-Beitritt und Wieder­
aufrüstung der Bourgeoisie zwar be­
kämpfte, aber nicht verhindern konn­
te.

Auch nach dem Antritt Chruscht­
schows, der die Machtübernahme der 
neuen Bourgeoisie einleitete, änderte 
die Sowjetunion ihre europäische Au­
ßenpolitik nicht über Nacht. In den 
Jahren zwischen 1957 und 1964 trat, 
durchaus in eigener Initiative, aber von 
der SU gefördert, der polnische Au-

ßenminister Rapacki nm mehreren 
Vorschlägen hervor, in Mitteleuropa 
- d.h. der BRD, der DDR, Polen und 
der CSSR - eine kernwaffenfreie Zo­
ne zu schaffen. Zwar fand der soge­
nannte Rapacki-Plan die Sympathie 
mehrerer kleinerer europäischer Staa­
ten, die sich durch die Stationierung 
taktischer Atomwaffen in der BRD 
und mehr noch durch die Pläne zum 
Aufbau einer europäischen Atom­
streitkraft unter Einschluß der BRD 
ebenfalls bedroht sahen. Aber wieder­
um konnten die USA, die BRD, 
Frankreich und Großbritannien die 
Vorschläge schlicht weg ignorieren - 
die Atomstreitkraft-Pläne zerschlugen 
sich an den Widersprüchen zwischen 
ihnen.

1966 noch forderten in ihrer „Buka­
rester Erklärung“ die Staaten des War­
schauer Paktes zu „Maßnahmen zur 
Minderung vor allem der militärischen 
Spannung“ auf, die die Auflösung der 
beiden Militärpakte, die Beseitigung 
der ausländischen Militärstützpunkte, 
den Abzug aller ausländischen Trup­
pen von fremden Territorien bis hinter 
die nationalen Grenzen beinhalteten. 
Zumindest diese Passage der Erklä­
rung kam auf Drängen Rumäniens zu­
stande, aber immerhin, sie kennzeich­
net auch die außenpolitische Linie der 
SU bis dahin: Gerade weil hungrig, 
aber zu schwach, sich den Magen 
schnell und gründlich zu füllen, ohne 
ihn sich zu verderben, mußte der sozi­
alimperialistischen Bourgeoisie daran 
gelegen sein, die NATO aus dem Wege 
zu räumen und damit die USA in Eu­
ropa empfindlich zu schwächen, und 
zwar mehr als an der unbedingten Er­
haltung und dem Ausbau des War­
schauer Paktes. Als im Gegensatz zu 
den USA europäische Macht würde 
man beizeiten weitersehen können. Die 
„Bukarester Erklärung“ schloß diese 
Phase jedoch ab.

1968 überfiel die Sowjetunion die 
CSSR und erklärte Breschnew mit sei­
ner Doktrin von der „begrenzten Sou­
veränität“ Osteuropa zur unum­
schränkten Einflußsphäre des Sozial­
imperialismus. Fortan kam man insbe­
sondere mit den westeuropäischen Im­
perialisten in Sachen „Entspannung“ 
und „Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa“ ins Geschäft. Im April 
1969 erklärten sich die Außenminister 
der NATO-Staaten bereit, über diesbe­
züglich „nützliche Themen“ zu ver­
handeln. Und was unter „nützlichen 
Themen“ zu verstehen sei, wurden sich 
die Imperialisten verschiedener Cou-
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leur bei all ihren entgegengesetzten In­
teressen dann auch einig.

Wie auch nicht? Angesichts der 
wachsenden Unruhe in ihrer eigenen 
Einflußsphäre konnten sich die Sozial­
imperialisten den Luxus ihrer früheren 
Forderungen nach einem Friedensver- 
trag, nach Auflösung der Militärbünd­
nisse usw. nicht länger leisten. Im Ge­
genteil hatten sie damit begonnen, an­
dere osteuropäische Warschauer Pakt- 
Staaten durch zusätzliche bilaterale 
Verträge noch fester in ihren Pakt ein­
zuschweißen. Die gegenseitige Aner­
kennung der Militärbündnisse, der 
Stützpunkt- und Stationierungsrechte 
auf fremdem Territorium war die 
Grundlage, auf der die imperialisti­
schen Hauptakteure die KSZE 1973 
schließlich steigen lassen konnten.

Schon vor der Anreise nach Helsinki 
hatten die US-Imperialisten alles er­
reicht, was sie erreichen wollten: Sie 
nahmen, obwohl nicht-europäische 
Macht, teil und waren damit von ihrem 
sozialimperialistischen Rivalen, von 
den westeuropäischen Konkurrenten, 
ja selbst von den blockfreien europäi­
schen Ländern als Garantiemacht in 
Europa anerkannt. Den diplomati­
schen Konferenzrahm konnten sie des­
weiteren getrost ihre Verbündeten ab­
schöpfen lassen; sie dokumentierten al­
lein durch ihre Anwesenheit, daß sie, 
wenn ihr Interesse es erforderlich ma­
che, mit dem Militärstiefel für,,Sicher­
heit in Europa“ schon sorgen würden.

Nicht alle ihre Verbündeten waren 
über ihre Teilnahme glücklich. Zwar 
hatte vor allem die BRD von Anfang 
an klargemacht, daß ohne die USA 
nichts laufen werde. Die französischen 
Imperialisten hingegen hatten sich aus­
drücklich für einen „innereuropäi­
schen Interessenausgleich“ eingesetzt. 
1965 hatten sie sich aus den militäri­
schen Organisationen der NATO zu­
rückgezogen, um, gestützt auf das 
Bündnis EG, ihre Hegemonialinteres­
sen in Europa durch Lavieren zwischen 
den beiden Supermächten durchzuset­
zen. Die französischen Imperialisten 
waren es auch gewesen, die die neue 
,,Ostpolitik“ kreiert und als erste die 
großen Möglichkeiten für die Öffnung 
der Märkte der RGW-Länder gewittert 
hatten. Mit und auf der KSZE-Konfc- 
renz verlolgten sie die Linie, die ,,Blök­
te“ aufzuweichen und somit den 
Spielraum für selbständige europawei­
te Interessenverfolgung zu erweitern. 
Die Teilnahme der USA konnte sich da 
nur störend auswirken.

Die politischen Absichten der west­
deutschen Imperialisten faßte Außen­
minister Genscher in der abschließen­
den Erklärung am Konferenzende am 
25.7.1975 noch einmal zusammen: 
,,Entspannung ist nach westlichem 
Verständnis ein Prozeß, der der Ge­
schichte unterliegt, der den Status quo 
also nicht auf ewig festschreibt, son-

Präambel: Die Partner dieses Vertra­
ges bekräftigen erneut ihren Glauben 
an die Ziele und Grundsätze der Sat­
zung der Vereinten Nationen und ih­
ren Wunsch, mit allen Völkern und 
allen Regierungen in Frieden zu le­
ben. Sie sind entschlossen, die Frei­
heit, das gemeinsame Erbe und die 
Zivilisation ihrer Völker, die auf den 
Grundsätzen der Demokratie, der 
Freiheit der Person und der Herr­
schaft des Rechts beruhen, zu ge­
währleisten . .. Sie vereinbaren da­
her diesen Nordatlantikvertrag:

Art.l: Die Vertragspartner ver­
pflichten sich, in Übereinstimmung 
mit der Satzung der Vereinten Natio­
nen jeden internationalen Streitfall, 
an dem sie beteiligt sind, auf friedli­
chem Wege so zu regeln, daß der in­
ternationale Frieden, die Sicherheit 
und die Gerechtigkeit nicht gefährdet 
werden . . .

Art.2: Die Vertragspartner werden 
zur weiteren Entwicklung friedlicher 
und freundlicher internationaler Be­
ziehungen beitragen, indem sie ihre 
freien Einrichtungen festigen, ein 
besseres Verständnis für die Grund­
sätze herbeiführen, auf denen diese 
Einrichtungen beruhen, und indem 
sie die Voraussetzungen für die inne­
re Festigkeit und das Wohlergehen 
fördern. Sie werden bestrebt sein,

dern dynamisch die Möglichkeit neuer 
Entwicklungen offenhält. Das schließt 
für uns dieMöglichkcit der deutschen 
Einheit wie auch der Vollendung der 
europäischen Einigung ein.“ Die Aus­
sicht auf ,,deutsche Einheit“ stößt 
auch bei den westeuropäischen Kon­
kurrenten keineswegs auf Gegenliebe, 
da sic die Frage der Hegemonie in der 
,,Vollendung der europäischen Eini­
gung“ eindeutig lösen würde. Gerade 
auch deshalb wollte die BRD aut die 
Konferenzteilnahme der US-Super- 
macht unter keinen Umständen ver­
zichten.

Tatsächlich gelang es ihr, die ,»Mög­
lichkeit der deutschen Einheit“ in der 

Gegensätze in ihrer internationalen 
Wirtschaftspolitik zu beseitigen und 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen einzelnen oder allen Ver­
tragspartnern zu fördern .. .

Art.5: Die Vertragspartner verein­
baren, daß ein bewaffneter Angriff 
gegen einen oder mehrere von ihnen 
in Europa oder Nordamerika als ein 
Angriff gegen sie alle angesehen wer­
den wird; sie vereinbaren daher, daß 
im Falle eines solchen bewaffneten 
Angriffs jeder von ihnen in Aus­
übung des Art. 51 der Satzung der 
Vereinten Nationen anerkannten 
Rechts der individuellen oder kollek­
tiven Selbstverteidigung dem Ver­
tragsstaat oder den Vertragsstaaten, 
die angegriffen werden, Beistand lei­
stet, indem jeder von ihnen unver­
züglich für sich und im Zusammen­
wirken mit den anderen Vertragsstaa­
ten die Maßnahmen, einschließlich 
der Anwendung von Waffengewalt, 
trifft, die er für erforderlich erachtet, 
um die Sicherheit des nordatlanti­
schen Gebiets wieder herzustcllcn 
und zu erhalten . . .

zl/7.6.- Im Sinne des Artikel 5 gilt 
als bewaffneter Angriff auf einen 
oder mehrere Vertragspartner jeder 
bewaffnete Angriff auf das Gebiet ei­
nes der Staaten in Europa oder Nord­
amerika, auf die Besatzungsstreit­
kräfte eines Vertragspartners in Eu­
ropa, auf die der Gebietshoheit eines 
Vertragsstaates unterstehenden In­
seln im nordatlantischen Gebiet 
nördlich des Wendekreises des Kreb­
ses oder auf die Schiffe oder Flugzeu­
ge eines der Vertragsstaaten in die­
sem Gebiet . . .

Art. 13: Nach zwanzigjähriger Gel­
tungsdauer des Vertrages kann jeder 
Partner aus dem Vertrag ausschei­
den, und zwar ein Jahr, nachdem er 
der Regierung der Vereinigten Staa­
ten von Amerika die Kündigung mit­
geteilt hat . . .

KSZE-Schlußakte, wenn auch nicht 
ausdrücklich, zu verankern. Dort näm­
lich heißt es, noch vor dem Absatz 
„III. Unverletzlichkeit der Grenzen“, 
unter „I. Souveräne Gleichheit, Ach­
tung der der Souveränität innewohnen­
den Rechte“: „Sie (die Teilnehmer­
staaten) sind der Auffassung, daß ihre 
Grenzen, in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht, durch friedliche Mittel 
und durch Vereinbarung verändert 
werden können.“

Das erste Ziel war damit erreicht, die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
Grenzen in Mitteleuropa wiederum 
umgangen, das „Recht“ auf „Wieder­
vereinigung“ verbrieft. Zum zweiten
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Nördlich des Wendekreises des Krebses
Zum Zeitpunkt der Gründung der NA­
TO im Jahre 1949 befand sich die so­
zialistische Sowjetunion im Aufbau. 
Die erheblichen Verluste und Schäden, 
die der Sowjetunion im 2. Weltkrieg 
beigefügt wurden, waren zu diesem 
Zeitpunkt nicht repariert. Erst im Jah­
re 1955 wurde der Warschauer Pakt ge­
bildet. Erstreckt sich der Warschauer 
Pakt auf das Gebiet von Europa, so ist 
die NATO ein Nordatlantisches Mili­
tärbündnis nördlich des Wendekreises 
des Krebses, zwischen dem 20. und 25. 
Breitengrad.

Der NATO gehören 15 Staaten mit 
einer Bevölkerungszahl von 530 Millio­
nen Menschen an. Dem Warschauer 
Pakt 7 Staaten mit 350 Millionen Men­
schen. Das Bruttosozialprodukt, also 
alle produzierten Güter, Dienstleistun­
gen, staatlichen Tätigkeiten, ist in den 
Ländern der NATO fast dreimal so 
groß wie in den Ländern des War­
schauer Pakts.

Die strategischen Ausgangsbedin­
gungen sind verschieden. Im Gegensatz 
zur NATO bildet der Warschauer Pakt 
ein ,,Herzland“. Er besteht aus Land­
mächten, die entweder keinen Zugang 
zum Meer haben oder deren Zugang zu 
den warmen Weltmeeren erschwert ist. 
Das Vertragsgebiet ist eine geschlosse­
ne Fläche. Große Rohstoffvorkommen 
sind vorhanden.

Die NATO dagegen besteht aus See­
mächten, die industriell entwickelt 
sind. Das Vertragsgebiet ist auseinan­
dergerissen, und die europäische Tiefe 

. ist halb so groß wie die Nord-Süd-Aus­
dehnung des Warschauer Pakts. Der 
europäische Teil der NATO liegt wie 
ein Gürtel um den europäischen Teil I 
des Warschauer Pakts. Neben der ge- | 
ringen Tiefe des Landes fehlt es an ei- 1 
genen Rohstoffen. Die überseeische

Versorgung ist strategische Notwendig­
keit.

Die allgemeinen strategischen Aus­
gangsbedingungen für den Warschauer 
Pakt und für die darin bestimmende 
Sowjetunion sind für den Krieg um 
Europa besser. Die allgemeinen strate- 
gischerk Bedingungen für die Einfluß­
nahme auf Länder der Dritten Welt ist 
bei den USA größer. Neben die Super­
macht USA ist eine zweite getreten, die 
Sowjetunion. Vor allem ihr Export von 
Industrieerzeugnissen an Länder der 
Dritten Welt hat deren Abhängigkeiten 
hergestellt. Die im Verhältnis zur Kü­
stenlänge große Flotte des Warschauer 
Pakts soll diese Politik des Warschauer 
Pakts militärisch schützen.

Der große Einfluß der SU in den 
Ländern der Dritten Welt verschlech­
tert die militärische Lage in Europa zu­
ungunsten der NATO. Die fehlende 
geographische Tiefe der europäischen 
NATO-Länder gewinnt als verteidi­
gungspolitisches Problem an Bedeu­
tung. Bei allen Herbstmanövern der

Die Bundesrepublik Deutschland in der Welt — Aktionsfelder deutscher Außen- und Sicherheitspolitik

NATO spielt der Angriff aus dem 
Osten immer wieder eine entschei­
dende Rolle. Wo findet er statt, und 
gelingt es, den Angriff vor dem 
Rhein zurückzuschlagen? Die Vorne- 
verteidigung beinhaltet den eigenen 
Angriff. So kann aus der Verteidi­
gung entweder der Gegenangriff be­
gonnen oder auch direkt der Angriff 
geführt werden. Entsprechend ist die 
Bewaffnung der NATO in Westeuro­
pa für Verteidigung und Angriff ein­
setzbar. Die Staaten in Europa neh­
men so oder so eine vorgeschobene 
Position ein. Der USA-Imperialis­
mus operiert aus dem ,,Hinter­
grund“, ist weniger angreifbar und 
kann geographisch weitreichender 
operieren. Trägt der Warschauer 
Pakt einen Angriff vor, kann er Eu­
ropa überrollen. Damit hat er aber 
das Staatsgebiet der USA noch nicht 
angegriffen. Wird der Angriff oder 
Gegenangriff durch die NATO vor­
getragen, ist die Sowjetunion schnell 
auf ihrem Gebiet angreifbar, weil es 
räumlich, ohne ein dazwischenliegen­
des Meer, an den westlichen Teil Eu­
ropas grenzt.

kam es den westdeutschen Imperiali­
sten dann auch darauf an, sich die 
,,friedlichen Mittel“ selbst bestätigen 
zu lassen. Auch hier hatten sie Erfolg: 
Der Komplex ,,Zusammenarbeit in hu­
manitären und anderen Bereichen“ 
zeigt in weiten Teilen ihre Handschrift. 
Beabsichtigten sie mit Punkt ,,1. 
Menschliche Kontakte“, mittels Besu­
cherströmen die Grenzen der DDR 
aufzureißen und auf diese Weise den 
politischen Druck zu verstärken, so 
setzten sie mit Punkt ,,2. Infor­
mation“ durch, zukünftig ganze Ar­
meen berufsmäßiger Unruhestifter mit 
Presseausweis auf die DDR loszulas­
sen.

Wie gesagt, ihre westeuropäischen 
Konkurrenten verfolgien die ihren spe­
ziellen Interessen dienenden Vorstöße

Exporte der EG nach Osteuropa

Jahr gesamt UdSSR

1960 ................ 1550 576
1970 ................ 4443 1375
1972 ................ 5642 1541
1974 ................ 11095 3337
1976 ................ 14060 5164
1978 ................ 15 191 5630
Angaben in Mio. ECU
der westdeutschen Imperialisten mit 

I tiefem Argwohn. Dennoch blieb die 

Gemeinsamkeit ihrer Interessen insge­
samt vorherrschend. Wirtschaftlich be­
stand sie in der Öffnung der Märkte 
der RGW-Länder für ihren Waren- 
und möglichst auch für ihren Kapital­
export.

Politisch mußten die westlichen Im­
perialisten versuchen, und darüber 
herrschte volle Übereinstimmung, 
nicht nur, aus den zum Teil schon of­
fen aufbrechenden Widersprüchen in 
den Ländern des Warschauer Paktes 
Kapital zu schlagen, sondern Wider­
sprüche systematisch zu schüren und 
vor allem, die politische und ideologi­
sche Führung oppositioneller Strö­
mungen von vorneherein in die Hand 
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zu nehmen. Ausdrücklich knüpften sie 
in der KSZE-Schlußakte „die Entwick­
lung freundschaftlicher Beziehungen 
und der Zusammenarbeit“, ja „Frie­
den“ an die „Achtung der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten, ein­
schließlich der Gedanken-, Gewissens-, 
Religions- oder Überzeugungs­
freiheit“. Die Grundlage zu ständiger 
Einmischung war gelegt.

US-Landungsmanöver auf Sardinien

Aus welchen Gründen nun ließen 
sich die Sozialimperialisten auf derarti­
ges ein, und zwar unter Preisgabe 
grundlegender Interessen der DDR 
und auch Polens? Auch die Sozialim­
perialisten waren am Ausbau der wirt­
schaftlichen Beziehungen vor allem mit 
Westeuropa interessiert. An steigenden 
Warenimporten, hier hauptsächlich 
Maschinen und Ausrüstungen, die sie 
dringend brauchten, um die Ausbeu­
tung der sowjetischen Arbeiterklasse 
dem Standard anderer imperialisti­

scher Länder zumindest anzupassen. 
Aber auch an Steigerung ihrer Waren­
exporte; ihre Weltmarktanteile waren 
und sind immer noch verschwindend 
gering. Besonders hartnäckig verlang­
ten sie auf der KSZE von den westeu­
ropäischen Ländern die Anwendung 
der Meistbegünstigungsklausel (auf­
grund derer ihre Exporte in die EG ge­
genüber den Exporten anderer Dritt­

länder nicht diskriminiert werden kön- I 
nen). Vergeblich allerdings - die EG- 
Imperialisten verwiesen kühl an die 
EG-Kommission, die seit 1970 für den 
Abschluß von Handelsverträgen zu­
ständig ist.

Erreicht aber hat die Sowjetunion, 
und daran vor allen Dingen war ihr ge­
legen, daß die USA sie als Garantie­
macht und Osteuropa als ihre Domäne 
anerkannten, wie sie die USA als Ga­
rantiemacht mit Westeuropa als Do­
mäne anerkannt hatten. Drei Jahre 

später, 1976, sollte Sonnenfeldt, Bera­
ter des damaligen US-Außenministers 
Kissinger, der UdSSR noch einmal aus­
drücklich bestätigen, daß „Osteuropa 
innerhalb ihrer Reichweite und des Ge­
bietes ihrer natürlichen Interessen 
liegt.“ Zum ersten Mal aber hatten 
sich die beiden Supermächte am Tisch 
der KSZE-Konferenz die Aufteilung 
Europas in ihre Einflußsphären gegen­
seitig zugestanden.

Was keineswegs heißt, daß sie nicht 
auf Verschiebung der Kräfteverhältnis­
se brennen und auf die Schaffung einer 
Lage, die es ihnen jeweils ermöglicht, 
den Strauß mit dem Rivalen ein für al­
lemal auszufechten. Die Entwicklung 
seit der KSZE-Konferenz darf nicht 
täuschen. Zwar müssen die Sozialim­
perialisten - aufgrund ihrer besonders 
brutalen Unterdrückung jeglichen Wi­
derstandes und ihrer besonders bruta­
len Aggressionen - derbe Einmi­
schung in ihre inneren Angelegenhei­
ten und in die inneren Angelegenheiten 
der osteuropäischen Staaten hinneh­
men. Aber sie warten nur darauf, den 
Spieß umzukehren. 1967 bereits hatte 
Breschnew die Losung ausgegeben, 
daß „unter den Bedingungen nachlas­
sender internationaler Spannungen der 
Zeiger des politischen Barometers nach 
links wandert“. Die Sozialimperiali­
sten spekulieren auf tiefgreifende poli­
tische und soziale Erschütterungen in 
den westlichen, besonders den westeu­
ropäischen imperialistischen Ländern. 
Und da sie davon ausgehen, daß solche 
Krisen unvermeidlich eintreten wer­
den, können sie in langen Zeiträumen 
rechnen und in der Zwischenzeit so

Die Forderungen gegen die Kriegstreiberei der 
Imperialisten lassen sich nicht unterdrücken
Zwar ist es den imperialistischen 
Mächten auf der KSZE mit vereinter 
Kraft gelungen, die Behandlung aller 
Forderungen systematisch zu unter­
drücken, die ihnen die Kriegstreiberei 
tatsächlich erschweren können. Mit 
all ihrem dröhnenden Entspannungs­
geläute jedoch konnten sie diese For­
derungen nicht zudecken.

Gleich zu Beginn der Konferenz 
trug der rumänische Außenminister 
wesentliche dieserForderungen vor: 
„. .. Ferr/ngerw/vg und letzten Endes 
A bzug sämtlicher ausländischen 
Truppen von den Territorien anderer 
Staaten hinter die eigenen Staatsgren­
zen; Auflösung der Militärstützpunk­
te auf den Territorien anderer Staa­
ten; . . . Schaffung kernwaffenfreier 
Zonen in verschiedenen Teilen Euro­
pas sowie die formelle Verpflich­
tung der Kernwaffen besitzenden 

Mächte, diese Waffen niemals gegen 
Staaten einzusetzen, die sie nicht besit­
zen und nicht erzeugen; Vorbereitung 
der Bedingungen für die Abschaffung 
der Militärblöcke und schließlich deren 
Beseitigung. “

Allein die beiden Supermächte ha­
ben zusammen fast 700000 Soldaten 
auf fremdem Territorium in Europa 
stationiert: die UdSSR insgesamt 31 
vollausgerüstete Divisionen (Stärke 
zwischen 11000 und 13000 Mann) in 
der DDR (20), Polen (2), der CSSR (5) 
und Ungarn (4), die USA über 325000 
Soldaten in mehr als zehn Ländern, 
darunter allein 239300 in der BRD und 
Westberlin. Truppen auf fremdem eu­
ropäischen Territorium halten weiter 
Großbritannien (BRD und Westberlin, 
Zypern, Gibraltar), Frankreich (BRD 
und Westberlin), die Niederlande 
(BRD), Belgien (BRD), Kanada (BRD, 

Zypern), Dänemark (Zypern), die Tür­
kei (Zypern). Die BRD-Imperialisten 
konnten durch die NATO über aus­
nahmslos alle europäischen NATO- 
Länder, außerdem über Spanien, ein 
dichtes Netz von Stützpunkten - 
Übungs- und Zwischenlandungs-Flug­
plätze, Panzerübungsplätze, Raketen­
schießplätze, Depots, Ausbildungsla­
ger, Flottenankerplätze und Flotten­
stützpunkte - werfen.

Der weitaus größte Teil ausländi­
scher Truppen und Militärstützpunkte 
ist, auf der Grundlage von Besatzungs­
rechten, in der BRD, Westberlin und 
der DDR konzentriert. Zusätzlich zur 
Herrschaft der eigenen Bourgeoisie 
müssen die Volksmassen die Lasten der 
Besatzung tragen. Solange kein Frie­
densvertrag mit den Siegermächten des 
Zweiten Weltkrieges dies ausschließt, 
dienen die BRD, Westberlin und die 

16



manches wegstecken. Schließlich hat 
die Sowjetunion die zweite KSZE-Fol- 
gekonferenz in Madrid trotz langem 
Hin und Her über die Tagesordnung 
nicht platzen lassen, obwohl sie vor al­
lem aufgrund ihrer Aggression gegen 
Afghanistan unter wachsenden Recht­
fertigungsdruck gerät.

Die vom Imperialismus unterdrück­
ten europäischen Länder hatten an der 
KSZE-Konferenz in dem Interesse teil­
genommen, Garantierechte zur Siche­
rung ihrer Souveränität zu erreichen. 
Keine ihrer wesentlichen Forderungen 
haben sie durchsetzen können. Von 
der Forderung Rumäniens z.B. nach 
,, Verzicht auf Mililärmanöver, auf De­
monstrationen der Stärke“ ist als eine 
der ,,vertrauensbildenden Maßnah­
men“ die gegenseitige Ankündigung 
von Manövern und die Möglichkeit zur 
Entsendung von Manöverbeobachtern 
geblieben. Aber selbst diese winzigen 
Einschränkungen ungehemmter Bewe­
gungsfreiheit der imperialistischen 
Mächte sind nur Versprechen, allein 
vom Willen der jeweiligen Macht ab­
hängig.

Auch die Arbeiterklasse in den im­
perialistischen Ländern hatte an die 
KSZE-Verhandlungen zumindest die 
Erwartung auf völkerrechtlich gültige 
Vereinbarungen geknüpft, die die Ein­
mischung ausländischer Imperialisten 
in die Klassenkämpfe unterbinden. 
Aber weder ist die KSZE-Schlußakte 
überhaupt ein völkerrechtlich gültiger 
Vertrag, noch enthält sie irgendwelche 
Vereinbarungen, die den Bewegungs­
raum für revolutionäre Bewegungen 

erweitern und von ihnen genutzt wer­
den könnten. Keine einzige Vereinba­
rung der Dutzende von Seiten langen 
Schlußakte bietet der polnischen Ar­
beiterbewegung wenigstens gewisse Si­
cherheit vor der Intervention der So­
zialimperialisten - genausowenig, wie 
sie der Arbeiterbewegung in Westeuro­
pa gewisse Sicherheiten gegen Einmi­
schung der USA geben können; ihr

Das irische Volk kämpft für sein Selbstbestimmungsrecht

Druck auf die revolutionäre Entwick­
lung in Portugal z.B. war schon erheb­
lich.

Zweifellos, die Arbeiterklasse in den 
europäischen Ländern hat elementares 
Interesse an vorteilhaften Kampfbe­
dingungen ihrer Klassengenossen in 
anderen Ländern. Jeder Erfolg in ei­
nem Land wirkt auf die Kampfbedin­
gungen andernorts positiv. Die sponta­
ne Solidarität ist deshalb groß, aber oft I 
auch Ansatzpunkt für sozialchauvini­
stische Strömungen, die darauf hinaus- | 

laufen, die Arbeiterbewegung den Ein­
mischungsabsichten der eigenen Bour­
geoisie zu unterwerfen. Die beste Un­
terstützung ist deshalb der entschiede­
ne Klassenkampf im eigenen Land.

Wenn die Sowjetunion bisher nicht 
in Polen einmarschiert ist, dann ist dies 
bestimmt nicht dem Druck der westli­
chen Imperialisten und ihrer Drohung 
mit militärischen Gegenschlägen zuzu­

schreiben. Wenn sie bisher nicht ein­
marschiert ist, dann, weil die neue 
Bourgeoisie die eigene Arbeiterklasse 
zu fürchten hat. Genausowenig dürfen 
die westlichen Imperialisten darauf 
rechnen können, die Arbeiterklasse 
hierzulande für das Abenteuer von Ge­
genschlägen zu gewinnen. Ihr dies 
gründlich klarzumachen, ist die einzige 
Antwort, die die Arbeiterbewegung al­
len Einmischungsversuchen erteilen 
kann, und die einzige Grundlage für 
den proletarischen Internationalismus.

DDR den in den Militärbündnissen
< NATO und Warschauer Pakt zusam- 
'mengeschlossenen Imperialisten, ins­
besondere den beiden Supermächten, 
als Hauptaufmarschplatz für zukünfti­
ge Schlachten um die Weltherrschft. 
Solange auch haben die BRD-Imperia- 
listen relativ leichtes Spiel, die völker­
rechtliche Anerkennung der DDR zu 
umgehen und ihre großdeutschen 
Träume zu verfolgen. - Unabhängig 
vom Abschluß des Friedensvertrages 
muß die BRD die Forderung Albaniens 
nach Reparationszahlungen für Kriegs­
schäden in Höhe von 2 Mrd. $ zum 
Kurs von 1938 plus Zinsen seit 1945 er­
füllen, was sie bisher mit Hinweis auf 
den ausstehenden Friedensvertrag ver­
weigert.

Unterstützt vor allem von Jugosla­
wien, trat Malta auf der KSZE-Konfe- 
renz für die Schaffung einer Friedens­
zone im Mittelmeer ein, das in beson­
derem Maße Tummelplatz ausländi­
scher Imperialisten ist. Die USA haben 
ihre Sechste Flotte mit 25000 Mann 
Besatzung und Hauptquartier in Nea­

pel ständig im Mittelmeer stationiert. 
Die Sowjetunion, die sich selbst zur 
,,Mittelmeermacht“ erklärt, da „die 
Schwarzmeergewässer sich über den 
Bosporus und die Dardanellen mit dem 
Mittelmeer vereinigen“ - die Dro­
hung gegenüber der Türkei ist unüber­
hörbar - , läßt die 3. Eskadra, die eng 
mit ihrer Schwarzmeer-Flotte verbun­
den ist, dort kreuzen. Für weitere Be­
drohung der Anliegerstaaten der Drit­
ten Welt sorgt als Nichtanrainer Groß­
britannien, das sich nachhaltig weigert, 
der Forderung Spaniens nach der 

I Rückgabe Gibraltars am westlichen 
' Ausgang des Mittelmeers nachzukom­

men. Die BRD hat erst in diesem Jahr 
den Stützpunkt Beja in Portugal er­
neut in Gebrauch genommen; von ih­
ren übrigen Stützpunkten im Mittel­
meerraum sind vor allem der Luftwaf­
fenstützpunkt auf Sardinien und der 
Raketenschießplatz auf Kreta zu nen­
nen.

Die Republik Irland schließlich 
wandte sich auf der KSZE-Konferenz 
zu Recht dagegen, sich auf die „Un- 

, Verletzlichkeit der Grenzen“ festzule­
gen zu lassen, womit sie die Teilung 

. Irlands und die anhaltende koloniale 
i Unterdrückung Nordirlands durch 

Großbritannien unterschrieben hät­
te. Im Kampf für sein Selbstbestim­
mungsrecht leistet das irische Volk ei­
nen großen Beitrag auch gegen die 
wachsende Kriegsgefahr.

Gerade im Zuge ihrer Kriegsvorbe- 
reitungen müssen die Supermächte 
und die führenden europäischen 
Mächte alles daransetzen, die Unter­
drückung nicht nur der ,,eigenen“ 
Arbeiterklasse, sondern auch frem­
der Völker und Nationen zu verstär­
ken, ihre jeweiligen Bündnisse zum 
Völkergefängnis auszubauen. So wie 
die westlichen Imperialisten nicht nur 
Griechenland zurück in die NATO- 
Militärintegration getrieben haben, 
sondern auch Spanien und Irland 
eingliedern wollen. Jede einzelne die­
ser offenen Forderungen trifft sie 
deshalb, wenngleich in unterschiedli­
chem Maße, so doch an empfindli­
cher Stelle.



Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Französische Seeleute 
setzen Kampf fort 

Im Sommer hatten die Seeleute 
und Fischer in Frankreich 9 
Wochen gegen Rationalisie­
rung und Lohnsenkung strei­
ken müssen. Das erste Ergeb­
nis ihres Kampfes war nur, daß 
die Reeder ihren Plan, die 
Schiffsbesatzungen von 22 auf 
18 Mann zu reduzieren, fallen 
ließen. Weiterhin gibt die Re­
gierung Treibstoffsubventio­
nen nur, wenn der Lohn ge­
senkt wird und nur an die gro­
ßen ,,lizensierten“ Reeder. In 
einer gewerkschaftlichen Ab­
stimmung haben die Seeleute 
mehrheitlich ihren Widerstand 
dagegen ausgedrückt und be­
reiten zusammen mit den klei- | 
nen Fischern Aktionen vor. 
Die Frauen der Seeleute haben 
sich in einem Komitee zur Un­
terstützung des Kampfes orga­
nisiert.

Aktionsprogramm der 
Arbeiter von Ford

Gewerkschaftsdelegierte aus 
47 Ford-Werken in 20 Ländern 
(inkl. Japan), die insgesamt 
495000 Fordarbeiter repräsen­
tierten, beschlossen auf einer 
internationalen Konferenz 
vom 17.-19.11. in Valencia 
(Spanien) eine Deklaration zur 

Nur 38% der 38000 Lohnabhängigen im Hauptwerk von VW do 
Brasil haben bei den vom Konzern angesetzten ,,Betriebsratswah­
len“ gültig gestimmt. Die Gewerkschaft hatte zum Boykott auf­
gerufen. Das Automonopol hatte die Wahlen im September - 
nach der Niederlage der Arbeiter im Tarifkampf - angesetzt. 
Der „Betriebsrat“ darf nicht zusammen mit der Gewerkschaft 
verhandeln und kann nur „Vorschläge“ machen. Seine geringen 
Rechte kann der Konzern jederzeit wieder kassieren. Die Metal­
lergewerkschaft sieht darin einen Versuch, sie aus dem Betrieb zu 
drängen. Sie fordert seit Jahren Wahl und Anerkennung gewerk­
schaftlicher Vertrauensleute. Während des Streiks 1978 waren in 
mehreren Abteilungen, so im Walzwerk (Bild), Gewerkschaftsde­
legierte bereits gewählt und auch zeitweilig anerkannt worden.

Nachdem sich am 14. Novem­
ber 3000 Redakteure am bun­
desweiten Warnstreik für ei­
nen neuen Manteltarifvertrag 
beteiligten, gaben die Zei­
tungskapitalisten nach: Ab 
dem 1.6.1981 wird für Redak­
teure an Tageszeitungen die 
Fünf-Tage-Woche gelten, für 
Redaktionen mit unter 6 Re­
dakteuren allerdings erst ab 
1986. Die monatliche Arbeits­
zeit wird stufenweise von der­
zeit 191 auf 173 Stunden im 
Jahre 1984 gesenkt. In Warn­
streiks und Verhandlungsfüh­
rung verbesserten dju und 
DJV die Zusammenarbeit.

Festigung ihres gemeinsamen 
Kampfes. Außerdem verein­
barten sie einen verbesserten 
Informationsaustausch über 
Löhne und Arbeitsbedingun­
gen in den verschiedenen Ford- 
Werken. Sie fordern in der De­
klaration für alle Werke das 
Recht auf gewerkschaftliche 
Organisierung, auf Anerken­
nung und ungehinderte Tätig­
keit von gewerkschaftlichen 
Vertrauensleuten, die Aner­
kennung der Gewerkschaften 
als Verhandlungspartner, un­
eingeschränktes Streikrecht 
und Schutz vor Sanktionen 
wegen Streiks. Erkämpft wer­
den soll die Angleichung von

Löhnen, Arbeitszeiten, Ar­
beitsbedingungen und Sozial­
leistungen auf das höchste Ni­
veau, das in einem Ford-Werk 
erreicht ist.

Lohntarifabschluß in 
der Schuhindustrie

Für rund 55000 Arbeiter in der 
Schuhindustrie ist am 2.12. 
rückwirkend vom 1. Novem­
ber an ein neuer Lohntarifver­
trag abgeschlossen worden: 
Die Löhne werden um 0,50 
DM die Stunde, im Schnitt um 
6,54% angehoben, die Ausbil­
dungsvergütung um 35 DM. 
Das 13. Monatseinkommen 
wird ab 1981 von 40 auf 45% 
erhöht. Die Gewerkschaft Le­
der hatte die Anhebung der 
Löhne um 0,80 DM die Stun­
de, 10,5%, und die Anhebung 
der Ausbildungsvergütung um 
60 DM gefordert, sowie ein 13. 
Monatseinkommen von 100%. 
Die Gewerkschaft hatte die 
Forderungen mit dem notwen­
digen Anschluß der Löhne an 
die Industriedurchschnittslöh­
ne begründet. 1978 betrug die­
se Differenz bei Lederwaren 
3,20 DM, bei Schuhen 2,98 
DM. Zu dem jetzt vereinbar­
ten Tarifvertrag waren die Ka­
pitalisten erst bereit nach einer 
Reihe von Warnstreiks, an de­
nen über 5000 Arbeiter betei­
ligt waren.

IGBE gegen Renten­
verschlechterung

Vom 24. bis 28. November 
führte die Industriegewerk­
schaft Bergbau und Energie in 
Aachen ihren 12. Gewerk­
schaftskongreß durch. 70 der | 
300 Delegierten hatten die 
4280 Einzelanträge zu einem 
Antragsbündel von 554 Anträ­
gen zusammengefaßt. Die ta- 
rif- und wirtschaftspolitischen j 
Forderungen standen im Mit- • 

telpunkt des Gewerkschaftsta­
ges. Die Beibehaltung der 
Montan-Mitbestimmung for­
derten die Delegierten und 
lehnten die Politik der Bundes­
regierung ab. Die vielen Anträ­
ge richteten sich vor allem ge­
gen die besonders schlechten 
Arbeitsbedingungen. Die Dele­
gierten forderten keine Selbst­
beteiligung an Krankheitsko­
sten und keine Verschlechte­
rung des Rentensystems. Sie 
lehnten die generelle Versteue­
rung der Renten ab. Sie for­
derten die Erweiterung der Al­
tersgrenze für Rentner im 
Bergbau auf 55 Jahre für Un- 
tertage-und 60 Jahre für Über­
tagebeschäftigte. Da Minister 
Ehrenberg Gastredner auf dem 
Gewerkschaftstag war, mußte 
er erklären, solange er Arbeits­
minister sei, würde keine Ver­
änderung bei der Knapp­
schaftsversicherung durchge­
führt.

70000 gegen 
Estel N.V.

Die Demonstration in Dort­
mund zeigt, wie verhaßt sich 
die in Westeuropa tätigen 
Stahlkonzerne mit ihrer Ar­

beitsplatz-Erpressungstaktik 
inzwischen gemacht haben. 
Die Zeit wäre langsam reif für 
eine einheitliche Aktion des 
westeuropäischen Metallarbei­
terverbandes gegen die Arbeit 
bei Nacht und in Schichten, 
insbesondere aber in Conti- 
Schicht. Rechnet man die Ar­
beit in Schichten nämlich ein­
mal ab, so kann von einer Un­
terauslastung der Stahlwerke 
nicht die Rede sein.



Grundig/ Werksschließungen

„Rucksackbetriebe“: Vor 15 Jahren 
angesiedelt, jetzt Schließung
Landshut. Während die Aktionen ge­
gen die Werksschließungen in Landau 
und Ascha/Niederbayern ausgeweitet 
werden, veröffentlichte die ,,Landauer 
Zeitung“ den „aufschlußreichen“ Be­
richt der Grundig-Bilanzpressekonfe- 
renz: „Der Markt der Unterhaltungs­
elektronik . .. hat seine Grenzen ge­
funden .. . Trotzdem hat die Grundig- 
Gruppe im Geschäftsjahr 1979/80 ih­
ren mengenmäßigen Anteil halten kön­
nen . .. Der Auslandsumsatz stieg um 
3% ... (Nur) infolge des Preisverfalls 
bei Fernsehgeräten ergab sich ein Um­
satzrückgang ... Der Konzernj ah res- 
überschuß sank von 154 auf 85 Mio 
DM.“

Zur „Behauptung der Marktposi­
tion“ hat die Grundig AG 1979/80 vier 
Werke mit ca. 2000 Beschäftigten ge­
schlossen und zur selben Zeit die

Augsburger Grundig-Arbeiter bei der 
DGB-Aktion gegen den NPD-Partei- 
tag am 23.11.

Lohnkosten pro Beschäftigtem von 
21962 DM auf 20257 DM gesenkt. Sol­
che Rationalisierungspolitik wird wei­
tergetrieben. 1981: Schließung der 
Werke in Karlsruhe, Augsburg, Lan­
dau und Ascha, wieder mit 2000 Be­
schäftigten, Produktion „im Ver­
bund“, „Umstrukturierung“ und 
„Straffung“ in Nürnberg bei stärkerer ; 
Nutzung der niedrigstentlohnten Ar­
beiter in Portugal. Die Gewerkschaft 
H BV Straubing-Deggendorf-Plattling 
schreibt in ihrer Solidaritätsresolution: 
„Sie schließen, weil sie die Krise nut­
zen wollen, um sich und ihre Profite zu 
sichern. Auf Kosten der Arbeiter.“ 

90% der Industriebetriebe in der Re­
gion Landshut sind Zweigwerke. Seit 
1975 haben solche „flexiblen Bestand­
teile der Unternehmen“ von SEL, Sie­
mens, Roederstein, Krauss-Maffei, 
Massey Ferguson hier Werke geschlos­
sen. Rund 10 Jahre vorher waren die 

meisten gekommen, um der damaligen 
Überproduktionskrise mit einer Ex­
portoffensive billiger Produkte zu be­
gegnen. „Der Mensch steht im Mittel­
punkt“ hieß es bei der Grundig-Ein- 
weihung in Landau 1965, wobei die 
Kapitalisten auf das vorhandene 
Flüchtlings- und Bauernreservoir 
schielten. Von 1939 bis 1950 war die 
Bevölkerung aufgrund des Flüchtlings­
stroms von 262300 auf 375000 gestie­
gen. 1961 waren 67204 in der Land- 
und Forstwirtschaft und 54028 in der 
Industrie beschäftigt. 1970 umgekehrt: 
46225 bzw. 62558. 1978 lagen die Löh­
ne um 228 DM unter dem Landes­
durchschnitt. Die bayerische Staatsre­
gierung brüstet sich, die Hälfte der 3,9 
Milliarden DM Darlehen und Zuschüs­
se zwischen 1954 und 1979 den Kapita­
listen im Zonenrandgebiet geliefert zu 
haben.

Wenn’s nach den Politikern der Ka­
pitalisten geht, darf Niederbayern be­
sondere Förder- und Niedriglohnre­
gion zur jederzeitigen Nutzung der Ka­
pitalisten und mit Auswirkungen auf 
das Lohniveau in ganz Westdeutsch­
land bleiben. In diesem Sinne bieten 
die Arbeitsämter den Frauen, die hier 
jetzt 70% der Arbeitslosen ausmachen, 
ABM-Maßnahmen, Kurse in Alten­
pflege und Nähen (ca. 8 DM im Ak­
kord). Die Arbeiterbewegung sieht das 
anders. Die örtliche IG Metall fordert 
bessere Ausbildungsmöglichkeiten und 
will den zeitlichen Anschluß der Lohn­
runde in Bayern an den bundesweiten 
Tarifkampf. Der Betriebsrat von 
BMW Dingolfing verpflichtete sich auf | 
Betriebsvereinbarungen gegen Abgrup­
pierungen bei Rationalisierung. Vor 
kurzem streikten die Brauereiarbeiter 
für die Abschaffung der Ortsklassen - 
zum ersten Mal seit 55 Jahren. Jetzt 
werden 30000 Unterschriften gegen die 
Werksschließungen gesammelt und 
breit mobilisiert für einen Sternmarsch 
am 17. Januar.

BM W
Rationalisierung 
im Angestelltenbereich

München. Bereits seit Mitte des Jahres 
besteht bei BMW für den Angestellten­
bereich Einstellungsstopp. Bei einer 
Fluktuationsrate von jährlich 5% und 
nach ersten Umfragen in verschiedenen 
Abteilungen, werden die BMW-Kapi- 
talisten bis Ende des Jahres bereits zwi­

schen knapp 5 und 2,5% der Stellen 
gestrichen haben. Jetzt heißt es im 
„bayernmotor“, „Verwaltung will 
Ballast ab werfen“. Auslösender Fak­
tor ist die Krise der Profitproduktion, 
und Angestelltengehälter drücken zu­
sätzlich auf den Profit.

Als in der Krise 1974 Umsatz und 
PKW-Absatz zurückgingen, wurde 
durch Einstellungsstopp und Rationa­
lisierungsmaßnahmen - Einrichtung 
eines zentralen Schreibbüros, Auswir­
kungen der Computersteuerung des 
Materialflusses auf Einkauf und Be­
stellwesen u.a. - die Arbeit der Ange­
stellten wesentlich verdichtet. Bis 1978 
stiegen dann sprunghaft je Angestell­
tem der Umsatz um 82%, der PKW- 
Absatz um 32%, der Materialaufwand 
um 68%. 1979 waren Umsatz und Ab­
satz wieder rückläufig, die Zuwachsra­
te beim Materialaufwand nur noch mi­
nimal.

Schwerpunkte der Rationalisierung 
sind offensichtlich diesmal die Abtei­
lungen Entwicklung, Vertrieb und Fi­
nanzen. Auf sie trifft auch die Klage 
des Personalchefs zu, in den letzten 5 
Jahren sei der Anteil der außertarifli-

Mit Bildschirm: Prüfung von 10 
Lieferantenrechnungen/Stunde; ohne 
nur ca. 3-4

chen Angestellten von 12 auf 16,7%, 
der der Tarifgruppen 6 und 7 von 21,6 
auf 34,2% gestiegen.

Speziell geschulte „Führungskräfte“ 
führen eine „Gemeinkostenanalyse“ 
durch. Sie ist das Gegenstück zur ana­
lytischen Arbeitsplatzbewertung bei 
den Arbeitern. Methode ist die Zerle­
gung der Arbeitsprozesse in „kleine 
und kleinste Einheiten“, um sie meß- 
und vergleichbar zu machen. Folge ist 
wie in der Produktion Senkung des 
Lohns, Leistungsverdichtung und Her­
ausbildung akkordähnlicher Bedingun­
gen.

Ausgliederung von Routinearbeiten, 
Erweiterung der Computerprogramme 
für die entsprechenden Abteilungen - 
statt heute 1800 Bildschirmen im 
Münchner Werk sollen bis Ende der 
80er Jahre 4000 stehen - werden zu 
einer erheblichen Reduzierung der bes­
ser bezahlten Sachbearbeiter und zur 
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Erledigung von Routinearbeiten wie 
Registrierung des Auftragseingangs 
oder Auftragsannahme durch niedrig 
bezahlte Angestellte führen.
In einer Betriebsvereinbarung über 
Umsetzungen will der Betriebsrat Ge­
halt und Qualifikationsstruktur für die 
Beschäftigten sichern. Darüberhinaus 
wären Schranken gegen die Leistungs­
verdichtung und übermäßigen Ver­
schleiß der Arbeitskraft z.B. an Bild­
schirmgeräten nötig.

Bayern
Kampf gegen NPD- 
Parteitag in Augsburg

12000 Menschen sind dem Aufruf des 
DGB Bayern zu einer Demonstration 
am 23. Nov. gegen den NPD-Bundes- 
parteitag gefolgt. Der DGB-Landes­
verband hat damit die größte Demon­
stration seit 1945 in Augsburg organi­
siert. Das Innenministerium und das 
Polizeipräsidium Schwaben reagierten 
mit einem Polizeiaufgebot von 14 
Hundertschaften. Innenminister Tand­
ler (CSU) verbot dem DGB am Vor­
abend der Demonstration, am Tagungs-_ 
ort der NPD vorbeizumarschieren. Das 
führte im Koordinationsausschuß des 
DGB zu einer Kampfabstimmung, bei 
der die Funktionäre, die das Demon­
strationsverbot durchbrechen wollten, 
knapp unterlagen.

Mit entsprechender Empörung wur­
de auf der Kundgebung eine ,»Gruß­
adresse“ von CSU-Generalsekretär 
Stoiber aufgenommen: die CSU sei mit 
dem DGB, sofern er bedingungslos für 
eine ,,wehrhafte Demokratie“ eintrete 
und gegen die linken und rechten Fein­
de der Verfassung die ,,Freiheit“ 
schütze, Tandler und Stoiber haben 
frühzeitig gewittert, daß die DGB-Ak­
tion einen Fortschritt der Arbeiterbe­
wegung in Bayern bedeutet und sich 
nicht nur gegen den Faschismus rich­
tet, sondern auch gegen die politische 
Reaktion, wie sie von der CSU z.T. of­
fen vertreten wird. Daß auf der DGB- 
Kundgebung nicht gegen links, son­
dern gegen rechts geschlagen wurde, 
hat die bürgerliche Presse sofort mo­
niert. Und der CSU-Bezirksvorstand 
geiferte: „Die CSU lehne es aber ent­
schieden ab, . . . ,durch Gegendemon­
strationen das Problem lösen zu wol­
len*. Oberbürgermeister Hans Breuer 
wird aufgefordert, »dafür Sorge zu tra­
gen, daß die Vergabe kommunaler Ein­
richtungen nicht fortwährend Ursache 
landesweiter Gegendemonstrationen 
wird*“ (Augsb. Allg. 26.11.80). Der 
SP D-Unterbc/irk spart eitag hatte be­
reits im April die Unterstützung des 
DGB beschlossen. OB Breuer (SPD), 
der an der Spitze des Demonstrations­
zuges milmarschierte, sagte auf der 

Kundgebung, es sei für ihn „unerträg­
lich, Maßnahmen durchführen zu 
müssen, die den NPD-Parteitag er­
möglichen“. So ergab eine Anfrage der 
Stadt bezüglich Verbot des NPD-Par- 
teitags laut Ordnungsreferent: „Der 
Verwaltungsgerichtshof vertritt die 
Auffassung, daß die Polizei in der La­
ge ist, den NPD-Parteitag zu 
schützen“, es „müsse dem Artikel 21 
des Grundgesetzes, der den Parteien 
die Mitwirkung bei der politischen Wil­
lensbildung des Volkes einräumt, das 
Privileg vor anderen Interessen gege­
ben werden“.

Ganz offensichtlich ist das Grundge­
setz ein untaugliches Mittel, um Fa­
schismus und Reaktion zu bekämpfen, 
da die herrschende Klasse gerade mit 
Hilfe des Grundgesetzes Gerichte und 
Polizeiapparat gegen die Arbeiterbe­
wegung in Gang setzt.

Das einzige, was von dem NPD-Par­
teitag in der Presse verlautete, war, 
daß die NPD an der „Forderung eines 
Ausländerstopps“ festhalten wolle.

Mineralölsteuer

Ertrag der Lohnsteuerreform 
gleich wieder kassiert
Wer sich im Januar 1981 über die Steu­
ererleichterung beim Lohn freuen mag, 
wird im Februar an der Tankstelle er­
nüchtert werden. Um rund acht Pfen­
nig wird die Mineralölsteuererhöhung 
den Liter Normalbenzin verteuern. Er­
höhung der Mineralölsteuer um 7 Pfg. 
je Liter zusammen mit der darauf zu 
zahlenden Mehrwertsteuer ergibt eine 
Anhebung des Steueranteils von 57 auf 
65 Pfg. So ist das vom Bundestag be­
reits beschlossen. Die CDU/CSU hat 
zwar Opposition im Bundesrat ange­
kündigt, aber schon in der Debatte zur 
Regierungserklärung war davon nur 
noch wenig zu hören.

Jeder vierte Lohnabhängige in Braunschweig fährt täglich bis zu 60 km mit eige­
nem PKW zur Arbeit.

Dem Chauvinismus wurde auf der 
DGB-Kundgebung durch Betonung 
des Internationalismus der Arbeiterbe­
wegung entgegengetreten. Eine Schwä­
che der DGB-Aktion war es aber, daß 
sie sich mit anderen Programmpunk­
ten der NPD nicht auseinandersetzte. 
Wie will man aber eine Partei bekämp­
fen, deren Programm den westdeut­
schen Imperialisten aus der Seele 
spricht, ohne dagegen das Kampfpro­
gramm der Arbeiterklasse zu setzen, 
das aus zahlreichen von den Gewerk­
schaften immer nachdrücklicher ge­
stellten Forderungen besteht? Es ist 
auch schwer, den Faschismus zu be­
kämpfen, ohne zu sagen, was Faschis­
mus ist. Der Redner Benz vom IGM- 
Vorstand hätte sich z.B. auf einen An­
trag des Jugendausschusses an den Ge­
werkschaftstag stützen können: 
,,. . .daß der Faschismus die grausam­
ste der möglichen Herrschaftsformen 
im Rahmen der kapitalistischen Wirt­
schafts und Gesellschaftsordnung

1,7 Milliarden will der Finanzmini­
ster damit mehr abkassieren, minde­
stens die Hälfte werden die Lohnab­
hängigen zahlen müssen. Für den Fah­
rer eines Mittelklasse Pkw mit 9 Litern 
Durchschnittsverbrauch und 15000 km 
Jahresfahrleistung steigt damit die 
jährliche Steuer auf Benzin um 107 
DM auf 880 DM, bei 25 000 km Fahr­
leistung um 173 auf 1424 DM. So ist 
dann für den Durchschnittslohn in 
Steuerklasse I und III die Lohnsteuer­
erleichterung auch schon wieder weg 
(s. Politische Berichte Nr. 1), bevor die 
Progressionsfalle sie, wie geplant, zu­
nichte gemacht hat. Matthöfer - in-

30 km 15 km 0 km 15 km 30 km 
Maßstab: 1:1500000 
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zwischen ja als dreist bekannt - be­
gründet diese Steuererhöhung mit der 
„notwendigen Ölimportersparnis“. 
Durch die Wirkung auf den Endpreis 
erhoffe man sich „ein sparsameres 
Verbraucherverhalten“, während En­
de November Aral, BP und Shell die 
Kraftstoffpreise heraufsetzten, „weil 
der Markt es zuläßt und alle bisherigen 
Erhöhungen keinen gravierenden Ein­
fluß auf die Nachfrage hatten“. 
Lambsdorff wird bei nächster Gelegen­
heit auf weitere gute Zusammenarbeit 
mit den Herren der Ölmonopole ansto­
ßen.

Das gleiche Argument muß für die 
vorerst zurückgestellte, aber weiterhin 
geplante Umlage der Kfz-Steuer auf 
die Mineralölsteuer herhalten. Der 
„Spiegel“ 47/80 posaunt: „Der Plan 
ist immer noch gut. Höhere Mineralöl­
steuer und damit höhere Benzinpreise 
halten zum sparsameren Benzinver­
brauch an.“ Prüft man die Rechnung, 
erweist sich, daß es nicht um die einfa­
chere Umlage mit weniger Verwal­
tungsaufwand geht, sondern um die 
weitere Ausdehnung der Steuerlast 
durch indirekte Steuern.

Veröffentlicht wurde eine geplante 
Anhebung der Mineralölsteuer um 15 
Pfg./Liter. Zusammen mit der bereits 
beschlossenen Erhöhung stiege diese 
Steuer auf 66 Pfg./Liter, die mitstei­
gende Mehrwertsteuer eingerechnet, 
auf 82 Pfg. Die Bundesregierung könn­
te dann stolz verkünden, den Preis für 
Normalbenzin auf 1,40 DM getrieben 
zu haben. Für den oben genannten 
Mittelklassewagen mit 1300 ccm müß­
ten dann gegenüber 1980 bei 15000 km 
Fahrleistung 335 DM mehr an Steuern 
auf Benzin gezahlt werden, bei 25 000 
km 542 DM. Abzüglich der Mineralöl­
steuererhöhung und der dann nicht 
mehr zu zahlenden Kfz-Steuer von 187 
DM, ergibt sich allein durch die „Steu­
erumlage“ eine Mehrzahlung von 40 
DM bzw. 187 DM.

Eugen Loderer wurde kürzlich in ei­
nem Bild-Zeitungs-Interview gefragt, 
wie sich die Gewerkschaften dazu stel­
len. Er hat gemeint, dann müßte die al­
te gewerkschaftliche Forderung nach 
Erhöhung der Fahrtkostenpauschale 
von jetzt 36 Pfg. auf 50 Pfg. auf die 
Tagesordnung gesetzt werden. Diese 
Forderung würde bei einer Entfernung 
vom Arbeitsort von 10 km eine Erhö­
hung der absetzbaren Fahrtkosten von 
350 DM bringen, was etwa der erhöh­
ten Steuerlast bei 15000 Fahrtkilome­
tern entspricht. Andererseits gibt es 
keinen Grund, sich ausgerechnet vom 
FDP-Fraktionsvorsitzenden Misch- 
nick, der diesen Vorschlag im Bundes­
tag in die Debatte brachte, vorschrei­
ben zu lassen, daß nur die erhöhte Be­
steuerung des Arbeitsweges Grund zur 
Empörung biete.

Es spricht vieles dafür, direkt gegen 
diese Pläne anzugehen. Da könnte 

man sich auch mit den Bauern einigen, I 
die durch die Streichung der Diesel- 1 
Beihilfe noch zusätzlich gebeutelt wer­
den sollen.

Daimler- Teststrecke
Über 130 Widersprüche 
gegen Flurbereinigung

Im November haben die Daimler-Kapi­
talisten das Baugesuch für die im 
Raum Boxberg (Main-Tauber-Kreis, 
Nord-Württemberg) geplante Test­
strecke beim Landratsamt Tauberbi­
schofsheim zur Genehmigung einge­
reicht. Das Flurbereinigungsamt Bu­
chen hat die Anordnung des Flurberei­
nigungsverfahrens (2240 ha) für De­
zember angekündigt. „Wir setzen das 
Projekt Boxberg planmäßig durch. 
Wir werden rechtzeitig mit unseren 
Fahrzeugen am Markt sein“, hat

Daimler-Benz Propaganda-Direktor 
Schmidt am 28. November im Süd­
deutschen Rundfunk erklärt. Und 
schon im März hat das Vorstandsmit­
glied Breitschwerdt vor dem Boxberger 
Gemeinderat den Grund für den Test­
streckenbau beschrieben: „Daimler- 
Benz braucht die Teststrecke für die 
Herstellung von Nutzfahrzeugen 
Wenn wir die Teststrecke nicht haben, 
ist der USA- und Frankreich-Export 
gefährdet.“ Der heutigsten Unterstüt­
zung durch die staatlichen Stellen, ins­
besondere der baden-württembergi­
schen Landesregierung, kann sich da­
bei der Konzern sicher sein, hat diese 
ihm doch das Gelände „zugewiesen“.

Seit nunmehr drei Jahren kämpfen 
die Bauern in Boxberg, Kern des Wi­
derstandes, gegen die Pläne der Daim­
ler-Benz AG, auf 614 ha fruchtbarsten 
Bodens eine Meßstrecke in der Größe­
nordnung von 120 bis 150 Mio. DM zu 
errichten. Bei Verwirklichung des Pro­
jekts würde sich die Ruinierung der ca. 
60 Vollerwerbsbetriebe beträchtlich be­
schleunigen. Vorwiegend werden in 
dieser Gegend Braugerste, Weizen, 
Futtergetreide und Mais angebaut. 
Von den 614 ha sind 448 ha Acker- und 

Wiesenflächen und 166 ha Mischwald­
flächen. Bei den Äckern handelt es sich 
zu 90% um Land der Vorrangflurstufe 
1. Insgesamt befindet sich etwa ein 
Drittel des Landes in Händen von Bau­
ern, die keinesfalls zum Verkauf bereit 
sind, wobei man berücksichtigen muß, 
daß allein 200 dem Fürsten zu Leinin- 
gen verkauft wurden. Zur Erhaltung 
ihrer Existenz haben sich die Bauern 
im Mai 1978 in einer Interessengemein­
schaft organisiert und im Januar 1979 
die Bundschuh-Genossenschaft ge­
gründet, in die sich inzwischen etwa 
1300 Mitglieder aus dem gesamten 
Bundesgebiet eingetragen haben.

Nachdem am 12. Mai 1980 der Be­
bauungsplanbeschluß „Teststrecke“ 
durch die Besetzung des Gemeinderats­
saales verhindert werden konnte, hat 
der Boxberger Gemeinderat neun Tage 
später, unter dem Schutz von minde­
stens sechs Hundertschaften Polizei, 
den Bebauungsplan beschlossen. Dies 
war dann auch die Voraussetzung, um 
beim Landesamt für Siedlung und 
Flurbereinigung das Flurbereinigungs­
verfahren zu beantragen und damit 
Voraussetzungen für Enteignungsmaß­
nahmen zu schaffen. Es handelt sich 
hierbei schwerpunktmäßig um eine 
sog. Unternehmensflurbereinigung (§ 
87 Flurbereinigungsgesetz), und da­
nach ist ein solches Verfahren nur 
möglich, wenn eine Enteignung zuläs­
sig ist. Dies ist aber nicht nur für den 
eigentlichen Teststreckenbau vorgese­
hen, sondern z.B. auch für den Aus­
bau der B 292, der nach dem Willen 
der Landesregierung als Zubringer für 
die Teststrecke möglichst schnell erfol­
gen soll.

Die Daimler-Kapitalisten haben vor 
einigen Wochen an die Landverkäufer 
ca. 15 Mio. DM ausbezahlt, obwohl 
die Bedingungen, an die der Verkauf 
geknüpft war, nämlich das „Vorliegen 
sämtlicher behördlicher Genehmigun­
gen“, z.B. bei der Baugenehmigung, 
offensichtlich nicht erfüllt sind. Um 
den Widerstand zu zermürben, haben 
11 Mitglieder der Bundschuh-Genos­
senschaft Strafbefehle wegen Hausfrie­
densbruch (Besetzung Gemeinderats­
saal) über 5650 DM erhalten. Die Ein­
sprüche dagegen werden am 25.2.1981 
verhandelt. Die Kündigung des 
Daimler-Benz Arbeiters W. Kreß we­
gen Beschädigung einer Wetterstation 
auf dem geplanten Gelände mußte 
vom Arbeitsgericht Stuttgart für un­
wirksam erklärt werden. Gegen das 
Flurbereinigungsverfahren liegen be­
reits über 130 Widersprüche bei der 
Bundschuh-Genossenschaft vor. Eine 
Normenkontrollklage wird z. Zt. gegen 
den Bebauungsplan vorbereitet, u.a. 
weil Besuchern trotz freier Plätze bei 
der Beschlußfassung der Eintritt ver­
weigert wurde. Die Verfahrensdauer 
wird auf 1 bis 2 Jahre geschätzt.
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Berufsgrundbildungsjahr

Hilfsarbeiterproduktion für die 
Kapitalisten muß verhindert werden

1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979

In einigen Bundesländern ist das Be­
rufsgrundbildungsjahr (BGJ) bereits in 
größerem Maßstab eingeführt. An der 
Spitze stehen Rheinland-Pfalz mit 
21,3°7o und Niedersachsen mit 17,9% 
Anteilen an Schülern, die das erste 
Lehrjahr als BGJ absolvieren. Am 
weitesten ausgebaut ist das BGJ im Be­
rufsfeld II (Metalltechnik), das im 
Schuljahr 78/79 von 13 500 Schülern 
besucht wurde.

Das BGJ bildet einen wesentlichen 
Schwerpunkt in der Bildungspolitik 
der Gewerkschaften. In den anfängli­
chen Vorstellungen sah der DGB die 
Einführung des BGJs als wesentlichen 
Hebel, um die Integration von allge­
meiner und beruflicher Bildung im 
Schulwesen durchzusetzen. Es sollten 
fachtheoretische, fach praktische und 
allgemeine Kenntnisse vermittelt wer­
den und somit eine breite berufliche 
Grundbildung erfolgen. Der DGB for­
derte die Einführung des zehnten 
Pflichtschuljahres und das elfte als 
BGJ, das das erste Jahr der Berufsaus- 
bilduniz darstelh. Diesen Positionen 

Am 22.3.1980 demonstrierten in Kiel I ?()() Schüler gegen die Verschlechterung 
der Ausbildung. Aufgerufen hauen dazu die I andesschülervertretung der Be­
rufsbildenden Schulen und der DGB. Zum BG.l wurde die Forderung ,,Kein BGJ 
ohne dreijährigen 1 ehr\ertrag“ erhoben.

des DGB stimmten 1971 die Vertreter 
der Kapitalistenverbände und der Lan­
desregierungen im Bundesausschuß für 
Berufsausbildung in einem Thesenpa­
pier zu. Dies waren allerdings nur an­
fängliche Zugeständnisse der Kapitali­
stenverbände. Bis heute haben sie es 
geschafft, das BGJ in ihrem Interesse 
umzudrehen. Die wichtigsten Schrille 
haben sich dazu 1978 abgespielt:
- Vorrang des Ausbaus des BGJ vor 
der Einführung des 10. Pflichtschul­
jahres (Bundesrat, 17.7.1978)
- Einführung von Schwerpunkten in 
den einzelnen Bcrufsfeldern, d.h. nach 
einem halben Jahr erfolgt keine breite 
Grundausbildung mehr, sondern es 
muß ein Schwerpunkt des Berufsfeldes 
gewählt werden
- halbjährige Anrechnung bei zwei­

jährigen Ausbildungsberufen und eini­
gen anderen Berufen, wie z.B. dem des 
Kraftfahrzeugmechanikers, der mit 
82()(X) Auszubildenden der am stärk­
sten besetzte Ausbildungsberuf ist 
(BG J-Anrechnungsverordnung, 
17.7.1978).

i - Einführung des Kooperativen BGJ, 
in dem 3/5 der Ausbildung im Betrieb 
und der Rest in der Berufsschule er­
folgt, was vom DGB als „Etiketten­
schwindel“ abgelehnt wird, und Ein- 
f u h r u ng vo n A bsc h 1 u ßzeugn is se n
(KMK-Vereinbarung, 15.5.1978).

Als wesentlicher Erfolg für die Kapi­
talisten ist die Einführung von Ab­
schlüssen verschiedener Qualität zu se­
hen. Das BGJ war dadurch nicht mehr 
das erste Jahr der Berufsausbildung, 
sondern die erste Stufe „der Fachstu­
fenausbildung“. (Runderlaß des Kul­
tusministers Schleswig-Holstein,
24.8.1979). Es gibt folgende Abschlüs­
se: 1. Die Anrechnungsfähigkeil wurde 
erreicht; 2. sic wurde nicht erreicht; 3. 
das BGJ wurde vorzeitig abgebrochen. 
Bei den ersten beiden Abschlüssen ist 
die Berufsschulpflicht bis zum 18. Le­
bensjahr aufgehoben, so daß die Ju­
gendlichen statt vier jetzt fünf Tage 
dem Kapitalisten zur Verfügung ste­
hen, sofern kein weiteres Ausbildungs­
verhältnis eingegangen wird. 1979 ha­
ben in Schleswig-Holstein von 2 296 
Schülern 618 die An rech nungs fäll ig- 
keit nicht erhallen.

Damit war es den Kapitalisten gelun­
gen, 1. eine breite Grundbildung weit 

j einzuschränken und 2. die Facharbei­
terausbildung weiter abzubaucn. Mit 
dem letzten Punkt haben die Gewerk­
schaften schon einmal ähnliche Erfah­
rungen bei der Stufenausbildung ge­
macht. In den Gewerkschaften geht die 
Auseinandersetzung im wesentlichen; 
um die Frage, ob der DGB den weite- 

1 ren Ausbau des BGJ hinnehmen soll 
oder ob der weitere Ausbau des BGJ 
mittlerweile generell abzulehnen ist. 
Letzteres hat die IG-Metall auf ihrer 
Bundesdelegiertenkonferenz beschlos­
sen. Dies entspricht auch dem jetzigen 
Stand der Entwicklung. Der DGB 
konnte sich in den Bundesgremien, in 
denen die wesentlichen Entscheidun­
gen gefallen sind, mit seinen Forderun­
gen nicht durchsetzen.

In den einzelnen Bundesländern 
wird das BGJ von den Landesregierun­
gen weiter ausgebaut. Dadurch ist die 
Lage entstanden, daß sich die Gewerk­
schaften erst einmal gegen die Landes­
regierungen wenden müssen. Und da­
bei ist in erster Linie entscheidend, ob 
mit dem BGJ eine breite Hilfsarbeiter­
produktion ermöglicht wird. Verhin­
dert werden kann das, indem durchge- 
setzt wird, daß jeder Schüler vor Be­
ginn des BGJ einen Ausbild ungsver- 
trau abschließt.
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Kommunalpolitik
Aufbau einer Front ge­
gen Gebührenerhöhungen

Mannheim. Für den 1. November und
1. Dezember hat die Mannheimer Ver- 
sorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
(MW) die umfangreichsten Gebüh­
renerhöhungen seit 1945 beschlossen: 
Strom plus 8%, Wasser plus 6%, Gas 
plus 15%, Fernwärme plus 15%, 
Fahrpreise plus 17% (Einzelkarte plus 
28,6%). Alleingesellschafterin der 
MW ist die Stadt Mannheim, der 
Oberbürgermeister gibt im höchsten 
Organ, der Gesellschafterversamm­
lung, mit seiner Stimme im Zweifelsfall 
den Ausschlag. Dagegen hat sich ein 
Aktionsbündnis aus Grünen, Judos, 
Jusos, DKP, KBW, BWK, Komitee 
für Demokratie und Sozialismus, 
SAG, 2 Asten der Fachhochschulen 
und mehreren Initiativen gebildet.

Der Druck von Bund und Land auf 
die Kommunen, über Gebühren her­
einzuholen, was an Steuergeldern ent­
zogen wird, wird immer stärker. Über 
6,9 Mrd. DM sollen die Gewerbesteu­
ereinnahmen der Kommunen bis 1982 
heruntergedrückt werden. Die Energie­
preiserhöhungen, z.B. des Energiemo­
nopols Ruhrgas um 80% in einem Jahr 
sollen über die Lohnabhängigen her­
eingeholt werden. Von der Gasabgabe 
beziehen 72000 Haushalte nur 3,7%. 
36% der Gesamtabgabe der MW gin­
gen 1978/79 allein an die BASF, deren 
Gasbezugspreis laut ,,Mannheimer 
Morgen“ teilweise sogar noch unter 
dem Einkaufspreis ihres Lieferanten, 
der RHE, liegt. Zahlten die Kapitali­
sten nur 0,07 Pfg/kWh mehr, könnte 
der Gaspreis für die Haushalte auf lA 
sinken.

Die SPD, an der Spitze der bisherige 
Oberbürgermeister Ratzel, jetzt der 
neue OB Wilhelm Varnholt, tritt bisher 
als Verteidiger der Erhöhung auf. Un­
günstig ist, daß die ÖTV-Vertreter im 
Aufsichtsrat der MW die Mitbestim­
mung so behandeln, daß sie zur Zu­
stimmung bei den Gebührenerhöhun­
gen gezwungen seien. Günstiger wäre 
es, wenn sie das täuschende Auftreten 
der CDU enthüllen würden. Die CDU 
gebärdet sich in der Presse als Gegner 
zu großer Erhöhungen, tritt aber 
gleichzeitig in entsprechenden Organen 
für die weitere steuerliche Entlastung 
der Kapitalisten ein und fordert schär­
fere Rationalisierung bei den MVV- 
Beschäftigten. Wenn ein ÖTV-Funk- 
tionär jetzt vertritt, die Gebührenerhö­
hungen müßten sein, um Entlassungen 
und Lohndruck für die Beschäftigten 
bei der MW zu verhindern, so kann 
die CDU noch frecher werden. Die 
CDU-Aufsichtsratsfraktion hatte be­
reits einmal eine Kürzung der geplan-

Ewergfe w Sdbsilwtiri &r MVVt Kdttcrkt Tariferhöhungen für 
dft LuhnabtaHtrigen: Dfe Kspiulfote« *aüen <üv höhnen Bewjgsprcise 
tfezahtr«! AittchdSting derSutamtfttflic'uftg dorchSondcrtarifer

Ofienii'gting der W irtHhaftspfene der MV V. Bey cMttßraywti^ über 4<e Tarife 
«üt durch denCrmrimfefit!

Trtfehang der Keine Abdeckung de* MVG*
Defizits der Encnt«<>ten>unt«n$’ Ansfiai» des «IfentHchen Nahverkehr^

des Defizits aus dem ortBehen Steveraefkommenl Finanry 
üntnuomfe der Kommune«!

Bund Westdeutscher Kommanisten (BWK)

ten MW-Ausgaben um 1 Mio. DM 
durchuesetzt und so erreicht, daß 
25- 30 Stellen 1979/80 „eingespart“ 
wurden.

Ein öffentlicher Aufruf gegen die 
Erhöhungen und für eine Veranstal­
tung von 33 Personalräten, Vertrau­
ensleuten, Kreisvorstandsmitgliedern, 
Kreisdelegierten, sowie Jugendvertre­
tern der ÖTV, 33 Betriebsräten und 
anderen Funktionsträgern aus der In­
dustrie und weiteren Sprechern von 
Initiativen oder Organen der Schüler 
und Studenten kann einigen Einfluß in 
dieser Auseinandersetzung haben. Auf 
der Veranstaltung am 28.11. mit über 
200 Teilnehmern erklärten die Stadträ- 
le der Grünen, der DKP und FDP ihre 
Unterstützung. Sie wurden beauftragt, 
einen Antrag im Gemeinderat gegen 
das Einziehen einer Konzessionsabga­
be durch die Stadt einzubringen.

An der Kundgebung und dem an­
schließenden Protestmarsch durch die

Innenstadt am 1.12. beteiligten sich 90 
Menschen.

FT Pharmazie
Zusammenschluß gegen
MC-Prüfungsverfahren

Vom 14. bis 16. November fand in 
Heidelberg die Tagung des Fachver­
bandes Pharmazie/Fachtagung Phar­
mazie statt. Erstmals nahmen 13 von 
18 Fachschaften mit insgesamt 57 Stu­
dent en Vertretern daran teil. Der Erfolg 
des letzten Jahres, eine Aussetzung des 
M ult iple-Choice-Prüfungsverfahrens 
(MC) im 2. Pharmazeutischen Staats­
examen um 3 Jahre, hat viele Studen­
ten aktiv werden lassen. So war denn 
auch einer der wichtigsten Tagesord­
nungspunkte das MC-System und die 
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Beschlußfassung zum weiteren Vorge­
hen. Zur Debatte darüber, wie das 2. 
Staatsexamen gestaltet werden soll, hat 
die Bundesregierung eine Kommission 
einberufen, die neben 17 Staatsbeam­
ten und drei Vertretern des ,,Instituts 
für medizinische und pharmazeutische 
Prüfungsfragen (IMPP)“ noch sechs 
Medizin- und Pharmazieprofessoren 
und je zwei Studentenvertreter ent­
hielt. Debattiert wurde auf der ersten 
Sitzung nicht die Ersetzung des MC, 
sondern wie es mit mündlichen Prü­
fungen gekoppelt werden kann. Die 
Positionen der Pharmaziestudenten, 
die die Abschaffung der zentralen MC- , 
Prüfungen und Gegenstandskataloge 
und die Durchführung institutsinterner 
Prüfungen fordern, wurde nicht be­
rücksichtigt .

Deshalb hat die FT-Pharmazie be­
schlossen, daß die Kommission neu 
einberufen werden muß. besetzt mit 
gewählten Vertretern, und zwar ge­
trennt für Pharmazie und Medizin. Die 
Fragestellung müsse lauten, ob das MC 
abgeschafft wird. Die Fachtagung ver­
sprach sich von diesem Vorgehen, das 
durch eine bundesweite Unterschrif- 
tenaktin unterstützt werden soll, Er­
folg, weil ein Beschluß gegen das MC 
im Pharmaziebereich ein facher zustan­
de kommen kann; denn hier gibt es 
niemanden, der ernsthaft für MC ein­
tritt dies wiederum kann die erst be­
ginnenden Aktionen gegen das MC bei 
den Medizinern unterstützen.

Zu den Problemen des P.l wurde be­
schlossen. weiterhin ..das Praktische 
Jahr nach Abschluß der Hochschul­
ausbildung mit Tarifverträgen durch­
zuführen“. Unterstützt wurden die er­
sten Bemühungen der OTV, sich durch 
Fragebogenaktionen einen Überblick 
über die A’isbildungsbedimiuncen zu 
\ erseh a ffen

Stationierungsstreitkräfte 
US-Besatzer reagieren 
auf Warnstreiks

In mehreren Bundesländern, u.a. in 
Baden-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz, führten die gewerk­
schaftlich organisierten Beschäftigten 
bei den Besatzungsstreitkräfien Warn­
streiks, Demonstrationen und Protest­
versammlungen durch. Die Kampf­
maßnahmen wurden nach und nach 
auf praktisch alle größeren US-Garni- 
sonen ausgedehnt, durchaus auch auf 
Bereiche, wo es die Besatzer empfind­
lich trifft, z.B. auf die Zentrale Daten- 
vcrarbeitungsstelle der US-Armee für 
Europa in Zweibrücken, wo 40 Be­
schäftigte zeitweise die gesamte logisti­
sche Verbindung zwischen USA und 
Europa abschnitten. Mit Festnahmen 

von Fernsehteams durch MP und 
Hausverboten für Gewerkschaftsfunk- I 
lionäre versuchten die US-Besatzer 
teilweise, der Lage wieder Herr zu wer­
den. Die ÖTV führt die laufenden

• Lohnstrukturverhandlungen mit dem 
i Ziel der Vereinheitlichung des Lohnge- 
i füges und der Anhebung der Löhne 
! auf das Niveau der Industrielöhne. Das 
| Bundesfinanzministerium, das im Auf- 

trag der Besatzungsstreitkräfte die Ver­
handlungen führt, hatte in seinem er­
sten Verhandlungsangebot eine Auf- j 
spreizung des Lohngefüges nach unten 
hin offeriert. Durch Neueinstufungen , 
sollten die Löhne für 10000 Arbeiter, j 
im wesentlichen für die untersten i 
Lohngruppen, aber auch für einen Teil | 
der Facharbeiter, um bis zu 12°/o ge­
senkt werden. Das letzte Angebot sieht 
für rund 4000 Arbeiter Lohnsenkun­
gen bis zu 8% vor. Das Hauptquartier 
der US-Armee in Heidelberg hat inzwi­
schen verlauten lassen: erstens seien 
für viele Arbeiter Lohnerhöhungen 
vorgesehen, zweitens seien Lohnsen­
kungen nur vorgesehen für Arbeiter, 
die nach Inkrafttreten des neuen Tarif­
vertrages eingestellt werden. Neu an 
diesem Argument ist für die Beschäf­
tigten auf jeden Fall, daß die Besal- 
zungsst rei t k räfte beabsichtigen, Neu­
einstellungen vorzunehmen. Bisher wa­
ren sie mit Recht davon ausgegangen, 
daß Massenentlassungen anstehen. Die 
ÖTV hat mitgeteilt, daß sie, wenn die 
nächsten Verhandlungen am 11.12. 
scheitern, die Beschäftigten zur Urab­
stimmung für Streik aufrufen wird.

Kindertagesstätten
Streikvorbereitungen ge­
gen 20°/bige Überbelegung

W estberlin. Der Rechnungshof hat für 
11.000 von den 24.000 Kindern auf 
den Wartelisten für einen Kindertages- 
siätienplaiz eine Lösung gefunden: 
einfach reinstopfen. Um 20% sollen 
die Kindertagesstätten überbelegt wer­
den, da ja die Kinder manchmal krank 
seien, im Urlaub und so weiter. Schon 
ietzt ist die Arbeitsbelastung für die 

Erzieher untragbar: Gruppengrößen 
von 8 bis 20 Kindern je nach Alter bei 
einem Personalschlüsse! von 1,46 bzw. 
einem Erzieher pro Gruppe für die Be­
treuung von 6 Uhr bis 17 Uhr. Vertre­
tungskräfte für Spätschicht, Urlaub, 
Krankheit und Kur sind nicht vorgese­
hen. Regelmäßig werden in den Mor­
genstunden bis 8 Uhr Gruppen zusam­
mengelegt, bei Personalausfällen wer­
den die Kinder auf andere Gruppen 
verteilt. Gerade bei den vom Rech­
nungshof angeführten Erkrankungen 
von Kindern wird den Erziehern oft 
Mehrarbeit aufgebürdet: in leichten 
Fällen Beobachtung und Verabrei­
chung von Medizin, bei ansteckenden 
Krankheiten müssen Stuhl- und Urin­
proben an das Gesundheitsamt abgege­
ben werden. In den Krippen (Kinder 
bis 3 Jahre) verlangt der Senat neben 
Wickeln, Füttern, Kinder Beruhigen 
und Umhertragen auch noch Wäsche 
Waschen. Für Kindergarten und Hort 
erkennt er die notwendige Vorberei­
tung nicht an. Die aus dieser Arbeitssi­
tuation folgenden Tagesabläufe hat die 
ÖTV in einer Broschüre dokumentiert, 
die während eines Aktionstages am 
29.11. in allen Bezirken verteilt wurde.

1979 halte der Senat der Forderung 
nach Abschaffung der Kindertagesstät- 
tenbeiträge Rechnung getragen, indem 
die jährlichen Zahlungen von 1900 
DM auf 4(X) DM ermäßigt wurden. 
Seitdem sind die Wartelisten sprung­
haft gestiegen. Mit Barackenbauten 
für Notgruppen auf dem Gelände be­
reits bestehender Kitas und jetzt mit 
der Überbelegung will der Senat die 
Kinder notdürftig unterbringen und 
die Mütter auf dem Arbeitsmarkt den 
Kapitalisten zur Verfügung stellen.

ÖTV und GEW wenden sich gegen 
die Kita als Kinderbewahranstalt. Sie 
fordern Herabsetzung der Gruppen­
größen auf 6 bis 15, Vertretungsperso­
nal, zwei Erzieher pro Gruppe, Kinder- 
t agesstät len-So fort bauprogram m. Ju­
gendsenatorin Reichel hat versucht, in 
der Auseinandersetzung mit einem 
Spallungsmanöver zu landen. Statt 
Überbelegung vermehrte Umwandlung 
von Spiel- und Turnzimmer in Not­
gruppenräume. Während die Finanz­
bourgeoisie ihren Staatshaushalt von 
allem, was nicht direkt Unterdrückung 
oder Plünderung zu ihrer Bereicherung 
ist, bereinigen will, verweigern die Be­
schäftigten des Öffentlichen Dienstes 
größeren Verschleiß ihrer Arbeitskraft. 
Schlechte Zeiten für die süßlich-hinter­
hältigen Vorschläge der Senatorin. Der 
Hauptausschuß des Abgeordnetenhau­
ses hat im Zuge der Haushaltsberatun­
gen die Überbelegung erneut verlangt. 
Am 29.11. beschloß der Hauptvor­
stand der GEW Streikmaßnahmen. 
Bereits vorher beantragte die ÖTV 
Streik bei ihrem Hauptvorstand. Am 
6. Dezember hat die ÖTV eine Demon­
stration organisiert.
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Rekrutengelöbnis

”Helm ab zum Gebet“ unter Aufsicht von
tausenden Polizisten und Feldjägern

Eine Tribüne für F. J. Strauß

Einmarsch mit Fahnen

Beim Schwören

Die feierliche Geburtstagsstimmung 
anläßlich des 25jährigen Bestehens der 
Bundeswehr konnte bei den öffentli­
chen Rekrutengelöbnisveranstaltungen 
nicht so recht aufkommen. Wo sie 
stattfanden, sorgten Kundgebungen 
und Demonstrationen gegen die west­
deutsche Militärpolitik dafür, daß die 
von der Bourgeoisie und den Militärs 
geplante Darstellung der ^Verbunden­
heit zwischen der Bevölkerung und ih­
ren Soldaten“ nicht gelang. Diese öf­
fentlichen Gelöbnisse waren geschlos­
sene Veranstaltungen mit geladenen 
Gästen in Fußballstadien und großen 
öffentlichen Plätzen, die durch tausen­
de von Polizisten und Feldjägern her­
metisch abgeriegelt wurden. Sie glichen 
eher einer gespenstigen Szenerie, und 
der Spektakel mit dem ,,Großen Zap­
fenstreich“ und „Helm ab zum 
Gebet“ ließ den geladenen Ehrengä­
sten aus Politik, Wirtschaft und Kirche 
vielleicht das Herz lauter pochen, doch 
einige Rekruten mögen auch an A. 
Hitler gedacht haben, der den heiligen 
Eid mit dem Gebot unbedingten Ge­
horsams gleich auf seine Person 
schwören ließ.

Diese zwanghafte Atmosphäre gab 
für die Reden der bürgerlichen Politi­
ker und der Militärs die richtige Umge­
bung ab, um den Rekruten die Eides­
und Gelöbnisformel einzuhämmern. F. 
J. Strauß konnte provokativ die jüng­
sten Erfahrungen der anwesenden 
wehrpflichtigen Rekruten umbiegen, 
denn jeglicher Widerspruch wäre so­
fort von den Feldjägern unterdrückt 
worden. So konnte er dann auch be­
haupten: „Der Soldat in der Bundes­
wehr ist für uns ein Bürger in Uniform.

Er behält nicht nur seine Rechte und 
Pflichten als Bürger, wenn er seine 
Uniform anzieht, er ist und bleibt ein 
Glied unserer demokratischen Gemein­
schaft, der er dient und für die er per­
sönlich Opfer bringt.“

In der Straf- und Wehrdisziplinar­
ordnung ist festgelegt, mit welchen 
Strafen ein Wehrpflichtiger zu rechnen 
hat, wenn er sich die einfachsten de­
mokratischen Rechte nimmt. Zusam- 
mengeschustert wurde dieses Instru­
mentarium von kriegserfahrenen Mili­
tärs in der Bundeswehr. Es dient der 
Unterdrückung der wehrpflichtigen 
Jugend und der Kriegsfähigkeil der Ar­
mee.

Ein Soldat in der Bundeswehr ver-
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Musikcorps beim Zapfenstreich Publikum unter Aufsicht

liert die elementarsten Rechte, die von 
der Gewerkschaftsbewegung erkämpft I 
wurden. Die bürgerlichen Politiker i 
und die Militärs halten dies für unbe­
dingt erforderlich, denn „ohne Gehor­
sam ist eine Verteidigung und eine 
Ausbildung dafür nicht möglich“ (Ge­
neralmajor Kessler).

So konnte F. J. Strauß vor Zwi- I 
schenrufen sicher auch behaupten: 
„Wer es mit dem Bürger in Uniform 
wirklich ernst meint, der darf ihn nicht 
von seinen Mitbürgern absondern.“

Die Absonderung besteht gerade 
darin, daß die wehrpflichtigen Rekru­
ten ihrer gewerkschaftlichen Rechte 
beraubt werden, ihre Arbeitskraft für 
einen Hungersold 15 Monate beschlag­
nahmt wird, und sie öffentlich geloben | 
sollen, für fremde Interessen ihren 
Kopf hinzuhalten.

Ministerpräsident Albrecht versuch- I 
te in Hannover, den Rekruten den Un­
terschied zwischen Freundschaft und 
Kameradschaft klarzumachen nach der 
Devise ,, In der Bundeswehr gibt es nur 
Deutsche“.

„Kameradschaft ist etwas anderes 

als Freundschaft. Freunde suchen wir 
uns selber aus, Kameradschaft verbin­
det trotz unterschiedlicher Herkunft, 
unterschiedlicher Lebensziele. Trotz­
dem wird daraus eine Gemeinschaft, 
weil sie eine gemeinsame Aufgabe er-

Die Veranstalter

füllen und für etwas gemeinsam eintre­
ten. Ich meine, daß das eine Bereiche­
rung ist für ihr Leben, was auch über 
die 15 Monate hält.“

Den Bourgeois hat diese Art Kame­
radschaftsdusel seit jeher dazu gedient, 
die Arbeiter in den imperialistischen 

Weltkriegen aufeinander zu hetzen 
und sie gegenseitig abzuschlachten.

Was mit diesen öffentlichen Rekru­
tengelöbnissen bezweckt werden soll, 
beschreibt H. Speidel in einem Aufsatz 
in der „Europäischen Wehrkunde“ 
10/1980: „Tapfer zu verteidigen be­
deutet, nicht nur auszuharren, sondern 
bewußt unter Einsatz des eigenen Le­
bens in die Gefahr hinein zu handeln. 
Darin unterscheidet sich diese Pflicht 
von jeder anderen Leistung, die dem 
Bürger abverlangt wird.“

Die Kundgebungen und Demonstra­
tionen gegen die öffentlichen Rekru­
tengelöbnisveranstaltungen zeigen 
deutlich, daß viele sich diese Pflicht 
nicht abvcrlangen lassen, sondern ge­
gen die Kriegsvorbereitungen der Im­
perialisten eintreten.

Für die Rekruten würde sich nichts 
vorteilhaft ändern, wenn sie das Able­
gen des Gelöbnisses verweigerten. Die 
Geltung des Wehrstrafgesetz.es wäre 
davon nicht berührt. Lediglich die 
Nichtbeförderung zum Gefreiten und 
eine Vielzahl von Schikanen im tägli­
chen Dienst wäre die Folge.

Off/ andächtig Seelsorger I cldjägcr
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Stichwort Wehrdisziplinar- und Straf Ordnung

Dr. jur. Roland Freisler: 
Äußerlich zeitlich im Zuge der 
Gesetze und Verordnungen, 
die die Einstellung der Rechts­
pflege auf die besonderen Be­
dürfnisse des Krieges vorneh­
men sollen, seiner Bedeutung 
nach aber als ein wichtiger wei­
terer Schritt auf dem Wege zur 
Strafrechtserneuerung ist das 
Gesetz zur Änderung von Vor­
schriften des allgemeinen 
Strafverfahrens, des Wehr­
machtstrafverfahrens und des 
Strafgesetzbuches ergangen.

Generaloberst Keitel, Chef 
des Oberkommandos der 
Wehrmacht:
,, Gegenüber der liberalen
Grundhaltung des allgemeinen 
Strafrechts ist es dem starken 
militärischen Einfluß auf die 
Gestaltung des Militärstrafge­
setzbuches möglich gewesen, 
ein wahrhaft soldatisches, im 
besten Sinn sozialistisches 
Recht aufzubauen, das die Ge­
danken sowohl der Mannes­
zucht wie der Kameradschaft 
und Fürsorge als die Grundla­
gen jeder Wehrmacht straf­
rechtlich verankert und zum 
Mittelpunkt seines Schutzes 
macht. Auch das kommende 
deutsche Strafrecht wird sozia­
listisch und sittlich ausgerich­
tet sein: Die Gemeinschaft des 
deutschen Volkes mit den 
Rechtssätzen in Einklang brin­
gen. Es wird auch ein kämpfe­
risches Recht sein, das sich den 
militärischen Grundsatz: »An­
griff ist die beste Parade* zu ei­
gen macht. So wird das kom- 
mende sozialistische, sittliche 
und kämpferische allgemeine 
Strafrecht mit den Grundzü­
gen eines wahrhaft soldati­
schen Rechtes übereinstim­
men: Das neue Deutschland 
der allgemeinen Wehrpflicht 
und des nationalsozialistischen 
Kämpfertums verlangt von je­
dem Deutschen eine soldati­
sche und kämpferische Hal­
tung. Diese Gleichrichtung 
wird es ermöglichen, ein ein­
heitliches völkisches Strafrecht 
zu gestalten, in dem das militä­
rische Strafrecht zwar ganz die 
ihm gebührende Sonderstel­
lung behält, in dem aber diese 
Sonderstellung nicht auf einer ; 
Verschiedenheit der Grundan­
schauungen beruht, sondern 
allein auf den besonderen mili­
tärischen Bedürfnissen für ei­
gene Straftatbestände und ei­
gene militärische Strafen, die 
für Nichtsoldaten nicht in Fra­
ge kommen können. Es wer­
den beide Rechtsgebiete künf­

tig gemeinsam dem Schutz des 
Wehrwillens und der Wehr­
kraft des deutschen Volkes 
dienen.“ (Aus: Wehrstrafrecht 
und allgemeines Strafrecht, 
Beiträge zur Rechtserneue­
rung)

Wehrstrafgesetz
(In der Fassung der Bekannt­
machung vom 24. Mai 1974) 
Straftaten gegen die Pflicht 
zur militärischen Dienstlei­
stung
§15 Eigenmächtige Abwesen­
heit (1) Wer eigenmächtig sei­
ne Truppe oder Dienststelle 
verläßt oder ihr fernbleibt und 
vorsätzlich oder fahrlässig län­
ger als drei volle Kalendertage 
abwesend ist, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu drei Jahren 
bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer 
außerhalb des räumlichen Gel­
tungsbereichs dieses Gesetzes 
von seiner Truppe oder Dienst­
stelle abgekommen ist und es 
vorsätzlich oder fahrlässig un­
terläßt, sich bei ihr, einer an­
deren Truppe oder Dienststelle 
der Bundeswehr oder einer Be­
hörde der Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb von 
drei vollen Kalendertagen zu 
melden.
§16 Fahnenflucht (1) Wer ei­
genmächtig seine Truppe oder 
Dienststelle verläßt oder ihr 
fernbleibt, um sich der Ver­
pflichtung zum Wehrdienst 
dauernd oder für die Zeit eines 
bewaffneten Einsatzes zu ent­
ziehen oder die Beendigung 
des Wehrdienstverhältnisses zu 
erreichen, wird mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren be- ' 
straft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Stellt sich der Täter inner- ’ 
halb eines Monats und ist er 
bereit, der Verpflichtung zum 
Wehrdienst nachzukommen, 
so ist die Freiheitsstrafe bis zu | 
drei Jahren.
Straftaten gegen die Pflich­
ten des Untergebenen 
§ 19 Ungehorsam (1) Wer einen 
Befehl nicht befolgt und da­
durch wenigstens fahrlässig ei- I 
ne schwerwiegende Folge ver­
ursacht, wird mit Freiheitsstra­
fe bis zu drei Jahren bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) In besonders schweren Fäl­
len ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. Ein besonders schwe­
rer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter durch die Tat

Deutsche Truppen im 1. Weltkrieg. Für Kaiser, Gott und Vaterland.

1. wenigstens fahrlässig die | 
Gefahr eines schweren Nach­
teils für die Sicherheit der Bun­
desrepublik Deutschland oder 
die Schlagkraft der Truppe 
oder
2. fahrlässig den Tod oder eine 
schwere Körperverletzung ei­
nes anderen verursacht.
(4) Die Vorschriften über den 
Versuch der Beteiligung nach § 
30 Abs. 1 des Strafgesetzbu­
ches gelten für Straftaten nach 
Absatz 1 entsprechend.

§20 Gehorsamsverweigerung 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren wird bestraft,
1. wer die Befolgung eines Be­
fehls dadurch verweigert, daß 
er sich mit Wort und Tat gegen 
ihn auflehnt, oder
2. wer darauf beharrt, einen 
Befehl nicht zu befolgen, 

SA-Aufmarsch auf dem Münchener Königsplatz. Hitler ließ den Eid auf 
seine Person ablegen.

nachdem dieser wiederholt 
worden ist.
§27 Meuterei (1) Wenn Solda­
ten sich zusammenrotten und 
mit vereinten Kräften eine Ge­
horsamsverweigerung (§20), 
eine Bedrohung (§23), eine 
Nötigung (§24) oder einen tät­
lichen Angriff (§25) begehen, 
so wird jeder, der sich an der 
Zusammenrottung beteiligt, 
mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) In besonders schweren Fäl­
len ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn 
jähren. Ein besonders schwe­
rer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter Rädelsführer 
ist oder durch die Tat eine 
schwerwiegende Folge herbei­
führt.
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Internationale Nachrichten

Palästina: Aktionen ge­
gen israelische Besatzer 
Erneut haben israelische Be­
satzungstruppen Ende Novem­
ber den Campus der palästi­
nensischen Bir Zeit-Universität 
bei Nablus im Westjordanland 1 
besetzt. Zwei Studenten wur­
den durch Schußwaffen ver- ; 
letzt, als israelische Soldaten 
eine Demonstration gegen das 
Besatzungsregime und für ein 
unabhängiges Palästina zer­
schlugen. Über die Stadt Na­
blus und ihre Umgebung wur­
de nach Demonstrationen der 
Palästinenser der Ausnahme­
zustand verhängt und die Stadt 
von der Außenwelt abgerie­
gelt. Die Demonstrationen 
hatten sich gegen Razzien und 
Hausdurchsuchungen der is­
raelischen Armee gerichtet. 
Auch in der westjordanischen 
Stadt Ramallah demonstrier­
ten Jugendliche für ein unab­
hängiges Palästina. - Die Zio- : 
nistenpolitiker sind über die 
Taktik zur Unterdrückung des 
palästinensischen Befreiungs­
kampfes tief gespalten: Der 
frühere Verteidigungsminister 
Dajan verlangte, die Regierung 
solle einseitig eine beschränkte 
Autonomie in den besetzten 
Gebieten Westjordanland und 
im Gaza-Streifen einführen, 
da es nach 18 Monaten Ver-

ZK der PVAP bereitet
Das Zentrale Komitee der Pol­
nischen Vereinigten Arbeiter­
partei hat auf seiner Sitzung 
vom 1.-4.12.80 den früheren 
Ersten Sekretär Gierek aller 
Funktionen enthoben und ihn 
aus dem ZK ausgeschlossen. In 
das Politbüro wurde der frühe­
re Innenminister und Verant­
wortliche für den Sicherheits­
dienst Moczar gewählt, der als 
Nationalist gilt. Zum Zeit­
punkt der Sitzung hatte die 
UdSSR die DDR-Grenzgebiete 
zu Polen wie sonst bei Manö- 
vern für die drei westlichen Be­
satzungsmächte gesperrt und 
Truppenbewegungen durchge­
führt, um Druck auf die Ver- ( 
handlungen des ZK auszuü- | 
ben. Zu den dringenden wirt­
schaftlichen Problemen trug 
Kania nichts Konkretes vor. 
Offensichtlich versucht er, I 
Entscheidungen zu verzögern ; 
und auf eine Entspannung der | 
Lage zu warten. Die Gewerk­
schaft Solidarität ist entschlos- I 
sen. die 21 Punkte, die Grund­
lage der Vereinbarungen von 
Gdansk waren, vollständig 
durchzusetzen. Ihre Forderun-

Japans Gewerkschaften 
gegen Todesurteil Kims
Die 850000 Mitglieder starke 
japanische Transportarbeiter­
gewerkschaft hat angekündigt, 
alle Lieferungen von und nach 
Südkorea zu boykottieren we­
gen des Todesurteils gegen den 
südkoreanischen Oppositions- . 
Politiker Kim Dae Jung. 3,5 
Millionen Unterschriften für 
seine Freilassung sind in Japan 
gesammelt. Koreanische Pa­
trioten haben in der ganzen 
Welt Aktionen gegen das To­
desurteil durchgeführt (Bild: 
Tokio). Kim Dae Jung ist von 
südkoreanischen Militärge­
richten wegen Hochverrat und 
Aufwiegelei zum Tode verur­
teilt worden. Der Führer der 
Neuen Demokratischen Partei, 

handlungen mit Ägypten im­
mer noch keine konkreten Er­
gebnisse gebe. Die oppositio­
nelle Arbeiterpartei fordert da­
gegen einen territorialen Kom­
promiß mit Jordanien.

Offensive der SU 
in Afghanistan

Die neue Offensive, die die So­
wjetunion in Afghanistan im 
Gebiet südlich der Hauptstadt 
Kabul begonnen hat, übertrifft

Parteitag vor
gen zu Arbeitszeit und Arbeits- , 
bedingungen setzen aber eine 
starke Umgestaltung der Wirt­
schaft voraus. Wie anders soll 
die Forderung nach freien 
Samstagen bzw. für Schichtar­
beiter Ersatz durch mehr ande­
re freie Tage und mehr Urlaub 
und die Herabsetzung des Ren­
tenalters für Frauen auf 50 und 
für Männer auf 55 Jahre ver­
wirklicht werden? Die PVAP 
muß aber bald Schritte be­
schließen, die zur weiteren 
Durchführung der 21 Punkte 
etwas nützen, sonst wird sich 
die Regierung Kania nicht hal­
ten können. Dies muß sie im 
Rahmen der Vorbereitung des 
außerordentlichen Parteitages 
tun, der ungefähr Anfang 
April stattfinden soll. Der Ge­
werkschaft ist eine Stunde Sen­
dezeit im Rundfunk jeden 
Samstag sowie die Herausgabe 
einer eigenen Zeitung zugesi­
chert worden, dies in Erfül­
lung der Vereinbarung, eine 
Arbeitsgruppe für gesellschaft­
lich-berufliche Fragen zu bil­
den, die das Recht hat, ,,ob­
jektive Analysen der Situation

der für den Sturz der Militär­
diktatur und die Wiederverei­
nigung Koreas eintritt, war

die des vorigen Winters an 
Einsatz von Panzern und an­
deren schweren Waffen. 
Flüchtlinge berichten, daß 
neuartige Splitterbomben, 
Dum-Dum-ähnliche Geschosse 
und Napalm verwendet wer­
den. Die SU sucht die zuneh­
mende Desertion der von ihr 
zwangsrekrutierten afghani­
schen Soldaten zu unter­
drücken. Sie führt diese Offen­
sive weitgehend mit sowjeti­
schem Personal durch. Die 

in der Arbeitswelt zu erstellen 
und die Lebensbedingungen 
der Berufstätigen zu untersu­
chen“ sowie ,»Expertisen im 
Bereich des Lohn- und Preisin­
dex“ anzufertigen, Formen 
von Ausgleichszahlungen vor­
zuschlagen und die Ergebnisse 
ihrer Forschungen zu publizie­
ren. Kania hat in seiner Eröff­
nungsrede die Entfaltung der 
gewerkschaftlichen Organisa­
tion auf den unteren Ebenen 
angegriffen. Er sagte, es gebe j 
,,gewisse Mitglieder und gewis­
se Regionalorganisationen der 
»Solidarität*, die die Grenzen 
der gewerkschaftlichen Tätig­
keit, die durch ihr Statut defi­
niert sind, überschreiten“. Ei­
ne deutliche Warnung vor Un­
vorsichtigkeiten gegenüber 
dem Ausland. Die Festigung 
der Gewerkschaftsorganisatio­
nen ist die einzige Gewähr da­
für, daß auch die Kraft für die 
nötigen wirtschaftlichen Re­
formen aufgebracht werden 
kann. Kania hat Andeutungen 
gemacht in Richtung größerer 
Selbständigkeit der Betriebe. 
Bleibt die Frage, wer über die 
Produktion bestimmt. 

von den Militärs im Mai 1980 
während des Volksaufstandes 
in Kwangju verhaftet worden. 
Seit er 1973 vom südkoreani­
schen Geheimdienst aus dem 
japanischen Exil verschleppt 
wurde, hatte er zumeist unter 
Hausarrest gestanden. - Die 
westlichen Imperialisten, die 
aus Südkorea ein Niedriglohn­
paradies und Militärzucht­
haus, bewacht von 38000 US- 
Soldaten, gemacht haben, 
spielen sich als Verfechter der 
,»Menschenrechte“ auf: Die 
USA erwägen, einen Sonder­
botschafter zu schicken, und 
raten, Kim Dae Jung zu exilie­
ren. Die Bundesregierung hat 
schon Asyl angeboten. Haupt­
investor Japan, besorgt um die 
,,Stabilität in der Region“, 
droht mit Abbruch der Bezie­
hungen.

Zahl der Flüchtlinge, darunter 
viele mit Hochschulbildung, 
hat schlagartig zugenommen.

SADCC: BRD sabo­
tiert Verkehrsprojekte 
Mit 2 Mrd. $ wollen die neun 
unabhängigen Staaten im süd­
lichen Afrika ab 1981 ihr Ver­
kehrsnetz ausbauen, um ihre 
Abhängigkeit von Südafrika 
abzuschütteln (vergl. Pol. Be­
richte 4/80). Die westlichen 
Imperialisten sabotieren diesen 
Zusammenschluß (SADCC): 
Auf einer Finanzierungskonfe­
renz in Maputo sagten sie 
kaum Mittel zu. Die BRD bot 
ganze 2 Mio. $.
El Salvador: Junta er­
mordet FDR-Führung 

200 Soldaten der Nationalgar­
de und Zivilpolizisten haben 
am 27.11. das sechsköpfige 
Exekutivkomitee der Demo­
kratischen Revolutionären 
Front FDR, das zu Friedens­
verhandlungen in San Salva­
dor war, verschleppt. Die ver­
stümmelten Leichen der be­
stialisch ermordeten Opposi­
tionsführer wurden tags dar­
auf in der Hauptstadt gefun­
den. Die FDR, der fast alle de­
mokratischen Organisationen 
des Landes angeschlossen 
sind, hat eine neue Exekutive 
eingesetzt und erklärt, die vom 
US-Imperialismus an die 
Macht geputschte Junta könne 
nur durch den bewaffneten 
Kampf gestürzt werden. Die 
Guerillaverbände verstärkten 
ihre Aktionen. Der vergleichs­
weise ,»liberale“ Junta-Oberst 
Majano ist nach dem Mord in 
die USA abgereist, „aus rein 
privaten Gründen“.
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UdSSR-Außenhandel

Wachsender Export bei sinkendem 
Zuwachs der Industrieproduktion
Westdeutsche und europäische Finan­
zierskreise sind gegenwärtig beunru­
higt über die Ausweitungsmöglichkei­
ten des ,,Ost-Handels“ und insbeson­
dere des Handelsgeschäfts mit der So­
wjetunion. Nachdem in den letzten 
Wochen unter den europäischen Ban­
ken das Gerangel über „noch“ tragba­
re und „nicht mehr“ tragbare Zins- 
und Handelsbedingungen mit der So­
wjetunion zugenommen hatte, hat 
Mitte November das DIW-Wirt- * 
Schaftsinstitut „Wachstumsschwächen 

Vietnamesischer Kosmonaut, der Russisch lernt. Propaganda der sowjetischen 
Zeitschrift „Neue Zeit“ für leichtere Eroberung des vietnamesischen Marktes.

zu Beginn der 80er Jahre“ im Ost- 
Handel vermerkt.

Die imperialistischen Länder be­
fürchten sinkende Absatzchancen 
durch abnehmendes Wachstum der so­
wjetischen Industrieproduktion, ver­
bunden mit einer Schwächung ihrer 
Handelsposition gegenüber der UdSSR 
durch deren wertmäßig steigende Ex­
porte in die imperialistischen Länder. 
43,5% der Importe der Sowjetunion 
aus den imperialistischen Ländern sind 
industrielle Fertigprodukte, vor allem 
Investitionsgüter und Industrieanla­
gen. Über 90% ihrer Exporte in diese 
Länder sind Vorprodukte, vor allem 
mineralische Brennslot le und Elek­
troenergie. Dadurch profitiert die So­
wjetunion von der Erhöhung der Roh­
stoffpreise, die die Länder der Dritten 
Welt gegen die Imperialisten durchge­
setzt haben. So stieg 1979 der gesamte 
Außenhandelsumsatz der Sowjetunion 
um 14,3%, wobei der wertmäßige Ex­
port doppelt so stark anstieg wie die 
Importe und die SU einen Handels­
überschuß von 4,5 Mrd. Transferrubel 
erreichte.

Noch 1975 hatte die Sowjetunion ein 
Handelsbilanzdefizit von 2,7 Mrd. 
Transferrubel bei einem Gesamtvolu­
men von 50,7 Mrd. Seitdem hat sie ihr 
Außenhandelsvolumen um ca. 60% 
gesteigert bei gleichzeitig sinkendem 
Zuwachs der inländischen Produktion. 

Deren Zuwachs hat sich 1979 auf 3,4% 
gegenüber 1978 4,8% und gegenüber 
der Planziffer von 5,7% verringert. 
Abgenommen hat insbesondere" der 
Zuwachs der metallverarbeitenden In­
dustrie und der chemischen Industrie. 
Die Landwirtschaftsproduktion hat 
um 4% 1979 abgenommen, nicht nur 
auf Grund der schlechten Ernten durch 
Witterungseinllüsse, sondern vor allem 
durch sinkende Produktivkraft der 
landwirtschaftlichen Arbeit und Eng­
pässe in der Versorgung der Landwirt- 

schäft mit industriellen Produktions­
mitteln. Dadurch sind auch die land­
wirtschaftlichen Exporte in die impe­
rialistischen Länder weiter gesunken.

Zwar macht der Außenhandelsum­
satz der Sowjetunion nur einen Bruch­
teil des Welthandels aus (der Anteil der 
SU an den Weltexporien und -Impor­
ten beträgt zwischen 4 und 5%). Aber 
die „Spezialisierung“ des sowjetischen 
Außenhandels nach Waren und Län­
dern, abgesehen durch bilaterale 
Staatsverträge und Kopplungsgeschäf­
te, ist seilens der UdSSR ein Mittel, um 
aus Ländern unter ihrer Vorherrschaft 
Profil zu ziehen und die Abhängigkeit 
dieser Länder zu vertiefen. Für die im­
perialistischen Länder ist die Speziali­
sierung der Angelpunkt für Waren- 
und Kapitalexport auf Spezialmärkten 
der Investitionsgüierindustrie und des 
Anlagenbaus.

Etwas über die Hälfte ihres Außen­
handels wickelt die UdSSR mit den 
RGW-Staaten ab. Durch staatlich kon­
trollierte Außenhandelspreise sichert 
sich die Sowjetunion die Einfuhr von 
industriellen Fertigprodukten gegen 
die Lieferung von Roh- und Vorpro­
dukten sowie Energie.

Außerdem hat sic ein ausgedehntes 
Netz von Verträgen für die Installation 
von Industrieanlagen der Grundstoff­
industrie gegen Lieferung der Produk­
tion aus diesen Anlagen über die osten- 

ropäischen Staaten gespannt. Ca. 32% 
ihres Außenhandels entfallen auf die 
imperialistischen Länder, davon allein 
auf die BRD ein Sechstel. Die Auswei­
tung der Importe von Investitionsgü­
tern hat in allen RGW-Staaten zu einer 
Schuldenanhäufung bei den westlichen 
Imperialisten von 74,5 Mrd. $ geführt, 
wovon der Anteil der Sowjetunion 16 
Mrd. S beträgt. Durch die Steigerung 
der Exporte und damit sinkende Neu­
verschuldung hat die UdSSR ihre Zins­
belastung (Anteil der Zinsen am Wert 
der Ausfuhr) auf 9% gesenkt. Sie be­
trägt 33% für die DDR und 39% für 
Polen.

Mit den Ländern der Dritten Welt 
wickelt die Sowjetunion zwar nur 12% 
ihres Außenhandelsumsatzes ab, wobei 
die Exporte doppelt so hoch sind wie 
die Importe, es sind aber genau diejeni­
gen Länder, in denen sie ihren Einfluß 
verstärken will. Die wichtigsten Länder 
in der Reihenfolge ihres Umsatzes 
sind: Irak, Indien, Libyen, Iran, Tür­
kei, Argentinien, VDR Jemen, Angola 
und Äthiopien. Mit diesen Ländern 
versucht die Sowjetunion, das Kopp­
lungsgeschäft Maschinen und Indu­
strieanlagen gegen Rohstoffe und vor 
allem landwirtschaftliche Rohstoffe zu 
betreiben.

Kampuchea
Vietnams Vernichtungs­
feldzug vorerst gescheitert

Zwei sowjetische Militärberater wur­
den getötet und 40 verwundet, als Wi­
derstandskämpfer des Demokratischen 
Kampuchea am 8.11. auf der Nat ional- 
straße 4 einen Militärkonvoi angriffen. 
Bei einem Überfall am 17.10. auf einen 
Militärzug töteten sie 1 (X) vietnamesi­
sche Soldaten und zerstörten sieben 
Waggons.

Vietnam mit seinen jetzt auf 240000 
Mann aufgestockten Besatzungstrup- 
pen ist weit davon entfernt, Kampu­
chea unter Kontrolle zu bringen. Auf 
einer Konferenz mit Offizieren des Ma­
rionen en regimes gaben vietnamesische 
Militärs zu, daß ihre Säuberungsopera- 
tionen in der Regenzeit gescheitert 
sind. Nach Angaben der Regierung des 
Demokratischen Kampuchea konnten 
ihre Widerstandskämpfer monatlich in 
der Regenzeit etwa 10000 vietnamesi­
sche Soldaten kampfunfähig machen. 
60000 Soldaten und 50000 Guerillas 
bekämpfen in allen Provinzen Kampu- 
cheas die vietnamesischen Besatzer, 
meist in Überraschungsangriffen klei­
ner Verbände. In den befreiten Gebie­
ten Westkampucheas, die in den letz­
ten Monaten noch größer geworden 
sind, gehl der Aufbau voran. Das be­
richtete der thailändische Außenmini­
ster Siddhi von seinem Besuch im De-
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mokratischen Kampuchea.
In der jetzigen Trockenzeit, günstig 

für große Operationen, wollen die Be­
satzer eine Wende erzielen. Vietnams 
Truppen verbände in Westkampuchea 
sind nochmals verstärkt, Versorgungs­
depots angelegt, Straßen und Lande­
plätze gebaut. Der Erfolg ist fraglich, 
schon in der letzten Trockenzeit konn­
ten sich die Kämpfer des Demokrati­
schen Kampuchea behaupten. Außer­
dem ist die Kampfmoral der Besatzer 
und der Marionettensoldaten durch 
den Widerstand zersetzt: In verschie­
denen Provinzen zirkulieren Flugblät­
ter südvietnamesischer Soldaten gegen 
den ungerechten Krieg. Die Deser­
tionsrate ist hoch. Bei Zusammenstö­
ßen zwischen nord- und südvietname­
sischen Soldaten im Oktober in Phnom 
Penh wurden fast 1000 verletzt oder 
getötet. Über 7000 Kampucheaner 
protestierten am 28.10. im besetzten 
Siem Reap gegen die Ausplünderung 
durch Vietnam und gegen das korrupte 
Marionettenregime. In vielen besetzten 
Dörfern sind kampucheanische Patrio­
ten Dorfvorsteher.

Der von der Regierung des Demo­
kratischen Kampuchea vorgeschlagene 
und von den ASEAN-Staaten und der 
VR China unterstützte Zusammen­
schluß aller Kräfte des nationalen Wi­
derstands kann die Besatzer und ihre 
Marionetten noch weiter isolieren. Son 
Sann, früherer Sihanouk-Minister und 
jetzt Führer der Widerstandsorganisa­
tion NLFKP, erklärte im Oktober, daß 
er den. Zusammenschluß unterstützt.
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VR China
Teures Lehrgeld für im 
portierte Stahlwerke

Das modernste Kaltwalzwerk der Welt 
produziert seit 1979 in Wuhan am Mit­
tellauf des Yangtse, wegen Energie­
mangels allerdings nur zu 50% seiner 
Kapazität. Die Anlagen sind aus der 
BRD importiert. Ein ebenso modernes 
Stahlwerk entsteht gegenwärtig in Bao- 
shan bei Shanghai, ausgelegt für 6,7 
Mio. t Rohstahl und 4,2 Mio. t Walz­
stahljährlich. Die Gesamtinvestitionen 
sollen sich auf etwa 21,4 Mrd. Yuan 
(ca. 24 Mrd. DM) belaufen. Das Werk, 
über Auslandskredite finanziert, wird 
von der japanischen Nippon Steel ge­
baut; außerdem ist die westdeutsche 
Schloemann-Siemag AG beteiligt.

Durch diese Anlagen kann die VR 
China ihre Abhängigkeit von Stahlim­
porten - mehrere Mio. t jährlich, ins­
besondere Spezialstähle und Röhren - 
reduzieren. Aber beide Projekte gelten 
inzwischen als sehr kostspielige Errun­
genschaften einer verfehlten Wirt­
schaftspolitik. Auf der 3. Tagung des 
V. Nationalen Volkskongresses im 
September machten Delegierte folgen­
de Rechnung auf: Wenn sich das Stahl­
werk Baoshan tatsächlich schon, wie 
vom Metallurgieministerium veran­
schlagt, innerhalb von 13 Jahren amor­
tisieren sollte, müßte es nach seiner 
Fertigstellung 1985 jährlich 1,63 Mrd. 
Yuan an den Staat abführen. Außer­
dem würde allein die Kredittilgung ab 
1985 - bei 8% Zinsen - jährlich über 
1,7 Mrd. Yuan ausmachen. Weiter 
wurde kritisiert, daß der Werksstand­
ort ungünstig ist, weil Kohle und Erz 
von weither — von Nordchina — über 
das eh schon überlastete Eisenbahn­
netz angeliefert werden müssen. Ein 
Tiefwasserhafen ist erst im Bau. Zu­
dem kosten wegen des sumpfigen Un­

tergrundes im Yangtse-Delta die Fun­
damente ein Vielfaches der veran­
schlagten Summe. Weiter hatte der ja­
panische Konzern die Projekt kosten 
noch in die Höhe getrieben, weil in sei­
nen Kostenvoranschlägen notwendige 
Zusatzanlagen nicht enthalten waren. 
So viel Lehrgeld bei den vier Moderni­
sierungen sei zu hoch, befanden viele 
Delegierte. Außerdem seien noch 15% 
der Jahresstahlproduktion von 1979 
auf Lager.

Hauptsächlich kritisierten die Volks­
kongreßdelegierten jedoch, daß solch 
hochautomatisierte Anlagen nicht dem 
Stand der Produktivkräfte in der VR 
China entsprechen und nicht mit den 
Zielen beim sozialistischen Aufbau des 
Entwicklungslandes im Einklang ste­
hen. Es fehlen Fachkräfte, die die 
komplizierten Anlagen bedienen und 
vor allem warten können. Deshalb 

müssen z.B. für Schäden an der Steue­
rung des Walzwerkes Wuhan SpezialiJ 
sten aus der BRD eingeflogen werden. 
Dasselbe bei fehlenden Teilen. Vor al­
lem bieten solche automatisierten An­
lagen nur wenig Arbeitsplätze zur Aus­
bildung eines Facharbeiterkaders. Chi­
nas Industrialisierung verlangt aber ge­
rade eine Hebung des technischen Ni­
veaus auf breiter Front, die Ausbil­
dung von über 400 Mio. Arbeitskräf­
ten.

Der Volkskongreß hat den ersten 
Bauabschnitt des Stahlwerkes Bao­
shan, der 1982 fertig sein sollte, zwar 
nicht gestoppt - vermutlich wegen 
vertraglicher Verpflichtungen. Aber 
die Konsequenzen für die künftige Im­
portpolitik werden gezogen: In der 
,,Renmin Ribao“ vom 11.8. wird wie 
in vielen anderen Artikeln der letzten 
Monate betont, daß die Modernisie­
rung hauptsächlich aus eigener Kraft 
und durch die Überholung und Ausla­
stung der vorhandenen Produktions­
stätten erfolgen muß. Importiert wer­
den sollen nicht mehr ganze Fabriken,



90000 kleine Wasserwerke wurden in 
der VR China bis 1979 gebaut.

sondern Technologien und Lizenzen, 
damit Chinas Maschinenbauindustrie 
die Anlagen selbst und in Abstimmung 
mit der vorhandenen Produktions­
struktur bauen kann. Hochautomati­
sierte Anlagen sollen angesichts des rie­
sigen Arbeitskräftepotentials nicht ein­
geführt werden. Investitionsschwer­
punkte sind die Landwirtschaft und 
die Leichtindustrie, weil hier bei gerin­
gem Kapitalbedarf eine schnelle Akku­
mulation gewährleistet ist, die Lebens­
bedürfnisse der Massen besser befrie­
digt werden können, Exportgüter pro­
duziert und viele Arbeitsplätze ge­
schaffen werden. Allein in der Schwer­
industrie sind seit 1979 295 mittlere 
und große Investitionsvorhaben auf 
Eis gelegt oder gestoppt.

Auch die Planzahlen für den Ener­
giesektor - wie in anderen Entwick­
lungsländern ein chronischer Engpaß 
- sind vorübergehend drastisch zu­
rückgeschraubt: Die Kohleförderung 
soll 1981 nur von 610 auf 620 Mio. t 
steigen, die Stromerzeugung um 4% 
auf 312 Mrd. kwh, und die Ölförde­
rung wird bei etwa 106 Mio. t stagnie­
ren. Das scheint widersinnig angesichts 
der Tatsache, daß wegen Energieman- 
—'s etwa ein Fünftel der Fabrikkapazi- 

_ :n in der VR China brachliegen. 
Doch auch hier geht es darum, das 
Wachstumstempo den Bedingungen 
des Landes anzupassen. Die zunächst 
anvisierte umfassende Mechanisierung 
des Kohlenbergbaus mit importierten 
Anlagen ist auf wenige Zechen be­
schränkt, weil es nicht genug erfahrene 
Arbeiter und Techniker für solche An­
lagen gibt. Schwere Grubenunglücke 
in den letzten zwei Jahren haben ge­
zeigt, daß die Ausbildung des Perso­
nals, die Sicherung der Untertage­
strecken und die Arbeitssicherheitsvor­
kehrungen zu kurz gekommen waren. 
Das gilt noch mehr - so die Kritik des 
Volkskongresses - für die Ölindu­
strie. Dort hätten die Verantwortlichen 
nach der Devise „Die Produktion ist 
eine Schlacht, in der Verluste unver­
meidlich sind" die Förderleistungen 
rücksichtslos zu steigern versucht. Die 
Förderleistung inländischer Ölfelder 
wie Daqing, das 40% des chinesischen 
Rohöls liefert, stagniert, weil mit den 
Fortschritten der Fördertechnologie 

nicht Schritt gehalten wurde. Dadurch 
kann 1981 voraussichtlich nur die 
Hälfte der vorgesehenen 15 Mio. t 
Rohöl exportiert werden.

Durch die umfassende Reduzierung 
der Planzahlen (Ausnahme: Landwirt- I 
schäft und Leichtindustrie) und die i 
realistische Bewertung von Technolo- I 
gieimporten für die selbständige Ent- j 
Wicklung der chinesischen Volkswirt- 1 
schäft können die Modernisierungszie­
le erst später, als 1978 beschlossen, er­
reicht werden. Dadurch wird aber eine 
schrittweise Modernisierung entspre­
chend den Bedingungen des Landes ge­
sichert .

Pakistan-Moratorium
Gläubigerkonferenz will 
Bedingungen diktieren

Mit einem Kredit des Internationalen 
Währungsfonds von 1,7 Mrd. $ wer­
den die Imperialisten 1981 die Gesamt­
schulden Pakistans von jetzt ca. 10 
Mrd. auf fast 12 Mrd. 1981 steigern. 
Das entspricht einer Verdreifachung 
seit 1973 und einer Pro-Kopf-Verschul­
dung von 15 $. Bereits 1978 waren mit 
7,6 Mrd. Schulden 41% des Nettoso­
zialprodukts an die Imperialisten ver­
pfändet.

Einen immer größeren Teil des Jah­
resprodukts muß Pakistan den impe­
rialistischen Gläubigerländern, an der 
Spitze die USA, gefolgt von Japan und 
in ihren Fußstapfen dem alten Kolo­
nialherren Großbritannien und der 
BRD in Form von Rückzahlungen ab­
treten und noch zusätzlich Zinsen 
draufzahlen. 1978 stieg die Summe der 
ausgezahlten Kredite noch um 11,9% 
gegenüber 1977. Der Betrag dagegen, 
der nach Abzug von Rückzahlungen 
und Zinsen von den neu aufgenomme­
nen Krediten noch übrigblieg, sank im 
gleichen Zeitraum um 10,8%.

Pakistan ist durch seine strategische 
Lage am Indischen Ozean und seine 
Nähe zu den Ölquellen des Mittleren 
Ostens ein besonders begehrter 
Brocken für die Imperialisten. Diese 
nutzten so auch die bedrohliche Steige­
rung der wirtschaftlichen Abhängig­
keit zu vielfältigen Erpressungsmanö- 
vern gegen den Kurs der Blockfreiheit, 
des Aufbaus einer nationalen Industrie 
und die Durchführung der Landre­
form. So ließen sie nach dem Militär­
putsch von 1977 die durchgeführten 
Nationalisierungen wieder rückgängig 
machen. Bei Karachi und Lahore, den 
größten Städten Pakistans, ließen sie 
Freihandelszonen für die ausländi­
schen Investoren errichten, Steuer- 
und Zollfreiheit wurde ihnen garan­
tiert. Das Energieprogramm, das die 
Bhutto-Regierung zur Sicherung der 

nationalen Energiebasis durch den Bau 
von Atomkraftwerken beschlossen 
hatte, beantworteten die US-lmperiali- 
sten mit dem Stopp jeder Entwick­
lungshilfe an Pakistan und Druck auf 
die französische Regierung, die ver­
traglich zugesagte Wiederaufberei­
tungsanlage nicht zu liefern. Die Geset­
ze zum Schutz der Pächter gegen Ver­
treibung und Willkür der Grundherrn 
wurden rückgängig gemacht, ebenso 
wie die Erhöhung der Einkommen der 
Bauern durch die Heraufsetzung der 
Ankaufspreise für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse. Stattdessen müssen die 
Massen über erhöhte Steuern und 
staatliche Gebühren den Zinstribut 
zahlen.

So ist Pakistan mit einem Pro-Kopf- 
Jahres-Einkommen von 230 $ noch im­
mer eines der ärmsten Länder der 
Welt. Sein Bruttoinlandsprodukt 
konnte von 1973 607 $ je Einwohner 
nur auf 692 $ 1978, also nominal nur 
um 14% gesteigert werden, was ein 
reales Sinken bedeutet. 80% der Bevöl­
kerung leben auf dem Land, 54% der 
erwerbstätigen Bevölkerung arbeiteten 
1978 noch in der Landwirtschaft. Auf 
65% der anbaufähigen Fläche wird 
Weizen angebaut. Trotzdem war Paki­
stan 1978 gezwungen, 2,3 Mio. t Wei­
zen einzuführen. Ein Rekorddefizit, 
nachdem der Hektar-Ertrag von 1,4 t 
auf 1,32 t gesunken war. In der BRD 
betrug der Ernteertrag pro ha im glei­
chen Jahr 5,01 t Weizen.

Die Produktion von Baumwollgewe­
be sank von 1976 520 Mio. m2 auf 345 
Mio. m2. Die jährliche Wachstumsrate 
in der Landwirtschaft, die 1960- 1970 
noch 4,9% betrug, sank von 
1970— 1978 auf 1,9%, die der Indu­

strie im gleichen Zeitraum von 10% 
auf 4,8%, in der verarbeitenden Indu­
strie sogar von 9,4% auf 3,5%.

Angesichts dieser bedrohlichen Lage 
fordert Pakistan jetzt ein Moratorium, 
also Aufschub der Schuldentilgung für 
200 bis 250 Mio. $ in den nächsten vier 
Jahren. Die Imperialisten, darunter die 
BRD, wollen die Gelegenheit nutzen, 
auf einer Gläubigerkonferenz noch im 
Dezember neue Bedingungen zu diktie­
ren.



Ägypten

„Noch nicht wie Taiwan“ — US-Imperialisten wollen 
Stützpunkte und Extraprofit mit Niedriglöhnen

Stichwort Landreform
Nur 4% der Gesamtfläche Ägyp­
tens, rund 6,5 Mio. feddan (1 f = 
0,42 ha) sind derzeit landwirt­
schaftlich nutzbar. 1977 war auf 
1,4 Mio. f Baumwolle angebaut, 
auf 1,2 Mio. f Weizen, auf 1,8 Mio. 
f Mais und auf 1 Mio. f Reis. Die 
Erträge sind höher als z.B. in den 
USA. Die Arbeitskraft einer Fami­
lie reicht für 2 bis 5 f. Gegenwärtig 
werden 2Zi des Weizenbedarfs im­
portiert. Bei Einstellung des Baum­
wollanbaus könnte sich Ägypten 
aber selbst versorgen.

Landverteilung 1952 (in 1000)

Größe Betriebe Fläche

über 50 f . . 11 ( 0,4%) 2044 (34,3%)
20-50f.. 22(0,8%) 624(10,5%)
5-20f.. 126(4,5%) 1164(17,7%)

unter 5 f.. 2642(94,3%) 2122 (35,6%)
insg.......... 2801 5954

Nach der Agrarreform von 1952 
muß Grundbesitz über 200 bis 300 f 
an den Staat abgetreten werden, ge­
gen Entschädigung in Schatzanwei­
sungen. 1961 wird die Obergrenze 
auf 100 f, 1969 auf 50 f pro Person 
gesenkt. 1964 wird die Zinszahlung 
auf die Entschädigungen einge­
stellt. 1952 bis 1976 werden 912000 
f eingezogen. 536000 Bauern und 
Landarbeiter erhalten Parzellen 
von 2 bis 5 f. Die Bauern müssen 
für das Land in Höhe der Entschä­
digung zahlen, bis 1964 ein Drittel 
der Schuld und alle Zinsen gestri­
chen werden. Die Lohnarbeit aus­
beutende Dorfbourgeoisie wird 
durch die Reform gestärkt und hat 
in den Genossenschaften, die 
Agrarkredit und -handel kontrollie­
ren, das Sagen.

Landverteiiung 1965 (in 1000)

Größe Betriebe Fläche

über 50 f . 10 ( 0,3%) 813 (12,6%)
20 50 I .. 29 ( 0,9%) 815 (12,6%)

5 20 f . . 119 ( 3,7%) 1 141 (17,7%)
unter 5 f 3 033 (95,1%) 3693 (57,2%)
ins .......... 3 191 6462

Seil 1971 wird nach 1961 be­
schlagnahmtes Land zurückgege­
ben. 1975 hielten Großgrundbesit­
zer mit über 50 f Besitz von 12,6% 
dct Nutzfläche.

1400 amerikanische Fallschirmjäger 
und 600 Mann Versorgungseinheiten 
haben in der letzten Woche in Ägypten 
Intervention am Golf geübt. 15000 
Mann will das Pentagon im ägypti­
schen Luftwaffenstützpunkt Ras Ba­
nas am roten Meer ständig stationie­
ren. Die ägyptische Regierung lehnt 
bislang die Einrichtung ausländischer 
Militärbasen ab, hat sich aber bereitge­
funden, den USA - und neuerdings 
auch den westeuropäischen Imperiali­
sten - eigene Militäreinrichtungen zur 
,,Mitbenutzung“ zu überlassen.

Wie sich die Supermacht die Zu­
kunft Ägyptens Vorsicht, hat vor ei­
nem halben Jahr eine Beamtin des US- 
Handelsniinisteriums so umrissen: 
„Ägypten ist noch (!) nicht wie Taiwan 
geworden. Sie haben gewisse Vorteile 
wie relativ billige Arbeitskraft, die man 
auch in Hongkong oder Singapur fin­
den würde, aber sie haben nicht solan­
ge wie jene Länder daran gearbeitet, 
ihren Exporthandel zu entwickeln.“ 
Bekanntlich befindet sich der „Export­
handel“ der genannten „Niedriglohn­
länder“ fest in den Händen imperiali­
stischer Konzerne.

Nach dem 1974 erlassenen und 1977 
nochmals „liberalisierten“ Investi­
tionsgesetz können ausländische Mo­
nopole außer im Wohnungsbau in al-

len Wirtschaftszweigen investieren. 34 
imperialistische Banken haben inzwi­
schen Niederlassungen in Ägypten ge­
gründet, neuerdings können sie anstel­
le der staatlichen Außenhandelsbe­
hörden auch die Abwicklung von Ex­
portgeschäften übernehmen. Bis De­
zember 1978 waren bereits 903 Invest i- 
lionsprojekte mit einem Kapital von 
2,9 Mrd. $ genehmigt.

Haupt form des Kapitalexports nach 
Ägypten sind „joint ventures“, also 

Gesellschaften, an denen auch ägypti­
sches, häufig staatliches Kapital betei­
ligt ist. Auf den Staatssektor entfällt 
nach den Nationalisierungen der 50er 
und 60er Jahre (schließlich alle Betrie­
be über 50 Beschäftigte) etwa die Hälf­
te der ägyptischen Industrie. Bei allem 
wuchernden Bürokratismus war das 
Staatskapital ein wichtiger Hebel zum 
Aufbau einer unabhängigen Industrie. 
Durch systematische Verflechtung mit 
ausländischem Kapital droht es sich 
heute zu einem Brückenkopf für die 
Unterwerfung der ägyptischen Wirt­
schaft unter imperialistisches Kom­
mando zu entwickeln.

Zum Teil ist es dabei zu einer regel-j 
rechten Verschleuderung von Staatsbe­
trieben gekommen: Wirtschaftsmini­
ster Abdel-Razzaq Abdel Majid in ei­
nem Interview: „Der Fall des Ideal- 
Kühlschrank-Geschäfts mit Thomson 
(französischer Elektrokonzern) war ein 
Ausverkauf. Die ganze Fabrik wurde 
mit 1,2 Mio. Ägyptische Pfund (ÄPf; 1 
ÄPf = 2,74 DM) bewertet, dabei war 
allein das Gelände 12 Mio. ÄPf wert. 
Da sind die Arbeiter natürlich auf die 
Barrikaden gegangen.“ Ein Teil der 
ägyptischen Arbeitsgesetzgebung gilt 
für ausländische Investitionen über­
haupt nicht, in jedem Fall werden auch 
bei „joint ventures“ mit Staatskapital 
nur die weniger weitgehenden Arbei­
terschutzbestimmungen für den priva­
ten Sektor angewandt. In der Land­
wirtschaft können „Agroindustrien“ 
riesige Ländereien in ihren Händen zu­
sammenballen. So wollen sich britische! 
Zuckerkapitalisten an einem Landge­
winnungsprojekt über 42000 ha beteili­
gen, von denen die Hälfte plantagen­
mäßig mit Zuckerrüben bepflanzt wer­
den soll.

Die Politik der „offenen Tür“ für 
die Imperialisten bedeutet ebenso wie 
der Separatfrieden mit Israel den 
Bruch des Klassenbündnisses, das die 
Revolution von 1952 getragen hatte. 
Die Führung dieser nationalen Revolu­
tion zur Herstellung der vollen staatli­
chen Souveränität gegen die britische 
Besatzung und zur Zerschlagung der 
Feudaloligarchie lag in den Händen 
kleinbürgerlicher Offiziere. Ein Teil 
davon entwickelte sich über die Kon­
trolle der verstaatlichten Wirtschafts­
zweige zu einer neuen Bourgeoisie. Die 
Unfähigkeit dieser Klasse, den Kampf 
gegen den Zionismus durch Entfaltung 
eines revolutionären Volkskriegs zur 
Entscheidung zu bringen, hat das Land 
nacheinander der Erpressung beider 
Supermächte ausgesetzt.
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Von dem Separatfrieden mit Israel 
unter US-Schirmherrschaft hatte sich 
die ägyptische Bourgeoisie verbesserte 
Akkumulationsbedingungen verspro­
chen. Tatsächlich hat die Isolierung 
Ägyptens von der arabischen Welt das 
Land vorerst von der Entfaltung der 
Wirtschaftsbeziehungen in der Region 
abgeschnitten. Die jetzt gemeldete Ver­
besserung der Zahlungsbilanz (ohne 
Kapitalverkehr ist das Defizit im 1. Hj. 
80 auf 11,2 Mio. ÄPf gegenüber 557 
Mio. im Vorjahr gesunken) gehl im 
wesentlichen auf Preissteigerungen für 
Erdöl und Baumwolle zurück. Mit 
30% liegt die Inflationsrate noch dop­
pelt so hoch wie die höchste uns be­

US-Truppen auf dem Flughafen Kairo

kannt gewordene Lohnerhöhung. Soll­
te die Regierung, wie angekündigt und 
seil langem von den imperialistischen 
Gläubigern gefordert, 1981 tatsächlich 
die Subventionen für grundlegende Le­
bensmittel (1980 1,5 Mrd. ÄPf) strei­
chen, werden sich die Klassengegensät­
ze dramatisch zuspitzen.

Immer wieder werden einzelne, von­
einander anscheinend isolierte Kämpfe 
der Volksmassen gemeldet. Im Som­
mer streikten die Bergleute am Roten 
Meer. In den letzten Wochen kämpf­
ten die Studenten im oberägyptischen 
Assiut gegen Zulassungsbeschränkun­
gen und den Bau einer Mauer um das 
Unigelände, die die Polizeiüberwa­
chung erleichtern soll. Zu einer einheit­
lichen Bewegung sind diese Kämpfe 
aber noch längst nicht zusammenge­
wachsen. Z.T. stehen sie unter Füh­
rung islamischer Kräfte wie der Mos- 
lcmbruderschaft, die erbitterte Feinde 
der Arbeiterbewegung sind. Zugleich 
sind die verschiedenen Organisationen 
der Linken durch den andauernd star­
ken Einfluß des Sozialimperialismus 
gespalten und teils aus kompromittiert. 
Die Massendemonstrationen im Ja­
nuar 1977 gegen die Streichung der l.e- 
bensmittelsubventioncn riefen den Na­
men Nassers. Aber nur das auch jetzt 
über eine Million angeschwollene In- 
dustrieproletariai wird in der Lage 
sein, ein neues, antiimperialistisches 
Bündnis /ustande/ubringen.

Italien
Arbeiterbewegung orga 
nisiert Erdbebenhilfe

36 Stunden nach dem Erdbeben in 
Süditalien riefen die Gewerkschaften 
Kampaniens die ganze italienische Ar­
beiterbewegung zur sofortigen selb­
ständigen Entsendung von Hilfsgütern 
auf. Noch in den Vormittagsstunden 
desselben Tages setzten Fabrikräte in 
Mailand und Turin die ersten Hilfs­
konvois mit Nahrungsmitteln, Klei­
dung und Decken in Marsch. Gruppen 
von Jugendlichen mit eigener Ausrü­
stung begaben sich zur Hilfe in den Sü­
den. Die linke Stadtverwaltung Bolog­
nas schickte den ersten Konvoi vier 
Stunden nach dem Beben ab. Oft tra­
ten die Hiltskonvois der Gewerkschaf­
ten, der linken Kommunal- und Regio­
nalverwaltungen und heimgekehrte 
Emigranten Tage eher ein als der staat­
liche Katastrophenschutz.

Die Gewerkschaften haben zur Ver­
teilung der Hilfssendungen eigene Ver­
teilstellen eingerichtet und in den be­
troffenen Gemeinden ,,Basisinitiativ­
komitees“ gegründet. Werden be­
stimmte Güter benötigt, sorgen die Fa­
brikräte einschlägiger Betriebe für die 
Versendung. Die Gewerkschaftsbünde 
haben aufgerufen, vier Stundenlöhne 
für die Bebenopfer zu spenden. Alle 
diese Hilfsaktionen der Arbeiterbewe­
gung stoßen auf den erbitterten Wider­
stand der örtlichen Grundbesitzer, 
Staatsorgane und DC-Bürgermeister. 
Eine Kolonne mit 50 LKWs aus der 
Emilia-Romagna wurde stundenlang in 
Foggia (Apulien) von der Straßenpoli­
zei aufgehalten.

In der zynischen Tatenlosigkeit, mit 
der die Regierung Dutzende von Ver­
schütteten unter den Trümmern ver­
hungern und erfrieren ließ, spiegelt 
sich die Unterdrückung der süditalieni­
schen Bauernmassen ebenso wie in der 
jetzt ,,gegen Plünderer“ vorgenomme­
nen Verstärkung der auf das Land ge­
legten Carabinieri-Besatzungstruppen. 
DC-Abgeordnete haben die Ausrufung 
des Kriegsrechts vorgeschlagen. Die 
Regierung will Zigtausende aus den 
zerstörten Dörfern und Städten in Ho­
tels an der Küste einquartieren, damit 
Grundstücksspekulanten und Armee 
im Bebengebiet ,,freie Bahn“ kriegen. 
Gerade 500 haben sich bislang bereit- 
gefunden. Die Gewerkschaften for­
dern, daß für die Arbeitsfähigen sofort 
Unterkünfte im Bebengebiet errichtet 
werden, damit sie sich an den Wieder­
aufbauarbeiten beteiligen können, und 
nur Kranke und Kinder vorübergehend | 
in Hotels untergebracht werden. Schon 
bisher waren aus vielen jetzt zerstörten I 
Dörfern fast alle Männer emigriert.

Die Gewerkschaften fordern Zahlung 
von Arbeitslosengeld auch an die 
schon vor dem Beben Arbeitslosen 
(ohne Versicherungsschutz) und 
Blockierung aller Grundstückstransak- 
lionen.

Französische Justiz
Vorbereitung auf rau­
here Klassenkämpfe

Dies sei der „Weg zurück nach Vichy“ 
- den Polizeistaatsmethoden der mit 
den Nazi-Besatzern kollaborierenden 
Regierung des Marschall Petain. Sol­
cherlei konnte man in den letzten Mo­
naten aus dem Munde französischer 
Richter hören, von denen ca. 400 im 
Mai im Pariser Justizpalast demon­
striert hatten - eine Premiere. E. Mai­
re, Generalsekretär der Gewerkschaft 
CFDT, präzisierte in einer Rede am 
18.11.: „Die Justiz unseres Landes, die 
die Finanzdelikte der Großen wie die 
für Arbeitsunfälle verantwortlichen 
Unternehmer schont, aber die Armen 
bestraft und die Gewerkschafter . . . 
unterdrückt, . . . soll zum . . . Arm ei­
ner unangreifbaren und unveränderba­
ren Staatsmacht werden.“

Gegenstand der Angriffe ist das 
Strafrechtsreformprojekt des Justizmi­
nisters Peyrefilte „Sicherheit und Frei­
heit“, das gegenwärtig von Regierung 
und Koalition im Schnellverfahren 
durchs Parlament gezogen wird. Die 
Grundzüge des Gesetzes: Erweiterung 
des polizeilichen Willkürspielraumes, 
massive Anhebung der Strafen und 
Schaffung von Straftalbeständen, die 
die Kriminalisierung von gewerk­
schaftlicher Aktion und politischem 
Kampf erleichtern.

Im Einzelnen: Bewährung und „be­
dingte Freilassung“ werden praktisch 
abgeschafft; „vorläufige Festnahmen“ 
durch die Polizei ohne Benachrichti­
gung von Anwalt oder Richter sind auf 
vier Tage möglich, Schnellgerichte sol­
len dann innerhalb zweier Monate ent­
scheiden; Identitätskontrollen ohne 
Begründung und Überprüfungsmög­
lichkeit zu jeder Zeit und an jedem Ort 
werden legalisiert, schon die Weige­
rung mit Gefängnis bis zu drei Mona­
ten bestraft. Vor allem aber ermögli­
chen bewußt vage formulierte Straftat­
bestände wie „Bedrohung oder Beein­
trächtigung jeglicher Güter“, Fabrik­
besetzungen mit Maschinenstillstand 
oder Sicherstellung von Maschinen 
durch Arbeiter bei drohender Betriebs­
schließung mit Gefängnis bis zu 15 
Jahren zu bestrafen. Wo Renault und 
andere Kapitalisten heute schon die 
Gewerkschaften auf Millionen Scha­
densersatz wegen Produktionsausfall 
durch Streik verklagen, soll morgen die 
Gefängnisdrohung wirken.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Deutscher Schlager

Dschingis Khan: Geschichts- und 
andere Mythen
In der „Bravo“-Hitparade, 
Abteilung deutschsprachige , 
Schallplatten, stand die Grup­
pe ,,Dschingis Khan“ während 
der letzten 30 Wochen 18mal 
auf Platz 1, weitere 14mal auf 
Platz 2 und 3. Von vergleich­
baren Gruppen unterscheidet 
sich Dschingis Khan durch 
überdurchschnittlich raffiniert 
ausgetüftelte Arrangements, 
vor allem aber durch die vom 
üblichen Schlager-Liebeskum­
mer abweichenden Gegenstän­
de ihrer Lieder: Dschingis 
Khan, Moskau, „der Verrä­
ter“, Hadschi Halef Omar und 
zuletzt - Rom. Unter diesem 
Titel sind die bisherigen Werke 
jetzt auch auf einer Langspiel­
platte gesammelt zu hören.

Das Strickmuster ist immer 
gleich. Mit dem Titel wird an 
einen verbreiteten, möglichst 
schon mythisch umrankten Er­
innerungsfetzen angeknüpft. 
Im Lied wird dann die gängige 
reaktionäre Geschichtsmystik 
zum Thema ausgebreitet, das 
Ganze mit maßgeschneiderten 
Kostümen und ausgefeilter 
Choreographie in Szene ge­
setzt. Die Einstimmung wird 
mit passenden musikalischen 
Zitaten unterstützt: Indianer­
flöte zum Lied ,,Machu Pic- 
chu“ über eine versunkene In­
kastadt; russische Volksmusik­
zeilen in „Moskau“, an Luft­
schutzsirenen erinnernde Gei­
ger-Glissandi in „der 
Verräter“.

Produzent Siegel über den 
Aufwand für „Rom“: „An 
diesem Lied haben wir fast 
zehn Monate gearbeitet. Insge­
samt wurden 130 Musiker ein­
gesetzt. Darunter ein Sinfonie­

orchester aus München. Au­
ßerdem noch Top-Leute aus 
der Oper. Und schließlich die 
besten modernen Studio-Musi­
ker. Außerdem wirkte ein 25 
Mann starker Kirchenchor 
mit.“

Das Lied beginnt nach spät­
romantischem Streicherwall 
so: „Rom / Viele tausend Jah­
re alt / Zwischen Frieden und 
Gewalt / Zwischen Zukunft 
und Vergangenheit.“ Später 
raunt der Kirchenchor nach 
„Zukunft und Vergangen­
heit“: „Jungfrau und Mutter 
ist Rom.“ „Rom / Wilde Wa­
genrennen / Rom / Nero sah 
dich brennen / Immer schon 
gab’s Kampf um Rom.“ 
„Kampf um Rom“ hieß ein 
wilhelminischer Geschichts­
schinken von Welschenfalsch­
heit und Germanentreue. Aus­
klang mit einer Tarantella-Ver­
unstaltung, zu der sich die 
Sänger ihrer antiken Gewan­
dung entledigen und „in mo­
derner Kleidung im Stil von 
heute“ weitermachen: „Louis 
ist dann in einem legeren wei­
ßen Anzug mit weißem Hut 
und auberginefarbener Kra­
watte zu sehen.“

In „Moskau“ („wild und 
geheimnisvoll“) ist Verschie­
denes über trinkfeste und heiß­
blütige Russen zu erfahren. 
Zwischendurch eine Erinne­
rung an die gute alte Zarenzeit: 
„Moskau / Tor zur Vergan­
genheit / Spiegel der Zarenzeit 
/ rot wie das Blut.“

Die Musik ist diesem reak­
tionären Unsinn gut angepaßt. 
Keins der geklauten Motive 
wird systematisch verfolgt, 
sondern jedes Stück endet

schließlich im selben discotü- 
melnden Maschinensound.

„Dschingis Khan“, eigens 
zur Vertretung des Vaterlandes 
auf dem letztjährigen Eurovi­
sionsfestival gegründet, ist eine 
von der Musikindustrie in der 
Retorte gezüchtete Propagan­
datruppe. Die Musiker haben 
nur die ihnen zugewiesene Rol­
le zu spielen, bis in die Klei­

dung. „Bravo“ fragte: „Habt 
Ihr da Mitspracherecht?“ 
Gruppenmitglied Louis: „Un­
ser Produzent Ralph Siegel hat 
da schon immer genaue Vor­
stellungen, was die Kostüme 
betrifft, sobald sein Song fer­
tig ist. Wir bekommen dann 
die Kostüme maßgeschneidert, 
Farben, Stoffe - alles steht 
schon genau fest.“

Munic-München über 
alles in der Welt

I Dokumente aus dem dritten 
Jahrtausend belegen: Die Ent­
wicklung der Produktivkräfte 
hat unvermeidlich zur Kata­
strophe geführt. Die Klassen­
kämpfe, unter denen die jetzi­
ge Gesellschaft verstorben ist, 
waren unsinnig und bloß chao­
tisch. Die Nachkommen sind 
gestraft bis ins zwanzigste 
Glied. Das Bauernvolk produ­
ziert Kartoffeln und wird 
abends voll Hasch gestopft. 
Die Arbeiter fordern das ver- 
schüttgegangene Metall für die 
herrschenden Priester, die ei­
nen gelinden Fortschritt cinlei- 
ten: keine Verstümmelung der 
Verurteilten mehr, dafür gut 
organisierte Zwangsarbeit. 
Ebenso weise lassen sie den 
Aufstand, den die Arbeiter in 
besoffenem Zustand veranstal­
ten, wobei sie sich zumeist ge­
genseitig umbringen, durch die^ 
„Heiligen Garden“ nieder­
schlagen. Beschränkte Res­
sourcen zwingen zur Vernunft, 
die sich in dem ganzen Nieder­
gang doch wunderbarerweise 
erhalten hat als „latent vor­
handene technische Intelligenz 
der ehemaligen Industrievöl­
ker“. Durch Aufsaugen der 
Kräfte der unterentwickelten 
und daher nicht so geschädig­
ten Völker entsteht eine allge­
meine Weltkultur mit ökologi­
schem Gleichgewicht und sanf­
ter Technologie sowie einem 
kritisch gebildeten Verleger. 
Von außen sozialkritisch, von 
innen liberal-reaktionäres Mo­
saik von Verzicht, Gesetz und 
Freiheit, von der Münchner 
Presse mit Nachruck unter die 
Leute gebracht.
G. Zauner, Die Enkel der Raketenbau­
es Heyne-Buch Nr. 3751, München 
1980, 4,80 DM.

„Ärztinnen“ als 
Familiendrama?

„Ärztinnen“ von Hochhuth 
uraufgeführt vom National­
theater Mannheim, handelt 
von den Verstrickungen einer 
Arztfamilie in den Unterneh­
mungen einer pharmazeuti­
schen Firma. Die Großmutter 
Lydia forscht in den Labors 
der Firma Böblinger (man mag 
an Boehringer denken). Als sie 
vertuschen soll, daß 2 Spanier 
an kontaminiertem Material 
der Firma gestorben sind, 
macht sie nicht mit und wird 
gefeuert. Ihre Tochter Katia 
forscht unter ihrem Chefarzt 
in einem Krankenhaus an Pa­
tienten mit Schocklungen, de­
nen sie Gewebeproben ent­
nimmt, wobei einige zu Tode 
kommen. Ermittlungen der 
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Justiz werden vom Chefarzt 
über SPD-Parteiverbindungen 
verhindert. Das Ganze endet 
damit, daß Katias Sohn Tho­
mas nach einem Verkehrsun- 
lall an Kunstblut stirbt, das 
seine Großmutter verhökert 
hat. Diese hat inzwischen zu 
einer anderen Firma gewech­
selt, die Böblinger aufgekauft 
hat. Thomas wird also ein Nie­
renspender.

Der erste Teil des Schau­
spiels ist recht interessant, weil 
die Folgen des Zugriffs der 
Konzerne auf das Gesund­
heitswesen aufgedeckt werden 
und gezeigt wird, wie die For­
schung von ihnen dirigiert 
wird. Daß z.B. die Prüfung 
von Medikamenten in Kliniken 
und Praxen sehr schnell durch­
gezogen wird, damit das Prä­
parat schnell auf dem Markt 
ist, ist eine Sache, die oft vor­
kommt. Gesundheitliche Schä­
den, die die Volksmassen da­
durch davontragen, werden 
nicht publik gemacht.

Hochhuth fabriziert im 
zweiten Teil daraus allerdings 
ein Familiendrama, was dazu 
noch ausschließlich sich unter 
Ärzten abspielt. Das gesell­
schaftliche Problem wird 
plötzlich zu einem Privatkon­
flikt, und hier wird das Stück 
für den Großteil der Besucher 
des Schauspiels direkt langwei­
lig. Die Erwartungen werden 
enttäuscht: Die Schilderung 
der Ereignisse wird unreali­
stisch, da die Auswirkungen 
der Geschäfte der Pharma- 
Konzerne auf die Bevölkerung 
nicht vorkommen, ebensowe­
nig Reaktionen der Volksmas­
sen darauf.

Cortes: Die Eroberung 
Mexikos

Vorletzte Woche hat in Rotter­
dam das IV.Russsell-Tribunal 
über die Rechte der Indianer 
stattgefunden. Die Berichte 
des spanischen „Conquista- 
dors“ Hernan Cortes an Karl 
V. über die Unterwerfung des 
Aztekenreiches (Insel-Ta­
schenbuch 393, 10 DM) illu­
strieren, wie die Kolonisierung 
die Indianer in ihre heutige 
elende und rechtlose Lage ge­
bracht hat. Cortes hatte zu 
rechtfertigen, warum sich die 
- vergleichsweise lächerlich 
geringen - Ausgaben für die 
Eroberung Mexikos auch 
wirklich lohnten. In vielen 
Punkten sind seine Berichte 
daher weniger beschönigend 
als manches Schulbuch. Unter 
dem dünnen Firniß der Phra­
sen über die Ausbreitung ,,un­
seres katholischen Glaubens 
lugt überall der wirkliche . 
Zweck des Unternehmens her- I

Raub und Zwangsarbeit

vor: Raub. Breit werden die 
dazu angewandten ebenso 
heimtückischen wie blutrünsti­
gen Methoden ausgemalt. Mit 
seinen Berichten hat Cortes so 
manche langlebige Geschichts­
legende in die Welt gesetzt, 
z.B. die, den Azteken seien die 
Weißen aus dem Osten als ihre 
wiedergekehrten Stammväter 
erschienen, weshalb sie sich 
auch kaum gewehrt hätten. 
Die Schilderung des Volksauf­
standes, mit dem die Spanier 
aus der Hauptstadt Tenochtit- 
län, damals einer der größten 
Städte der Welt, zunächst wie­
der vertrieben wurden, straft 
das Märchen Lügen. Recht we­
nig erfährt man freilich über 
Produktionsweise und gesell­
schaftliche Verhältnisse im 
vorkolonialen Mexiko. Wie 
aber konnten 550 Mann spani­
sche Invasionstruppen gegen 
Heere siegen, die laut Cortes 
bis zu 160000 Mann umfaß­
ten? In den Berichten kommt 
als Ursache - neben der allge­
genwärtigen Hilfe Gottes - 
nur die militärtechnische 
Überlegenheit, v.a. durch den 
Besitz des Pferdes, vor. Im Az­
tekenreich waren die urgesell­
schaftlichen Verhältnisse 
schon weitgehend aufgelöst 
und Sklaverei entwickelt. Cor­
tes hat das ausgenutzt, indem 
er von den Azteken unterwor­
fene oder bedrohte Indianer-

Moctezuma II. und Cortes 
(Mexikanischer Teppich)

Stämme als Hilfstruppen be­
nutzte. Der letzte, drei Jahre 
nach der Eroberung 1524 ver­
faßte Bericht handelt von der 
Entwicklung des Kolonialsy­
stems und den nicht abreißen­
den Rebellionen der Indianer 
dagegen.

Kirche

Wojtyla will Künste in geistig­
religiöse Tiefen4 tauchen
,,Die heutige Begegnung selbst 
möchte eine aufrichtige Einla­
dung an alle Kunstschaffenden 
sein zu einer neuen partner­
schaftlichen, vertrauensvollen 
Zusammenarbeit mit der Kir­
che, eine Einladung, die gei­
stig-religiöse Tiefendimension 
wiederzuentdecken, die die 
Kunst in ihren edelsten und 
höchsten Ausdrucksformen zu 
allen Zeiten ausgezeichnet 
hat.“ Bekanntlich sind es nicht 
besonders viele Künstler, die 
sich der,,geistig-religiösen Tie­
fendimensionen“ im Sinne der 
katholischen Glaubenslehre 
verschrieben haben und zu 
,,höchsten und edelsten Aus­
drucksformen“ gelangen. 
Man darf also gespannt sein, 
wie Wojtyla sein Geschäftsan­
gebot bei seinem Münchener 
Empfang für Künstler und Pu­
blizisten plaziert hat.

Zuerst hat er das jahrhun­
dertelange Monopol der Kir­
che über Künste und Wissen­
schaften, verbunden mit kra­
chender Verfolgung und Un­
terdrückung, päpstlich be­
weihräuchert: ,,Lange Zeit 
galt die Kirche als Mutter der 
Künste ... Wie sehr dies zu­
trifft, erkennt man an einem 
einfachen Gedankenexperi­
ment: Man nehme aus der 
Kunstgeschichte in Europa 
und Deutschland alles weg, 
was mit religiöser und christli­
cher Inspiration zusammen­
hängt, und man wird sehen, 
wieviel, das heißt: wie wenig 
übrigbleibt.“ Mit dem Auf­
kommen der exakten Wissen­
schaften und mit der Entste­
hung des modernen Industrie­
proletariats war dieses kirchli­
che Mutterglück aber unwi­
derbringlich dahin. „In den 
neuzeitlichen Jahrhunderten, 
am stärksten seit 1800, locker­
te sich die Verbindung von 
Kirche und Kultur und damit 
von Kirche und Kunst . . . Die 
Haltung der Kirche war Ab­
wehr, Distanzierung und Wi­
derspruch im Namen des 
christlichen Glaubens.“

Inzwischen hat die Kirche, 
so Wojtyla, den Dreh gefun­
den, ihre Mauertaktik gegen­
über Kunst und Wissenschaft 
durch eine ideologische Offen­
sivstrategie zu ergänzen. In 
Kunst und Kultur werde der 
Ausdruck dessen gesehen, 
„daß die Welt Gottes eigene, 
in die Freiheit entlassene 
Schöpfung ist, dem Menschen 

zur Kultur und Verantwortung 
übergeben und anvertraut.“ 
Damit ist Offenheit für die 
Auseinandersetzung geschaf­
fen, jedochohne Abstriche am 
Dogmengebäude: „Die Kirche 
wird immer daran erinnern, 
daß in Jesus Christus das wah­
re und eigentliche Bild des 
Menschen und des Menschli­
chen gegeben ist.“

Den Ansatzpunkt, kirchli­
chen Einfluß auf die Künste 
zurückzugewinnen, sieht er 
darin, „daß beide den Men­
schen aus fremder Knecht­
schaft befreien und ihn zu sich 
selbst führen wollen. Sie eröff­
nen ihm einen Raum der Frei­
heit - Freiheit von den Zwän­
gen des Nutzens, der Leistung 
um jeden Preis, des Effekts, 
der Verplanung und Funktio- 
nalisierung.“ Nicht irdische 
Befreiung von Ausbeutung 
und Unterdrückung, sondern 
„spirituelle“ Befreiung des 
Menschen für sich. Eine har­
monische „Partnerschaft“ mit 
Kunstströmungen, die in der 
Abkehr von der realistischen 
Darstellung der gesellschaftli­
chen Verhältnisse und der 
Aufforderung zu ihrer Verän­
derung z.B. eine „neue Inner­
lichkeit“ propagieren, hat 
Wojtyla im Auge: „Themen 
wie Schuld und Gnade, Ver­
strickung und Erlösung, Unge­
rechtigkeit und Gerechtigkeit, 
Solidarität und Nächstenliebe, 
Hoffnung und Trost kehren in 
der heutigen Literatur, in 
Text- und Drehbüchern wieder 
und finden große Resonanz.“

Wojtylas Kalkül: Wo in der 
Kunst das Individuum losge­
löst von den Verhältnissen 
zum Gegenstand wird, ist Gott 
nicht fern und hat die Kirche 
aus ihrem Mysterienschatz 
Passendes zu bieten. Z.B. das 
Böse: „Ohne die Realität des 
Bösen ist auch die Realität des 
Guten, der Erlösung der Gna­
de, des Heiles nicht zu ermes­
sen . . . zielt diese Darstellung 
(d. Bösen) nicht darauf, daß es 
beim Bösen bleibt.“

Abschließend hat er Künst­
ler und Journalisten zur Rück­
besinnung auf eine „klare sitt­
liche Grundüberzeugung“ ge­
mahnt. Wer dagegen verstößt 
und die von Wojtyla bezeich­
nenderweise nicht erwähnte 
Freiheit der Künste „miß­
braucht“, den trifft der kirch­
liche Bannstrahl z.B. in Ge­
stalt des Staatsanwalts.
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Goya

Eine Kunst, die nicht nur der Reaktion 
um 1800 zu schaffen machte
Zehn Jahre nach der französi­
schen Revolution veröffent­
lichte 1799 in Madrid der Hof­
maler des Königs, Francisco 
Goya 80 Radierungen, ,,Capri­
chos“ genannt (Einfälle, Lau­
nen), die in der europäischen 
Kunst etwas völlig Neues dar­
stellten: Goya griff in Form 
grotesker, phantastischer, mit 
bitterem Spott karikierter Ge­
stalten und Vorfälle die Zu­
stände unter der reaktionären 
spanischen Monarchie an. Er, 
berühmter Hof- und Gesell­
schaftsmaler, bestbezahlter 
Künstler Spaniens - wie war 
das möglich?

1746 in armen Verhältnissen 
geboren, hatte Goya nach pro­
vinzieller Ausbildung bei ei­
nem Kirchenmaler schon als 
17jähriger versucht, seine Aus­
bildung in der Hauptstadt 
fortzusezten. Denn nicht bei 
der Kirche mit ihren eingefah­
renen religiösen Aufträgen, 
sondern vor allem am Hof in 
Madrid mit ausländischen 
Künstlern von europäischem 
Rang, mit der königlichen 
Kunstsammlung, in der man 
sich an Bildern von Velasquez, 
Tizian, Bosch und Rembrandt 
usw. schulen konnte, in der 
Auseinandersetzung mit weltli­
chen Aufträgen, die dem 
Künstler größeren Entfal­
tungsspielraum ließen, wurden 
künstlerische Talente gefor­
dert, konnte eine Ausbildung 
nach hohen Maßstäben erfol­
gen. Da Kirche und Monarchie 
das Ausbildungsmonopol für 
Künstler hatten, war keine gu­
te Ausbildung sozusagen an ei­
ne Karriere im Dienste der 
herrschenden Klassen gebun­
den. 1799, 53 Jahre alt, hatte 
Goya diese Karriere bis zur 
Spitze absolviert: Er wurde er­
ster Maler des Königs. Das ist 
jedoch nur die eine Seite. In 
Madrid und auf seinen Aus­
landsreisen lernte er auch die 
Ideen der Aufklärung und der 
französischen Revolution ken­
nen, freundete er sich mit den 
fortschrittlichen Politikern, 
Wissenschaftlern, Philoso­
phen und Dichtern an, die ge­
gen die Reaktion von Kirche, 
Adel, Hof und hohem Beam­
tentum Front machten. In der 
1797 verfaßten Ode des Dich­
ters Quintana, in welcher die­
ser einen Freiheitshelden des 
16. Jahrhunderts zu den Spa­
niern sprechen läßt, kommt ih­
re Haltung gut zum Ausdruck: 

,,300 Jahre sind verflossen, 
und noch immer schlaft ihr in 
Ketten der Sklaverei. Tyrannei 
und Aberglaube haben den 
verderblichen Abgrund ge­
höhlt, in dem zuletzt euer Na­
me selber versank .. . aber 
seht ihr nicht, wie die Erde sich 
anschickt, die Sklaverei abzu­
schütteln? Wollt ihr, in 
schmählicher Trägheit versun­
ken, die Letzten sein, dem er­
habenen Beispiel zu folgen?“ 
Bestmögliche künstlerische 
Ausbildung und fortschrittli­
che politische Bewegung in 
Spanien trafen in Madrid zu­
sammen und konnten sich in 
Goya verbinden.

Doch damit ist noch nicht 
erklärt, wie Goya ausgerechnet 
auf die Darstellung einer der­
artigen ,,Monstergalerie“ 
kam, die er nach wenigen Ta­
gen bereits wieder zurückzog, 
vermutlich, um eine Bestra­
fung durch die Inquisition zu 
vermeiden (vor der ihn sowieso 
oft nur sein Ruhm als Maler 
und seine Beziehungen rette­
ten). Es gibt eine Strömung 
unter den bürgerlichen Kunst­
ideologen, die vertraten: Dar­
stellung der spanischen Reak­
tion, schön und gut, aber hier 
handelt es sich doch eher um 
die ganz individuellen Phanta­
sien eines Künstlers. Klärung 
bringt da ziemlich rasch das 
Studium der politischen und 
sozialen Verhältnisse jener Zeit 
und (was wir Goya-Interessier­
ten nur empfehlen können) 
Reisebeschreibungen von Zeit­
genossen Goyas. Da spazieren 
einem nämlich Goyas ver­
meintliche Phantasiegestalten 
als alltägliche Charaktermas­
ken reihenweise entgegen und 
man begreift deutlicher den 
ungeheuer scharf gefaßten 
Realismus Goyas, der für die 
Zustände in Spanien eine ange­
messene (!), eine grotesk­
phantastische Form findet. 
Um das nachvollziehbar zu 
machen, wollen wir als Ein­
stimmung für die Betrachtung 
zweier Capricho-Blätter das 
Wirken der spanischen Cha­
raktermasken andeuten.

60% der Spanier waren Bau­
ern und Tagelöhner, aber nur 
30% des Bodens gehörte Ge­
meinden und Bauern. Über 
50% besaß vor allem der 
Hochadel, die Kirche noch mal 
16%. Wie im übrigen Europa 
auch, waren die Besitzverhält- 
nisse Grundlage zur ungeheu­

ren Ausbeutung der Volksmas­
sen. Verdiente ein Tagelöhner 
auf dem Land 3-4 Realen am 
Tag (wovon das meiste für 
Schuldenrückzahlungen drauf­
ging), so verbrauchte der Herr 
Herzog von Medina Celi 12000 
Realen täglich für seinen Hof­
staat. Der König dagegen 
brauchte sogar 80 Mio. im 
Jahr für seinen 20000 Perso­
nen zählenden Hofstaat (1/10 
des Bruttosozialprodukts). 
Der übelste Schmarotzer und 
im Volk verhaßteste Mann war 
aber der Günstling des Königs­
paares und Bettgefährte der 
Königin, den sie innerhalb we­
niger Jahre vom einfachen Of­
fizier zum Ministerpräsidenten 
machte (bis 1808 das Volk ihn 
stürzte). Er raffte schließlich 
jährlich mehr zusammen, als

alle Richter Spaniens verdien­
ten, über 40 Mio. Realen. 
Während er Korruption, Intri­
gen, Bestechungen, Verrat und 
Unterdrückung zusammen mit 
der Königin organisierte (heute 
unter dem Begriff ,,Regie­
rungsgeschäfte“ zusammen­
gefaßt), ging der König das 
ganze Jahr über jagen, meist 
von morgens bis abends. Für 
die blödesten Eifersüchteleien 
zwischen Hochadel und Krone 
war nie zuwenig Geld da, für 
die Durchführung von Refor­
men immer zuwenig (1808 be­
trugen die Staatsschulden 8,2 
Mrd. Realen). So hatte die 
Herzogin von Alba extra einen 
Beauftragten in Paris sitzen, 
der ihr sofort alle neuen Pari­
ser Modegags mitteilen mußte, 
so daß sic noch eher als die Kö­
nigin bei Empfängen mit ihrem 
Gefolge in neuester Pariser 
Mode anrauschen konnte. 
Straßenraub, Bettelei, Prosti­
tution, täglicher Betrug (so 
mußten die Madrider Fleisch- 
abwieger falsch abwiegen, um 

selber genug zum Leben zu ha­
ben) waren die Auswirkungen 
der Not und Korruption bei 
den Volksmassen. Ein riesiger 
Spitzel- und Polizeiapparat so­
wie die brutale Inquisition 
wachten darüber, daß der Ge­
danke an Revolution nicht aus 
Frankreich ,,übersprang“.

Auf was für ,»Einfälle“ 
kommt Goya nun angesichts 
solcher Zustände? Zum Bei­
spiel Capricho Nr. 55: eine 
häßliche, alte adelige Ziege, 
die sich in ihrer Borniertheit im 
Spiegel noch zu gefallen 
scheint, mit ihrem lächerlichen 
Häubchen, dem dürren Körper 
unter dem Rüschenkleid, den 
bestickten Strümpfen und mo­
dischen Schühchen. Die jun­
gen Gecken im Hintergrund 
reißen sich mühsam zusam­
men, die Dienerin scheint sich 
ein Tuch vor den Mund halten 
zu müssen, um nicht laut los 
zu prusten. Unterschrift: Bis, 
zum Tode. Goya läßt offen; 
ob die Alte sich für die jungen 
Herren zurechtmacht, ob diese 
es auf ihr Geld oder auf die 
Dienerin abgesehen haben. 
Solche Charaktermasken sind 
uns heute keineswegs fremd. 
Deshalb versteht man Goya 
gut, man spürt seinen Ekel, 
seinen Spott. Man kann, wie 
Goya, kein Mitleid empfinden, 
sondern bestenfalls Schaden­
freude über die Vergeblichkeit 
der Putzsucht der Alten. Das 
macht Goyas Realismus aus. 
Seine Empfindungen sind 
hautnah, alltäglich. Deshalb 
interessieren sich so viele für 
seine Kunst und versuchen sie 
zu verstehen. Aber genau das 
macht die bürgerlichen Kunst- 
aufseh er auch so kribbelig; sie 
haben’s lieber etwas klassen­
neutraler, möchten gern einen 
ins allgemein Menschliche ent­
rückten Goya. Werner Hof­
mann, der Organisator der 
Hamburger Goya Austeilung 
(Kunsthalle, bis 4.1.81), inter­
pretiert in seinem Ausstel­
lungskatalog (der im übrigen 
viele brauchbare Informatio­
nen enthält) deshalb ordentlich 
an dem Blatt herum (in der 
Ausstellung selber hat er dage­
gen den anderen üblichen 
,, Kunstgriff“ angewendet:
Goya völlig von historischen 
Fakten zu trennen, so daß man 
ihn nicht mehr verstehen 
kann). Hofmann interpretiert: 
,,Selbst der Spiegel zeigt nicht 
die Wahrheit, er dient der Le­
benslüge: die meisten sehen in 
ihm, was sie wollen.“ Die mei­
sten?! Goya’s Aussage ist: Be­
stimmte Vertreter einer be­
stimmten Klasse! Hofmann 
fährt fort: ,,Er behandelt die 
eitle Verdrängung der Ver­
gänglichkeit.“ Und schon 
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steht Goya über den Zeiten 
und vor allem über den Klas­
sen. Man stelle sich jetzt nur 
mal vor, wie die „eitle Ver­
drängung der Vergänglich­
keit“ bei der Frau eines armen 
Tagelöhners mit vier Realen 
am Tag ausgesehen haben 
würde.

Im anderen Blatt (Capricho 
52, Untertitel: Was ein Schnei­
der vermag) zeigt Goya, wie er­
schrockene, vor Angst weinen­
de oder demütige Frauen und 
Männer vor einem Baum nie­
derknien und ihn anbeten, nur 
weil er mit einer riesigen über­
geworfenen Kutte einem 
Mönch ähnlich sieht, der dro­
hend die Arme erhebt. Im Hin­
tergrund schwirren nackte dä­
monische Wesen durch die 
Luft, die Knie im Fliegen an 
den Körper gepreßt, der eine 
nackt auf einer Eule reitend. 
Goya zeigt hier einerseits das 
Ergebnis der kirchlichen Un­
terdrückung: Aber- und Wun­
derglauben, Angst vor Bestra­
fung durch die Pfaffen, Ab­
hängigkeit durch gewaltsam 
au frechterhaltene U nwissen- 
heit. Auf der anderen Seite 
greift er die Kirche an, indem 
er die asketischen, nach Voll­
kommenheit strebenden Chri­
sten - den Mönch - ketze­
risch als verkleideten Baum­
stumpf darstellt, dem die Dä­
monen unter den Armen her­
vorfliegen.

Als das spanische Volk den 
revolutionären Befreiungs­
kampf gegen Napoleon Bona­
parte trotz schlechtester Vor­
bereitung, fast waffenlos und 
gegen den Verrat von Klerus, 
Adel und König aufnimmt, 
findet Goya in einem weiteren 
Radierzyklus („Die Schrecken 
des Krieges“) zu wieder neuen 
Ausdrucksformen seines Rea­
lismus, um den Heldenmut 
und die gewaltigen Opfer des 
Volkes eindringlich darzustel­
len.

Kohleveredlung
Erweiterung der
Energiebasis

Als moderne Verfahren der 
Kohleveredlung fördert die 
Bundesregierung- die Kohlever­
flüssigung und Kohleverga­
sung. Seit 1974 wurden dafür 
650 Mio. DM aufgewendet. In 
den 80er Jahren sollen 14 groß­
technische Anlagen zur Kohle­
veredlung in Betrieb gehen, 
davon 11 Anlagen zur Kohle­
vergasung und 3 Anlagen zur 
Kohleverflüssigung.

Kohlevergasung: Bei der 
Vergasung von Kohle strebt 
man die vollständige Umset­
zung der Kohle in ein brenn­
bares Gas an. Bei hohen Tem­
peraturen werden als Verga­
sungsmittel Luft, Sauerstoff, 
Dampf und Wasserstoff einge­
setzt. Das Ergebnis sind je 
nach Reaktionsbedingungen 
Gemische von Kohlenmonoxid 
(CO), Methan (CH4), Wasser­
stoff (H2) und Stickstoff (N2). 
Das Gas eignet sich je nach 
Zusammensetzung als Brenn­
gas für Industrie und Kraft­
werke, als synthetischer Erdga­
sersatz (SNG) oder als Synthe- 
segas für die chemische Indu­
strie. Vom Verfahren her un­
terscheidet man je nach dem 
Zustand der Kohle im Reaktor 
zwischen Fest bell Vergasung, 
Wirbelsch ich/Vergasung und 
Flugsfromv er gasung.

Kohleverflüssigung: Die
wichtigsten Verfahren zur 
Kohleverflüssigung sind die 
Umsetzung des aus der Verga­
sung erhaltenen Synthesegases 
(eines Gemisches aus Kohlen­
monoxid und Wasserstoff, CO 
und H2) und die direkte Hy­
drierung der Kohle bei hohem 
Druck und Temperaturen von 
ca. 500 Grad C (Hydrierung 
= Reaktion mit Wasserstoff). 
Vom Synthesegas führen ver­
schiedene Wege zu Flüssiggas, 
Benzin, Benzinersatzstoffen 
wie Methanol (Methanol ist 
der einfachste mögliche Alko­
hol CH3OH) und Heizöl. Die 
direkte Hydrierung der Kohle 
wurde im faschistischen 
Deutschland von den IG-Far- 
ben entwickelt (IG-Vertah- 
ren), es wurden damit 4-5 
Mio. t Treibstoff pro Jahr her­
gestellt, aus Synthesegas wur­
den damals nach dem Fischer- 
Tropsch-Verfahren einige 
Hunderttausend t pro Jahr 
hergestellt.

Wirtschaftliche Bedeutung der 
Kohleveredlung

Laut Kohleveredlungspro­
gramm der Bundesregierung 
kosten die geplanten Anlagen 
zum Preisniveau von 1979 13 
Mrd. DM. Dazu kommen 
noch Forschungs- und Be­
triebskosten für die Pilotanla­
gen. Die 11 Anlagen zur Koh­
levergasung sollen ca. 17 Mio. 
t Kohle umsetzen, die 3 Anla­
gen zur Verflüssigung 12 Mio. 
t Steinkohle und 10 Mio. t 
Braunkohle. Alle Veredlungs­
verfahren kranken heute dar­
an, daß Kohle nicht nur che­
misch umgesetzt wird, sondern 
zur Erzeugung der Reaktions­
energie nochmal fast ebenso­
viel Kohle verbrannt werden 
muß. „Flüssigprodukte und 
künstliches Erdgas aus deut­
scher Steinkohle kosten heute 
etwa das 2 bis 4-fache der Erd­
ölproduke bzw. des 
Erdgases“. Die KWU, eine 
Siemens-Tochtergesellschaft 
und Monopol zur Errichtung 
von Kernkraftwerken in der 
BRD, stellt fest: „Ein Verzicht 
auf die Kernenergie stellt da­
mit die Kohleveredlung über­
haupt in Frage“. Ab 1990 soll 
die zur Veredlung nötige Ener­
gie teilweise aus den heute 
schon üblichen Leichtwasser- 
reaktoren kommen (z.B. 
Kraftwerken wie in Biblis), ab 
2000 aus dem noch zur Reife 
zu entwickelnden Hochtempe­
raturreaktor. Nach Ansicht 
der KWU ist ohne den Ver­
bund Kohle-Kernkraft und die 
Stromerzeugung aus Kern­
kraftwerken überhaupt nicht 
genug Kohle für die Veredlung 
auf dem Markt.

Im Zusammhang mit der 
Kohleveredlung ist viel die Re­
de von der „Unabhängigkeit“ 
der BRD von den Ölförderlän- 
dern. 1978 wurden etwa 150 
Mio. t Erdöl verbraucht. Etwa 
5 Mio. t Öl können nach 1992 
bestenfalls aus etwa 22 Mio. t 
Stein- und Braunkohle herge­
stellt werden, das sind etwa 
3,4% des Verbrauchs von 
1978. Etwa 10% des Öls kön­
nen möglicherweise auf ande­
rem Wege durch Kohle ersetzt 
werden, die dann aber auch 
importiert werden muß. Es 
gehl für die westdeutschen Ka­
pitalisten nicht um den Ersatz 
des Erdöls, das nach wie vor 
billiger ist als die Kohlevered- 
lungsprodukte. Es geht dar­
um, den Erdölproduzenten 
Konkurrenz zu machen, durch 
die Technologie für Kohle und 
Kernkraft, durch den Export 
von Anlagen in I ander mit 
billiger Kohle. Deshalb werden 
mit staatlichen Subventionen 
alle Verfahren zur großtechni­
schen Reife gebt acht, hn

Kriegsfall sind die 5 Mio. Ton­
nen Öl pro Jahr und die strate­
gische Reserve von Erdöl für 
90 Tage allenfalls geeignet, 
sich per Blitzkrieg in den Be­
sitz fremder Ölquellen zu brin­
gen.

Kabelfernsehen
Einstieg für die 
Kapitalisten

1978 beschlossen die Minister­
präsidenten der Länder 4 Pi- 
lotprojekte für Kabelfemsehen 
in Dortmund, Berlin, Lud­
wigshafen und München. Ge­
planter Beginn: 1983. Den Ka­
pitalisten soll damit der direkte 
Zugriff auf die bisher öffent­
lich-rechtlich monopolisierten 
Rundfunk und Fernsehen er­
möglicht werden. Technische 
Grundlage ist die Möglichkeit, 
mittels Lichtleitfasern Licht­
strahlen über größere Entfer­
nungen nahezu verlustlos fort- 
zuleiten. Die Faser aus reich­
lich vorkommendem Silizium­
dioxid wird mit einem Material 
von geringerem Brechungsin­
dex ummantelt, sodaß an der 
Faseroberfläche Totalreflexion 
eintritt. Die Intensität des 
Lichtstrahls wird vor Eintritt 
in die Faser im Takt eines elek­
trischen Sigals moduliert. Über 
eine Photodiode wird am Ende 
des Faserwegs das ursprüngli­
che Signal zurückgewonnen. 
Läßt man durch geeignete Do­
tierung der Faser mit Germa- 
niumdioxid-Atomen den Bre­
chungsindex zur Faserachse 
hin parabolisch an wachsen, so 
erübrigt sich die Ummante­
lung, gleichzeitig ermöglicht 
das die Fortleitung einer gro­
ßen Bandbreite von Trägerfre­
quenzen. Über eine Faser von 
50-100 Tausendstel Millimeter 
Dicke lassen sich mühelos 
600-700 Telefongespräche 
parallel übertragen. Die ge­
planten Breit band kabel er­
möglichen die Berieselung der 
Fernsehteilnehmer mit einer 
Vielzahl von Programmen. Die 
internationale Konkurrenz 
und die erwarteten Profite trei­
ben die Bourgeois zur Eile. In 
den USA sind bereits 15 Mio. 
Haushalte an 4000 Kabelge­
sellschaften angeschlossen, die 
Umsätze erreichten 1977 die 
Milliarde, 1979 bereits 1,8 
Mrd. Dollar. Strauß forderte 
die „unverzügliche“ Verkabe­
lung des Münchner Pilotgebic- 
tes, Späth will ein eigenes Pi­
lot projekt schon 1982. Rhein­
land-Pfalz schrieb gesetzlich 
die Beteiligung „privater Ver­
anstalter“ an der Programm­
gestaltung fest.
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V erteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestellten Versicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbeträge entspre­
chend Anpassung 1980 um 4% erhöht.

7oft Die Gesamtflächen der einzelnen Bil­
der ergeben jeweils 100%. Die Anzahl 
der jeweiligen Renten am 1.1.79 ist an- 

6<'n gegeben, in Klammern ihr Anteil am 
Gesamt der verteilten Renten.

""0 01: Versicherlenrenten an
Männer (32,6°'n)

_pr(1 obere Flache: 
Angestellte 1,07 Mio. (9,9°o) 
untere Fläche:

3*’o Arbeiter 2,47 Mio. (22,8wo)

DM monail.
Zahl bet rag

Verteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbeträge entspre­
chend Anpassung 1980 um 4% erhöht.

7on Die Gesamtflächen der einzelnen Bil­
der ergeben jeweils 100%. Die Anzahl 
der jeweiligen Renten am 1.1.79 ist an- 

6(jft gegeben, in Klammern ihr Anteil am 
Gesamt der verteilten Renten. 02: Versichertenrenten an 

Frauen (35,3%)
s<i'o obere Fläche:

Angestellte 1,11 Mio. (10,2%)

Verteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbeträge entspre­
chend Anpassung 1980 um 4°'o erhöht.

7ll.o Die Gesamtflächen der einzelnen Bil­
der ergeben jeweils 1000o. Die Anzahl 
der jeweiligen Renten am 1.1.79 ist an- 

6<>o gegeben, in Klammern ihr Anteil am 
Gesamt der verteilten Renten.

DM monail.
Zahl bet rag
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Verteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestellten Versicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbeirage entspre­
chend Anpassung 1980 um 4°o erhöht.

7(r0 Die Gesamtflächen der einzelnen Bil
der ergeben jeweils 100%. Die Anzahl 
der jeweiligen Renten am 1.1.79 ist an

6% gegeben, in Klammern ihr Anteil am
Gesamt der verteilten Renten.

s,r" 03: Witwenrenten (32,1%) 
obere Fläche: 
Angesteilienwitwen 
1,02 Mio. (9,4%) 
imiere Fläche: 
Arbeiterwitwen 
2,46 Mio. (22,7%)

in n

Die Lohnpolitik der Kapitalistei 
der schroffen Spaltung im Gefii
Die von Schmidt angekündig­
ten Angriffsziele der Kapitali­
stenklasse zur Senkung der 
Zahlungen für die verrentete 
Arbeitskraft sind beachtlich: 
Bestätigung der Beitragserhö­
hung zur Rentenversicherung 
ab 1.1.81; Ankündigung, 
daß die Rentner nicht nur die 
Hälfte der Krankenversiche­
rung neuerdings selbst zahlen 
sollen, sondern daß sie auch 
bereits zugesagte Vergütungen 
dafür noch zurückzahlen sol­
len; Ankündigung der Reform 
der Witwenrenten ohne Festle­
gung auf eine bestimmte Höhe 
der zukünftigen Hinterbliebe­
nenrenten; schließlich der Hin­
weis, daß 1984 die Zeit für 
„Gleichbehandlung“ gekom­
men sei, also Anpassung an die 
Nettolohnentwicklung. Letzte­
res ist am Tage der Regierung­
serklärung durch Ehrenberg 
verdeutlicht worden: 1984 
müsse wieder über die Besteue­
rung der Renten geredet wer­
den.

Ein „hoher Rentenstan­
dard“ soll all dies rechtferti­
gen, hoch in Bezug auf den 
„vergleichbaren Nettolohn“ 
Wie kommt dann jedoch, daß 
die amtliche Statistik für die 
rund 5,4 Mio. Versicherten­
renten aus der Arbeiterrenten­
versicherung im Januar 79 eine 
durchschnittliche monatliche 
Höhe von 669 DM angibt? Der 
Durchschnittsnettolohn nach 
Berechnungen des Ehrenberg­
ministeriums beträgt 1979 
1649 DM, 71 % davon mach­
ten 1 171 DM aus, die durch­
schnittliche Rente, die die ver­
sicherten Arbeiter (Männer 
und Frauen) beziehen macht 
davon ganze 57% aus! Den­
noch besteht der „hohe Ren­
tenstandard“, von dem 
Schmidt spricht: als Renten­

Verteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbelräge entspre­
chend Anpassung 1980 um 4% erhöht.

7<rf) Die Gesamtilachen der einzelnen Bil­
der ergeben jeweils 100%. Die Anzahl 
der jeweiligen Renten am 1.1.79 ist an- 
gegeben, in Klammern ihr Anteil am 
Gesamt der verteilten Renten.

standard von wenigen besser 
bezahlten Angestellten, wie es 
die nebenstehend abgebildeten 
Verteilungen des Rentenbe­
standes deutlich im Einkom­
mensbereich zwischen 1200 
DM und 2000 DM deutlich 
ausweisen. Auf der linken Sei­
te dieser Verteilungen treten 
die unterhalb jedes irgendwie 
noch denkbaren Lebensstan­
dards liegenden Renten der 
weiblichen Arbeiter hervor.

Im Vergleich zur Verteilung 
der Bruttolöhne ist so der Ren­
tenbestand durch eine noch 
um vieles schroffere Spaltung 
gekennzeichnet. Schätzt man, 
daß der Hauptteil der Lohnab­
hängigen bei regelmäßiger Ar­
beitszeit etwa zwischen 1000/ 
DM und 8000 DM brutto ver-4 
dient, so mögen die entspre­
chenden Grenzwerte für die 
Renten bei 64 DM und 3000 
DM liegen. Im Bruttolohnge­
füge macht der obere Eckwert 
ungefähr das Achtfache des 
unteren Wertes aus, in der 
Verteilung des Rentenbestan­
des beträgt dieser Faktor bei 
den angegebenen Werten rund 
47.

Im Rentenzugang 1979 ist 
diese Dehnung durch folgende 
Durchschnittswerte der Alters­
ruhegelder gekennzeichnet: 
Arb. Frauen 419 DM (26,2) 
Ang. Frauen 678 DM (29,5) 
Arb. Männer 1045 DM (38,5) 
Ang. Männer 1 387 DM (39,3)

Die Zahlen in Klammern ge­
ben die durchschnittlichen an­
rechnungsfähigen Versiche­
rungsjahre an. Man könnt^ 
nun zu dem Schluß kommen, 
daß sich die erhebliche Sprei­
zung und die schroffe Spal­
tung der Verteilung der Renten 
nach unten vor allen Dingen 
ergibt aus der erzwungenen 
Beschäftigungslosigkeit der

04: Gesamt der Renten aus 01 -03 (100%)
obere Flache:
Renten aus der Angestellten-
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05: Gesamt der Renten aus 01 - 03 (100%)
obere I lache:
Renten an hauen 7,31 Mio. (67,4%)



t Ursache 
der Renten

Die Rente der Witwe

lohnabhängigen Frau während 
der Aufzucht von Kindern.

In der unten stehenden Ta­
belle ist das Verhältnis des 
durchschnittlichen Verdienstes 
der männlichen und weibli­
chen Rentner der Arbeiter­
und Angestelltenversicherung 
zum Durchschnittslohn aller 
Rentenversicherten gegliedert 
nach den zurückgelegten Ver­
sicherungszeiten ausgewiesen. 
Die Daten ergeben: Selbst 
wenn der weiblichen Arbeits­
kraft für die Aufzucht z.B. des 
ersten Kindes eine Ersatzzeit 
von wenigstens 10 Versiche­
rungsjahren angerechnet wür­
de, wäre damit die schroffe 
Spaltung im unteren Bereich 
der Rentenverteilung und die 
durch die Kinderaufzucht un­
ter den bestehenden Verhält­
nissen noch gesteigerte Abhän­
gigkeit insbesondere der Ar­
beiterin vielleicht etwas gemil­
dert, aber die bestehende Spal­
tung wäre doch keineswegs be­

seitigt. Die entscheidende Ur­
sache dieser Spaltung ist die 
Lohnpolitik der Kapitalisten, 
die die Arbeiterinnen in die 
Zone der niedrigsten Löhne 
preßt. Die unten angegebenen 
Verhältniswerte der Bruttolöh­
ne für die zurückgelegten Ver­
sicherungszeiten zu dem ent­
sprechenden Durchschnitts­
lohn aller Rentenversicherten 
kann man als Kennwerte des 
Lohngefüges für eine ganze 
Generation von Arbeitern und 
Angestellten betrachten. Die in 
der Verteilung der monatli­
chen Löhne bereits erkennbare 
Spaltung durch Bildung einer 
Niedriglohnzone unten und ei­
ner Zone guten Verdienstes 
durch Besserstellung eines 
Teils der Angestellten tritt in 
diesen durchschnittlichen 
Lohnverhältnissen über die 
Lebensarbeitszeit als Grundla­
ge der schroffen Spaltung der 
Rentenverteilung deutlich her­
vor.

Anzahl anrechnungsfäh. Altersruhegelder wegen Vollendung d. 65.J. 
Versicherungsjahre Arbeiterrentenvers. Angestelltenvers.

Die durchschnittliche Entgeltrelation (1) bei Altersruhegeldern in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten nach 
der Zahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre am 1.1.79

von ... bis unter ... J. Männer Frauen Männer Frauen

15-20.............................. ... 0,86 0,43 1,27 0,66
20-25.............................. 0,92 0,47 1,37 0,76
25-30.............................. 0,95 0,51 1,42 0,82
30-35.............................. 0,97 0,59 1,48 0,90
35-40............................. 1,00 0,65 1,52 0,96
40-45.............................. 1,04 0,70 1,53 1,04
45 und mehr................... 1,10 0,74 1,48 1,12

Durchschnitt ................. 1,01 0,49 1,46 0,79

Die Rente der Witwe wird gezahlt aus der Versicherung ihres ver­
storbenen Ehemannes. Die Rentenansprüche der Witwe gründen 
sich auf die Versicherungsbeiträge, die zu Lebzeiten des Eheman­
nes von seinem Lohn einbehalten wurden. Die Anwartschaft der 
Witwe auf diese Rente ist erfüllt, wenn der Ehemann über einen 
Zeitraum von 60 Kalendermonaten Beiträge gezahlt hat.

Die Höhe der Witwenrente hängt erstens vom Verhältnis des 
durchschnittlichen Verdienstes des Ehemannes zum Durch­
schnittslohn der Renten versicherten (P) ab. Zweitens davon, ob 
die Witwe eine ,,Bedarfssituation“ nachweisen kann.

Eine „Bedarfssituation“ ist gegeben unter folgenden Bedin­
gungen: Die Witwe hat das 45. Lebensjahr vollendet; die Witwe 
ist berufs- oder erwerbsunfähig; oder sie erzieht mindestens ein 
waisenberechtigtes Kind bzw. sorgt für ein Kind, das wegen kör­
perlicher oder geistiger Gebrechen Waisenrente erhält.

In diesen Fällen besteht Anspruch auf die „große Witwenren­
te“. Diese beträgt sechs Zehntel oder 60% des Anspruchs des ver­
storbenen Ehemannes auf Erwerbsunfähigkeitsrente zum Zeit­
punkt seines Todes ohne Kinderzuschuß. Sofern der verstorbene 
Ehemann bereits eine Altersrente bezog, wird die Witwenrente in 
der Regel auf 60% dieses Zahlbetrags festgesetzt.

Zum Verständnis des folgendes Rechenbeispiels zunächst zum 
Unterschied zwischen dem Altersruhegeld und der Rente auf­
grund von Erwerbsunfähigkeit. Der Versicherungsfall für letztere 
Rente ist die Unverkäuflichkeit der Arbeitskraft vor Erreichen 
der Altersgrenze. Der Steigerungssatz der Erwerbsunfähigkeits­
rente (Ste) ist mit 1,5% der gleiche wie der der Altersruhegelder. 
Die anrechnungsfähigen Versicherungsjahre der Erwerbsunfähig­
keitsrente (Ve) jedoch werden anders bestimmt: Zu der Summie­
rung von Beitrags-, Ersatz- und Ausfallzeiten wie bei den Alters­
ruhegeldern kommt die Zurechnungszeit hinzu. Die Zurech­
nungszeit ist der Zeitraum zwischen dem Eintritt des Versiche­
rungsfalls, der Erwerbsunfähigkeit und der Vollendung des 55. 
Lebensjahres.

Beispielrechnung: Der versicherte Ehemann stirbt 1980 nach 30 
Jahren anrechenbarer Versicherungszeit mit Vollendung des 50. 
Lebensjahres. Sein durchschnittlicher Verdienst beträgt drei Vier­
tel des Durchschnittslohns der Renten versichert en (P). Die Witwe 
hat das 45. Lebensjahr vollendet. Wie hoch ist die ihr zustehende 
„große Witwenrente“ (Rw)?

(1) Entgeltrelation = Verhältnis des Bruttoarbeitsentgelts eines Versicherten wäh­
rend der von ihm zurückgelegten Beitragszeiten zum durchschnittlichen Bruttoar­
beitsentgelt aller Versicherten der ArV und der AnV.
Quellen für die Schaubilder und die angegebenen Werte: Rentenanpassungsbericht 
der Bundesregierung 1979, Bundestagsdrucksache 8/2709, und der Bericht über Zu­
gang und Wegfall in der Rentenversicherung, hrsg. v. Verband der Rentenversiche- 
rungsträger.

Verteilung des Rentenbestands in der Arbeiter- und Angestelhenversicherung 
v. 1.1.79 ohne Berufsunfähigkeits- und Waisenrenten. Zahlbeträge entspre­
chend Anpassung 1980 um 4°o erhöht.

7o/o Die Gesamt Bächen der einzelnen Bil­
der ergeben jeweils IOO°'o. Die Anzahl 
der jeweiligen Reinen am 1. 1.79 ist an- 

6»o gegeben, in Klammern ihr Anteil am 
Gesamt der verteilten Renten.
06: Gesamt der Renten aus 01 - 03 (100%) 
obere Mache:
Renten an Witwen 3.48 Mio. (32.1°o)

Punktierte Abgrenzung in 
den einzelnen Machen: oberer 
feil jeweils Renten aus der 
Angestelltem ersicherung. un­
terer feil jeweils aus der Ar­
beitet \ ei Sicherung.

mittlere Fläche:
0 Versichertenrenicn an 

Frauen 3,83 Mio. (35.3%)
V»() untere Fläche: 

Versichertenrenicn an
Manner 3.54 Mio. (32.6%)

4096

6Rw = — x B x P x Ve x Ste
B =21911 DM (= allgemeine Bemessungsgrundlage 1980)
P = 0,75 (= persönliche Bemessung des Ehemannes)
Ve = 35 (= Versicherungsjahre + Zurechnungszeit)
Ste = 1,5% (= Steigerungssatz Erwerbsunfähigk.rente)
Rw = 0,6 x 21911 x^x35x (DM) 

Rw = 5176,47 DM
Der monatliche Zahlbetrag dieser ,»großen Witwenrente“, der 
zwölfte Teil des Ergebnisses, beträgt 431,37 DM.

Hat die Witwe abweichend vom obigen Beispiel das 45. Le­
bensjahr nicht vollendet und ist sonst die ,,Bedarfssituation“ 
nicht gegeben, so hat sie nur Anspruch auf die ,»kleine Witwen­
rente“. Die ,,kleine Witwenrente“ beträgt sechs Zehntel oder 
60% der Berufsunfähigkeitsrente des verstorbenen Ehemannes, 
jedoch ohne Zurechnungszeit und ohne Kinderzuschuß. Der Ver­
sicherungsfall der Berufsunfähigkeitsrente tritt ein, wenn die Er­
werbsunfähigkeit eines Lohnabhängigen auf weniger als die Hälf­
te des in vergleichbarer Lage gesellschaftlich durchschnittlichen 
Arbeitsvermögens absinkt. Der Steigerungssatz der Berufsunfä­
higkeitsrente (Stb) beträgt nur 1,0%.

Beispielrechnung für die ,,kleine Witwenrente“: Versiche­
rungsfall wie oben, die Witwe hat jedoch das 45. Lebensjahr 
nicht vollendet.
Rw = 0,6 x B x P x Vb x Stb (ß und P wie oben) 
Vb = 30 (für Witwenrente keine Zurechnungszeit) 
Stb = LO070 (Steigerungssatz Berufsunfähigkeitsrente)

75 1 0
Rw = 0,6 x 21911 x — x 35 x = 2957,99 DM

Der monatliche Zahlbetrag dieser ,,kleinen Witwenrente“ beträgt 
also 246,50 DM.
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Im nächsten Heft

Polen
UdSSR droht, USA drohen dagegen, EG droht mit

Wojtyla wörtlich
,Die Kirche teilt mit dem Menschen4 Was? 
,Den Wunsch nach einem gerechten Leben4

Die Entwicklungshilfe der Kir­
chen hat sich in der Öffentlich­
keit einen guten Ruf ver­
schafft. Alles käm an Ort und 
Stelle. Direkt zu den Bedürfti­
gen. Verplant von Leuten, die 
die Verhältnisse im Lande ge­
nau kennen und Freud und 
Leid mit den Einheimischen 
teilen. Wahrscheinlich stellt 

die Entwicklungshilfe der Kir­
chen den geschicktesten Ver­
such dar, die Unabhängigkeit 
der jungen Nationalstaaten zu 
umschleichen mit dem Ziel, 
den revolutionären Bewegun­
gen in diesen Ländern zwar 
beileibe nicht den materiellen 
Grund, wohl aber die morali­
sche Grundlage zu entziehen.

Die elementare Kraft, die in 
den Kämpfen der polnischen 
Arbeiterklasse zum Ausdruck 
kommt, darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, die Volks­
wirtschaft Polens ist durch ein 
derart perfides Kreditsystem 
gefesselt, daß für das Jahr 
1980 der gesamte Exporterlös 
kaum den Schuldendienst 
decken wird.
Unter der dauernden Gefahr 
äußerer Einmischung steht 
jetzt die Aufgabe der Konsoli­
dierung der Volkswirtschaft 
an.

Weihnachtsgeschäft
Steigende Profite, sinkender Konsumtion
Zwar ist der bisherige Jahres- I 
Umsatz des Einzelhandels 
durch Lohnsenkungen und 
Preissteigerungen gesunken. 
Aber für das ,,Weihnachtsge­
schäft“ sind gleich 17,5% des 
bisherigen Umsatzes einge- ; 
plant - irgendwann müssen 
die unumgänglichen Repro­
duktionsmittel schließlich ge­
kauft werden.Das Kunststück 
steigender Profite bei sinken­

dem Konsum der Lohnabhän­
gigen wollen Einzelhandelska­
pitalisten und Warenhauskon­
zerne mit einer doppelten 
,, Weihnachtsschlacht“ be­
werkstelligen : Qualitätsver­
schlechterung der Waren und 
Betrug gegen die Käufer, 
Überstunden, Samstagsarbeit, 
gesteigerte Arbeitshetze bei 
gleichem Lohn gegen die 
Lohnabhängigen im Handel.

Argentinien
Militärregime ruiniert die nationale Wirtschaft
Mit Belagerungszustand und 
Verbot von Arbeiterparteien 
und Gewerkschaften regiert 
das Militärregime seit dem 
Putsch von 1976. Die Öffnung 
des Landes für imperialisti­
schen Waren- und Kapitalex­
port untergräbt die nationale 
Wirtschaft, die schon vor 50 
Jahren entwickelt war. Mit zu­
nehmenden Kämpfen antwor­
tet die argentinische Arbeiter­
klasse auf die Verschlechte­
rung ihrer Lage.


